Wiener Landtag

18. Wahlperiode

29. Sitzung vom 28. Jänner 2010

Wörtliches Protokoll

Inhaltsverzeichnis

	  1. Entschuldigte Abgeordnete
	S. 3

	
	

	  2. Fragestunde
	

	1. Anfrage

(FSP - 00189-2010/0001 - KGR/LM)

2. Anfrage

(FSP - 00187-2010/0001 - KVP/LM)

3. Anfrage

(FSP - 00186-2010/0001 - KSP/LM)

4. Anfrage

(FSP - 00192-2010/0001 - KFP/LM)

5. Anfrage

(FSP - 00188-2010/0001 - KGR/LM)
	S. 3

S. 6

S. 8

S. 12

S. 15

	
	

	  3. AST - 00125-2010/0002-KSP/AL: Aktuelle Stunde zum Thema "Perspektiven und Chancen für die Wirtschaftsregion Wien"
	

	Redner: 

Abg Katharina Schinner

StR Johann Herzog

Abg Dipl-Ing Martin Margulies

Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger

Abg Dr Helmut GÜNTHER

StRin Dr Monika Vana

Abg Dipl-Ing Roman Stiftner

Abg Fritz Strobl 
	S. 18

S. 19

S. 20

S. 21

S. 22

S. 23
S. 23

S. 24

	
	

	  4. Mitteilung des Einlaufs
	S. 25

	
	

	
	

	  5. 00102-2010/0001-MDSALTG; P 1: Wahl von Mitgliedern und Ersatzmitgliedern des Bundesrates
	S. 25

	
	

	  6. Gratulation der Zweiten Präsidentin Marianne Klicka an die Bundesrätinnen und Bundesräte
	S. 26

	
	

	  7. LG – 03171-2009/0001; P 2: Wiener Frühförderungsgesetz – WFfG

(Beilage Nr 35/2009)
	

	Berichterstatter: Amtsf StR Christian 
Oxonitsch 
	S. 26 u. 33

	Redner:

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS

Abg Claudia Smolik 

Abg Monika Riha 

Abg Mag Jürgen Wutzlhofer 
	S. 26

S. 27

S. 28

S. 30

	Abstimmung
	S. 34

	
	

	  8. LG – 05477-2008/0001; P 3: Novelle des Wiener Fischereigesetzes (Beilage 
Nr 29/2009)
	

	Berichterstatterin: Amtsf StRin Mag Ulli Sima
	S. 34

	Abstimmung
	S. 34


(Beginn um 9 Uhr.)

Präsident Prof Harry Kopietz: Einen schönen guten Morgen!

Ich darf damit die 29. Sitzung des Wiener Landtages eröffnen.

Entschuldigt sind Herr Abg Dipl-Ing Al-Rawi, Frau Abg Frank, Herr Abg Hora, Frau Abg Ludwig-Faymann, Frau Abg Matiasek, Frau Abg Mag Ringler und Frau StRin Ing Leeb sowie Herr Abg Dr Aigner von 10.30 Uhr bis 13 Uhr und Herr Abg Bacher-Lagler ab 15 Uhr.

Wir kommen damit zur Fragestunde. Die 1. Anfrage (FSP - 00189-2010/0001 - KGR/LM) wurde von Herrn Abg Dipl-Ing Martin Margulies gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Wien ist die Hauptstadt der Armut in Österreich. Immer mehr Menschen rutschen unter die Armutsgrenze. Viele arbeiten volle 40 Stunden in der Woche, können aber von ihrer Arbeit trotzdem nicht leben. Gleichzeitig verdienen einige wenige immer mehr und mehr. Die Schere zwischen Reich und Arm geht weiter auseinander, der Einkommensunterschied zwischen den niedrigsten Löhnen und den absoluten Top-Verdienern wird immer größer. Es ist völlig inakzeptabel, dass Menschen sich den ganzen Monat abrackern und dann gerade mal 1 000 EUR netto verdienen, während andere jeden Tag 1 000 EUR mit nach Hause nehmen. Die Stadt Wien kann nicht alle Ungerechtigkeiten dieser Welt ändern. Aber Wien kann im eigenen Bereich ein Vorbild sein. Auf dem Weg zu einer Gesellschaft mit gerechteren Löhnen könnte Wien die Löhne oben begrenzen und im unteren Bereich anheben. Befürworten Sie, Herr Landeshauptmann, eine landesgesetzliche Festlegung von Obergrenzen für Einkommen im Einflussbereich des Landes Wien in Höhe von 15 000 EUR?)

Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Zunächst einmal die Bemerkung, die wahrscheinlich unsere beiden Politikinteressen eher betrifft, wir wollen sicherlich und vernünftigerweise eine Verteilungsdiskussion in der Gesellschaft führen, nicht aber eine Neiddiskussion. Der Unterschied ist uns mit Sicherheit auch gemeinsam bewusst. Daher sollten wir uns in erster Linie darauf konzentrieren, wie eine Verteilungsfunktion, nämlich zwischen Kapitaleigner und Nichtkapitaleigner tatsächlich zu funktionieren hat und funktionieren soll.

Zweite Vorbemerkung: „Wien als Hauptstadt der Armut" buche ich unter verständlicher und nachvollziehbarer Polemik ab, denn natürlich ist es keine Frage, wir wissen alle miteinander, dass es in Österreich sehr viele Verlagerungen von solcher Problematik gibt, wo man in die Stadt und gerade in die einzige Millionenstadt in einem relativ kleinen Land wie Österreich eben auch Armut exportiert. Aber ich bin mir dessen bewusst und ich denke, dass wir nicht nur in Wien selbst das in unserer Kraft und Macht Stehende tun, um Armut zu bekämpfen, sondern auch in Österreich sehr initiativ unterwegs sind, denn Armutsbekämpfung ist in einer trotz Krise nach wie vor sehr vermögenden Region, wie es Österreich darstellt, eigentlich so etwas wie eine gesellschaftliche Schande. Von dieser Grundposition gehe ich persönlich einmal aus. Danach setze ich die Handlungen, die mir da entsprechend möglich sind, mit Sicherheit einem früheren Abgeordneten zu wenig, aber zumindest das Bemühen kann man mir attestieren.

Was nun die Festlegung von Einkommensobergrenzen für Manager in stadtnahen Betrieben betrifft, so könnte ich es mir leicht machen. Mit der Obergrenze von 15 000 EUR, die im Antrag steht, hätte ich nicht wahnsinnig viel zu tun. Denn selbst der Generaldirektor der Wiener Stadtwerke liegt darunter. So gesehen wäre das ein Leichtes. Ich denke nur, so leicht sollte man es sich letztendlich auch nicht machen. Denn natürlich befindet man sich bei der Suche nach Managern gerade auch im unmittelbaren Wirtschaftsbereich in einer Marktsituation und man hat daher natürlich auch marktkonforme Einkommen zu bezahlen. Ich habe immer die grundsätzliche Auffassung vertreten, marktkonforme Managergehälter bedingen aber auch marktkonforme Leistung. Es wird die Leistung der Manager nicht besser, wenn man ihnen weniger bezahlt, sondern wenn sie ihre Aufgaben nicht erfüllen, gehören sie ausgetauscht. Das ist eine, mag sein, vielleicht grobe Sicht der Dinge, aber so sehe ich das nun einmal.

Meiner eigenen persönlichen Erfahrung nach in unzähligen Gesprächen mit Menschen, denen es wirklich nicht gut geht, war zwar die Gesprächseröffnung durchaus gelegentlich darüber, was die Managergehälter betrifft, aber im Regelfall waren wir dann sehr rasch bei dem ganz konkreten Problem, das die haben. Da sehe ich einen ganz anderen Handlungsbedarf, den wir hier haben, nämlich den der Information, dass leider viele Menschen, die eigentlich Betroffene sind, von Leistungen, die für sie erbracht werden könnten, nichts wissen und daher nicht in den Genuss dieser Leistungen kommen. Darin sehe ich meine Aufgabe. Das halte ich für eine wichtige und zentrale Geschichte, weil man macht das letztendlich auch für die Leute, denen man helfen will, helfen muss. Daher wird das auch mein künftiges Augenmerk sein.

Im Übrigen darf ich darauf verweisen, dass es eine Reihe von Veränderungen gegeben hat. Es gibt heute die Verträge, die es in der Vergangenheit gegeben hat, als neue Verträge nicht mehr.

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Abg Dipl-Ing Margulies, bitte zur 1. Zusatzfrage.

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Auch nur ganz kurz eine Vorbemerkung: Angesichts einer Grenze von 15 000 EUR kann man eh nicht wirklich von einer Neiddebatte sprechen, sondern da geht es eher um eine Symbolik. Dessen bin ich mir vollkommen bewusst, dass das an der Situation der Armut in Wien und von schlechter bezahlten Menschen nicht wirklich etwas ändert. Aber es geht natürlich um eine Symbolik, insbesondere in einer Zeit, wo die Neiddebatte, sage ich ganz bewusst, vor allem von der ÖVP so geschürt wird, dass die Armen untereinander streiten sollen und ja nicht irgendetwas an der Verteilung und an den Einkommensverhältnissen geändert wird. Auch steuerlich deutet nichts darauf hin, dass die Bundesregierung tatsächlich irgendwelche Umverteilungsansprüche stellt, die tatsächlich Armut beseitigen helfen würden und den gesellschaftlich vorhandenen Reichtum ein bisschen gleichmäßiger verteilen.

Nichtsdestoweniger, sozusagen auf der einen Seite die Symbolik - Sie sagen selbst, sehr viele Menschen würde es im Bereich der Gemeinde Wien nicht betreffen -, was allerdings über die Symbolik hinausgehen würde und auch im eigenen Wirkungsbereich liegt, ist sozusagen der Mindestlohn, den es innerhalb der Gemeinde Wien für Vollzeitäquivalente gibt.

Ich frage daher ganz konkret: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass es tatsächlich einen Mindestlohn in Wien gibt, der, wenn man Vollzeit arbeitet, netto zumindest um 500 EUR über der Armutsgrenze liegt? Das heißt, da bewegen wir uns in der Größenordnung von knapp 1 400 EUR netto. Werden Sie sich dafür einsetzen, dass Menschen, die im Bereich der Gemeinde Wien wirklich voll arbeiten, im Monat mit einem Geld heimgehen, das zumindest um 500 EUR netto über der Armutsgrenze liegt?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Ich weiß nicht, ob das Gegenstand einer Fragestunde sein kann, so etwas hier zu erörtern, aber ich kann schon mit Sicherheit sagen, ich trete allgemein in der Gesellschaft für einen Mindestlohn ein, und zwar sehr präzise gesagt, auch kollektivvertraglich geregelt, nicht auf gesetzlicher Basis. Begründung dafür: Es ist damit sehr viel mehr gewährleistet, dass es auch entsprechend umgesetzt werden kann und umgesetzt wird. Denn in all den Ländern, wo dies gesetzlich geregelt wird, gibt es enorme Umwege und Schleichwege, das nicht einzuhalten. Dort, wo es kollektivvertraglich geregelt wurde, wird es auch entsprechend eingehalten, ist die Verpflichtung und Einbindung, Selbstbindung auch eine ganz andere.

Selbstverständlich kann ich mir auch vorstellen, dass man analog dazu dies auch im öffentlichen Dienst macht, sohin auch bei der Gemeinde Wien, ohne jetzt eine Höhe zu nennen. Denn wenn ich vorhin die Richtigkeit und Wichtigkeit kollektivvertraglicher Verhandlungen betont habe, dann will ich das auch bei den eigenen Leuten respektieren.

Präsident Prof Harry Kopietz: Die 2. Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Tschirf. - Ich bitte darum.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Wir haben es heute mit einer steigenden Zahl von Sozialhilfeempfängern in Wien zu tun. Ein Problem für diese sind die Energiepreise. 

Wie sieht es hinsichtlich einer Erhöhung des Heizkostenzuschusses aus?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Ich darf Sie schon ein bisschen daran erinnern, dass wir den Heizkostenzuschuss vor nicht allzu langer Zeit signifikant erhöht, nämlich verdoppelt haben. Das ist in keinem anderen Bundesland passiert. Das ist selbstverständlich auch nicht mit den entsprechend adäquaten Zahlungen seitens des Bundes gewesen. 

Aber ich bin durchaus bereit, darüber nachzudenken, wiewohl das Thema etwa an Brisanz gegenüber der Diskussion vor zwei Jahren verloren hat, dass man ähnlich wie in anderen Energieunternehmen, etwa der Bewag, darüber nachdenkt, wie man hier einen Sozialfonds schafft, der besonders jenen, denen droht, dass es im Winter trotz aller Zuschüsse, trotz aller Sozialleistungen in der Wohnung kalt wird, bei den Energiepreisen selbst entsprechend hilft. 

Sie wissen durch Aufsichtsräte, die Sie ganz gut kennen, dass die Energieunternehmungen der Stadt Wien zum einen natürlich darauf angewiesen sind, wie sich die Marktsituation bei den Rohstoffen entwickelt. Das ist bei kalorischen Kraftwerken von besonderer Bedeutung. Wir alle wissen, dass der Gaspreis dem Ölpreis immer entsprechend hinten nachhängt. 

Zum Zweiten wissen Sie, dass dort auch ordentlich gewirtschaftet wird, sonst hätten die Aufsichtsräte mit Sicherheit ihre entsprechenden Anmerkungen dazu gemacht, allfällig auch öffentlich.

Und zum Dritten kennen Sie auch den Vergleich der Energiepreise in Österreich. Daran können Sie erkennen, dass Wienstrom und Wiengas durchaus im unteren Mittelfeld liegen. So gesehen denke ich, dass man die Diskussion über die rasenden Energiepreise in Wien ad acta legen kann. Sehr wohl aber sollte man darüber diskutieren, wie man jenen, die am allerdringendsten, am allernotwendigsten Hilfe brauchen, auch über das Unternehmen selbst, als eine Art Sozialleistung, helfen kann.

Präsident Prof Harry Kopietz: Die 3. Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Ebinger.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Die vom Kollegen Margulies angesprochene Frage mit der Höchstgrenze für stadtnahe Betriebe ist auch eine freiheitliche Forderung, wo wir gesagt haben, niemand soll mehr verdienen als der Bürgermeister. Jetzt haben Sie gesagt, nur kurze Eingangsanmerkung, Manager brauchen marktkonforme Gehälter. Da müsste man zumindest hinterfragen, ob die Gehälter des Flughafendirektors oder des Ronacher-Intendanten, die weit über Ihrem Gehalt liegen, tatsächlich bei den Leistungen als marktkonform angesehen werden können. Aber das ist nicht meine Frage, sondern ein anderer Punkt.

Es geht um die Armut in Wien. Ab September soll laut Minister Hundstorfer eine Mindestsicherung kommen, 733 EUR, die 12 Mal ausgezahlt werden. Der Kollege Buchinger hat gesagt, jedes Land, das möchte, kann es natürlich freiwillig auch 14 Mal zahlen.

Jetzt meine konkrete Frage an Sie, Herr Landeshauptmann: Sind Sie so sozial und erwägen Sie, die Zahlung der im September kommenden Mindestsicherung im Land Wien auf 14 Mal zu erhöhen? (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Die Dauerhilfeleistung zahlen wir eh 14 Mal!)

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Zunächst möchte ich auf den Unterschied zwischen einem Theater der Vereinigten Bühnen und einem börsennotierten Unternehmen hinweisen. Dessen, dass manche den Unterschied nicht kennen, bin ich mir bewusst. Ich erlebe es leider allzu oft. Aber für mich bleibt ein börsennotiertes Unternehmen ein börsennotiertes Unternehmen. Da können Sie ganz sicher sein, dass ich nicht den geringsten Einfluss auf Dienstverträge nehme, und zwar aus dem einfachen Grund, weil das dem Aktienrecht widersprechen würde. Daher tue ich das nicht. Das sei hier nur festgehalten, damit Sie nicht sagen, ich hätte dem nicht widersprochen. 

Zum Zweiten, was Ihre eigentliche Frage betrifft, darf ich Sie daran erinnern, Sie wissen sicher, weil Sie die Wiener Landesgesetze auch aufmerksam verfolgen, dass bei Dauerhilfeleistungen, die wir im Sozialbereich machen, diese ohnehin schon 14 Mal real existent sind. Bei den anderen, die leider in einen tatsächlich expandierenden Teil der Sozialhilfebezieher ausarten, nämlich jenen, wo es Zuschüsse gibt, weil die in der Wirtschaft in ihrem Beruf zu wenig verdienen, dass sie diesen Satz erreichen, wo es Zuschüsse gibt, was die tatsächliche Ausweitung der Größe der Sozialhilfebezieher ausmacht, gibt es das nicht. Ich bin zunächst froh darüber, dass nunmehr auch mit Kärnten diese Einigung zur Einführung dieser Mindestsicherung erzielt werden konnte. 

Natürlich hätten wir uns von Wien aus gesehen vorgestellt, nachdem von großzügig bei dieser Größe ohnehin keine Rede sein kann, weil das absurd ist, dass dies zumindest an den letzten Stand der Höhe der Sozialhilfeleistungen in den Bundesländern heranreicht. Natürlich hätten wir uns gewünscht, dass das generell gesehen 14 Mal ausbezahlt wird, aber ich denke, dass die Qualität der Einführung einer österreichweiten Mindestsicherung eine so hohe ist, dass wir trotzdem dieser Art 15a-Vereinbarung zustimmen werden. Allfällige Veränderungen und Ausweitungen sind für die Zukunft in Diskussionen durchaus entsprechend möglich. 

Aber ich erwarte mir jetzt, vielleicht auch mit Ihrer Unterstützung, dass der Bund nunmehr seinen Verpflichtungen, die der andere Teil dieser Mindestsicherung sind, entsprechend nachkommt. Bei der Sozialhilfe hat man diese Einigung nunmehr mit den Ländern erreicht. Nun denke ich, dass bei der Notstandshilfe, die ein Bundesmittel ist, dies auch entsprechend dargestellt wird und diese in diese Mindestsicherung entsprechend einbezogen wird. Sonst ist vollkommen klar, was passiert. Sonst ist vollkommen klar, was passiert, dass ganz rasch die Leute aus der Notstandshilfe in die Sozialhilfe purzeln und sohin dann in den Bereich der Länderfinanzierungen kommen. Daher ist es von wesentlicher Bedeutung, dass nunmehr der Bund seiner Verpflichtung bei der Notstandshilfe nachkommt. Das ist etwas, was mir sehr wichtig ist.

Natürlich sehe ich, generell gesehen, die Entwicklungsfähigkeit dieser Mindestsicherung auch. Achten werden wir sehr darauf, dass sich der Unterschied zwischen einer Sozialleistung wie die bedarfsorientierte Mindestsicherung sich vom Mindestgehalt deutlich unterscheidet, denn ich halte das auch für wichtig, dass man darstellen kann, das eine ist eine Sozialleistung, das andere ist ein Erwerbseinkommen. Daher soll das auch entsprechend deutlich gemacht und dargestellt werden.

Präsident Prof Harry Kopietz: Bevor ich das Wort zur 4. Zusatzfrage erteile, darf ich Ihnen mitteilen, dass auch Herr StR Norbert Walter entschuldigt ist.

Die 4. Zusatzfrage stellt Herr Abg Dipl-Ing Margulies. - Ich bitte darum.

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Ich möchte nur eine Vorbemerkung zur Marktkonformität machen, weil betrachtet man tatsächlich die Entwicklung in den letzten Jahren, hat man das Gefühl, dass die Managergehälter absolut nichts mit Qualität und Marktkonformität zu tun haben, wenn man sich anschaut, was mit der AUA passiert ist, was mit dem Flughafen passiert ist, was mit den ÖBB passiert ist, was mit der Hypo Alpe-Adria passiert ist. Da hat man eher das Gefühl, man kauft teure Flaschen ein und nicht wirklich hoch qualifizierte Manager, wenn man darauf schaut, was sie anrichten. Insofern ist die Frage der Leistungsgerechtigkeit und Marktkonformität im Spitzenbereich tatsächlich sehr schwierig zu beurteilen. Viel eher hat man den Eindruck, wer einmal oben ist, bleibt mit einem guten Gehalt oben und ist es dort schiefgegangen, geht man halt zu einem anderen Vorstandsjob. 

Nichtsdestoweniger ist die entscheidende Frage der Marktkonformität für mich bei der Leistung, die die Beschäftigten im Bereich der Stadt Wien tagtäglich bringen. Deshalb frage ich Sie ganz konkret anhand des Beispiels Kinderbetreuungseinrichtungen, anhand der Menschen, die im Sozialbereich tätig sind: Sind Sie der Meinung, dass diejenigen Menschen, die für die Stadt Wien im Sozialbereich, im Kinderbetreuungsbereich tätig sind, marktkonform bezahlt werden?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Jetzt muss ich bedauerlicherweise dasselbe machen, was ich zuvor beim freiheitlichen Abgeordneten gemacht habe. Wer den Unterschied zwischen der Hypo Alpe-Adria und dem Wiener Flughafen nicht kennt, dem kann ich nicht helfen, weil das ist wohl auch eine Gesellschaft und da hat man diesen Unterschied in einer derartigen Form. Übrigens könnte nun ein pingeliger Mensch, der ich nicht bin, weil ich bekanntlich großzügig bin, einwenden, dass bei der Hypo Alpe-Adria zum Beispiel die Manager ausgetauscht wurden. Also wollen wir das dahingestellt lassen. Ich bin der Letzte, der das verteidigt. Sie verurteilen das pauschal und im Überschwang der Gefühle, die ich ja nachvollziehen kann. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Nicht bei allen, aber bei vielen!) Ich bin gnädig, ich kann die Gefühle nachvollziehen, die man da dabei hat. Das verstehe ich durchaus, nur man sollte sich noch ein bisschen auf der Ebene der eigenen Differenziertheit bewegen, denn für die einzelne Beurteilung wäre das durchaus entsprechend notwendig. 

Selbstverständlich ist etwa bei den KindergartenpädagogInnen und dem Kinderbetreuungspersonal ein Nachholbedarf gewesen. Hier hat es schon die entsprechenden Gespräche gegeben. Diese wurden erfolgreich zum Abschluss gebracht. Daher ist hier aus meiner Sicht von uns einerseits ein Problembewusstsein da gewesen, andererseits auch eine entsprechende Lösung. So handhaben wir das natürlich auch überall anders. Selbstverständlich bin ich der Auffassung, wo gute Leistung erbracht wird, soll auch gutes Geld dafür gezahlt werden.

Präsident Prof Harry Kopietz: Wir kommen damit zur 2. Anfrage (FSP - 00187-2010/0001 - KVP/LM), die von Herrn Abg Dr Matthias Tschirf gestellt wird und ebenfalls an den Herrn Landeshauptmann gerichtet ist. (Die Bundesregierung hat unter Federführung von Bundesministerin Dr. Maria Fekter und unter ausdrücklicher Zustimmung des Bundeskanzlers mit dem Nationalen Aktionsplan für Integration ein engagiertes Konzept vorgelegt, welches eine bessere Integration von Migranten fördern soll. Werden Sie die Bundesregierung bei der Umsetzung des Nationalen Aktionsplans für Integration mit einem neuen Wiener Integrationsgesetz, welches die wienspezifischen Maßnahmen der Integrationspolitik auf neue Beine stellt, vollinhaltlich und engagiert unterstützen?)

Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann!

Dass die Integration zu den großen gesellschaftlichen Herausforderungen und Themen gehört, steht völlig außer Zweifel und ist zwischen uns mit Sicherheit auch kein Streitthema. Was allerdings den Nationalen Aktionsplan betrifft, der abgestimmt und koordiniert zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden als eine sehr wichtige Aufgabe angeht, die Zuwanderung und Integration zu gestalten, ist dies an sich ein sehr gutes Vorhaben, an sich auch überfällig. Wir haben daher die Initiative des Bundesministeriums für Inneres zur Erarbeitung eines solchen Aktionsplans außerordentlich begrüßt und uns von Anfang an engagiert in diesem vom Bundesministerium für Inneres koordinierten Prozess im Rahmen der Steuerungsgruppe eingebracht. 

Der nun vorliegende Nationale Aktionsplan für Integration - ich würde lieber formulieren, das Vorpapier dazu - weist jedoch wesentliche Lücken auf. Nicht nur aus Wiener Sicht ist dies vor allem kein Aktionsplan, der umgesetzt werden kann, weil er weder ein Plan ist noch Aktionen entsprechend beinhaltet, da es an der erforderlichen Konkretisierung im Hinblick auf Ressourcen, Selbstverpflichtungen, Festlegung konkreter und partizipierbarer Ziele und nicht zuletzt auch an einem konkreten Zeitplan mangelt. Nicht zuletzt sei auch darauf hingewiesen, dass die Finanzierungsfragen völlig offengelassen wurden. 

Es haben sich daher die Länder, die an sich über lange Zeit bis zur Endfassung eingebunden waren, wo die Länder nicht mehr eingebunden gewesen sind, und zwar alle Länder, im Rahmen eines Beschlusses der Landesamtsdirektoren im Herbst 2009 von den damaligen Zwischenergebnissen distanziert. Vermutlich hat dies auch dazu geführt, dass zu den Abschlussarbeiten und zur Endformulierung des vorliegenden Papiers weder die Bundesländer noch der Städtebund noch der Gemeindebund entsprechend eingebunden waren. 

Zum Inhaltlichen darf ich noch anmerken, es gibt Punkte, in denen Wien von Anfang an klargestellt hat, dass diese so nicht mitgetragen werden können, wie zum Beispiel die Forderung von Deutschkenntnissen vor der Einreise. Das klingt sehr gut, aber es wird der Bevölkerung Sand in die Augen gestreut. Die Regelung, wie sie jetzt vorgeschlagen wird, betrifft weniger als 20 Prozent der Personen, die einwandern und geht vollkommen am angestrebten Ziel vorbei. Wir wollen, dass alle Deutsch sprechen und Deutsch lernt man am besten im Land selbst. Wir müssen die Leute rasch in Deutschkurse bringen und ihnen klar vermitteln, dass es ohne Deutsch nicht geht, wie wir das mit unseren verschiedensten Programmen von „Start Wien“ bis zum „Mama lernt Deutsch"-Kurs tun. 

Wir erwarten, dass der Bund die Kosten für solche Programme nicht den Ländern und Gemeinden überlässt, sondern, wie es überall in Europa selbstverständlich ist, diese finanziert oder sich zumindest an den Kosten beteiligt. Für Placebo sollte man sich eigentlich nicht zur Verfügung stellen. 

Sollte der Bund daher das am 19. Jänner 2010 im Ministerrat beschlossene Grundsatzpapier als Startschuss für eine ernsthafte und engagierte Auseinandersetzung mit dem Thema der Integration sehen oder selbst Verantwortung dafür übernehmen wollen, etwa auch durch das Zurverfügungstellen zusätzlicher finanzieller Mittel, ist Wien selbstverständlich weiterhin zur Mitarbeit bereit. 

Ein den Namen Aktionsplan verdienendes Dokument müsste in einem künftig durchgeführten Prozess erst erarbeitet werden. An der Bereitschaft, an einem solchen Prozess teilzunehmen, wird es Wien nicht missen lassen, aber es wird nicht zuletzt die Ernsthaftigkeit des gesamten Vorhabens daran zu messen sein. 

Ein Integrationsgesetz auf Landesebene ist hier als Erfordernis in diesem Nationalen Aktionsplan für Integration, im Grundsatzpapier, im Übrigen nicht vorgesehen. Die Kompetenz zur Erlassung fremdenrechtlicher Regelungen liegt laut Bundesverfassung eindeutig beim Bundesgesetzgeber. Schon gar nicht ist das die Aufgabe des Landeshauptmannes, hier gesetzgeberisch tätig zu sein. Ich denke, dass wir in Wien mit der Schaffung der zuletzt auch sehr kooperativen Zuwanderungskommission, in den Bereichen der Bildungspolitik, der Wohnpolitik, der Politik im öffentlichen Raum auch bewiesen haben, dass wir dazu in der Lage sind, jene Arbeitsteilung, die uns nicht zuletzt die Verfassung vorgibt, tatsächlich auch zu erfüllen. Es bestimmen nicht wir die Zuwanderergesetze und die Fremdengesetze, das sind klare Bundesregelungen. Die Länder, die Gemeinden, insbesondere die Städte müssen letztendlich mit jenen Ergebnissen, die uns die Zuwanderungsgesetze bescheren, entsprechend fertig werden. Das tun wir nach bestem Wissen und Gewissen.

Ich könnte mir daher vorstellen, dass wir diese Diskussion über einen tatsächlichen Nationalen Aktionsplan für Integration mit jenen Aspekten versehen, die notwendig sind, dass wir gemeinsam auf Bundesebene eine Zuwanderungskommission entsprechend einrichten und auf diese Art und Weise tatsächlich einen gemeinsamen Integrationsprozess mit dem Bund in Gang setzen und nicht insbesondere die Städte oder die Gemeinden damit mehr oder weniger alleine lassen. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Prof Harry Kopietz: Die 1. Zusatzfrage, Herr Abg Dr Tschirf. - Ich bitte darum.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann! 

Wir sind uns darin einig, dass Integration einer nationalen gemeinsamen Kraftanstrengung bedarf und dieser Aktionsplan Integration ist nicht ein Integrationsplan der Innenministerin allein, sondern des Bundes und daher mit dem Herrn Bundeskanzler entsprechend akkordiert. 

Daher meine Frage: Führen Sie über diese Frage nie Gespräche mit dem Herrn Bundeskanzler, der diesem Haus einmal angehört hat?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Ich weiß gar nicht genau, was diese Frage hier soll. Wir befinden uns im Wiener Landtag. Dieselbe Frage könnte man stellen, ob der niederösterreichische Landeshauptmann mit der Frau Innenministerin keine Gespräche führt. Niederösterreich vertritt die gleiche Position, wie ich sie hier referiert habe, wie auch alle anderen Bundesländer. 

Das ist nicht eine Frage der Parteipolitik, das ist hier wahrscheinlich schwer verständlich, sondern das ist eine Frage der Diskussion zwischen den Positionen, die der Bund einnimmt und die die Länder, die Gemeinden und die Städte einnehmen. So etwas kommt im Übrigen häufig vor, nicht nur bei Finanzausgleichsverhandlungen, sondern beispielsweise verweise ich auf die Arbeitsgruppe X der großen nationalen Kraftanstrengung zur Verfassungsreform, wo genau dieselbe Situation eingetreten ist, völlig unabhängig von der Parteizugehörigkeit der jeweiligen Amtsträger, wo es zu klaren Auffassungsdifferenzen und sehr harten Meinungsverschiedenheiten zwischen Bund auf der einen Seite und Ländern, Gemeinden und Städten auf der anderen Seite gekommen ist. Hier sind wir unterschiedlicher Meinung. 

Daher noch einmal, es ist nicht eine Ablehnung a priori. Sehr wohl wollen wir tatsächlich an einem Nationalen Aktionsplan für Integration mitarbeiten. Das, was hier ohne die Länder, de facto unter Ausschaltung der Länder, im Abschlussprozess der Erstellung dieses Papiers gemacht wurde, ist mit Sicherheit nicht das, was wir uns vorstellen. 

Da kann jede Frage, wem der Bundeskanzler gehört, sofort beantwortet werden: Wem gehört die Innenministerin? Das ist eine sinnlose Diskussion. (Abg Mag Wolfgang Jung: Eine unangenehme Diskussion!) Machen wir gemeinsam etwas!

Präsident Prof Harry Kopietz: Die 2. Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Jung. 

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann! 

Ich teile ihre Kritik an der Bundesregierung, die von Ihrem Bundeskanzler geführt wird, was diesen Aktionsplan betrifft. 

Eine Ergänzung dazu und zu den gestrigen Ausführungen betreffend Erstaufnahmezentrum: Sie haben keine wirklich klare Antwort gegeben, ob es in Wien ein Erstaufnahmezentrum geben wird oder nicht. 

Meine Frage nach der Präzisierung geht dahin: Sind Sie sicher und können Sie ausschließen, dass es in Wien nicht bereits auftragsgemäß Erhebungen auf unterer Ebene gegeben hat und dass nicht auch sogar ein Objekt besonders ins Auge gefasst wurde? Können Sie weiters ausschließen, dass wir auch nach der Wahl kein Erstaufnahmezentrum bekommen? (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich glaube, eine Wohnung!)

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Landtagsabgeordneter! 

Ich kann Ihre Mystik nicht nachvollziehen. Es tut mir leid, ich habe dazu keinen Zugang. Sagen Sie mir, wenn Sie meinen, dass irgendjemand irgendwelche Erhebungen über ein Erstaufnahmezentrum in Wien macht. Sagen Sie mir, welches Objekt in Auftrag gegeben wurde. 

Das Einzige, was ich Ihnen sagen kann, ist, dass es über die Frage eines Erstaufnahmezentrums in Wien keinerlei Gespräch, nicht einmal eine Sekunde, zwischen der Frau Innenministerin und dem Wiener Landeshauptmann gegeben hat. (Abg Mag Wolfgang Jung: Danach habe ich nicht gefragt!)

Präsident Prof Harry Kopietz: Die 3. Zusatzfrage, Frau Abg Mag Vassilakou. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Wenn man Menschen integrieren möchte, glaube ich, ist es doch zentrale Voraussetzung, dass man sie nicht sofort schikaniert. Ich möchte auf die Bestimmung im so genannten Nationalen Aktionsplan für Integration zu sprechen kommen, dass Zuwanderer bereits im Ausland Deutschkenntnisse erworben haben müssen, insbesondere in Anbetracht der Tatsache, dass lediglich in hundert Ländern weltweit Deutschkurse angeboten werden, es dort überhaupt die Möglichkeit gibt, Deutsch zu lernen. In manchen dieser Länder sogar nur an einer einzigen Stelle. Oft ist das die Hauptstadt und Menschen, die aus ländlichen Regionen stammen, hätten hunderte Kilometer zurückzulegen, um überhaupt einen Deutschkurs besuchen zu können. 

Ich möchte Sie fragen, wie Sie dieser Bestimmung gegenüberstehen und ob und inwieweit Sie ihren doch nicht geringen Einfluss innerhalb der Sozialdemokratie geltend machen möchten, um dafür zu sorgen, dass mindestens diese Bestimmung keine Mehrheit im Nationalrat findet. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Frau Abgeordnete!

Natürlich kennt man meinen Standpunkt. Ich habe mich auch öffentlich dazu geäußert. Da geht es nicht um die Frage dessen, wie viele Angebote es in den jeweiligen Ländern gibt, sondern man muss zumindest ein bisschen in dieses Papier hineinschauen, bevor man eine Diskussion darüber beginnt, sei es von der einen Seite oder von der anderen Seite aus. 

Die Vorstellungen, die in diesem Papier diesbezüglich geäußert werden, betreffen zunächst einmal nur Drittstaatsangehörige im Familienzuzug. Das war der Grund meines Hinweises darauf, dass es weniger als 20 Prozent sind, die vom Grundsatz her überhaupt einmal betroffen sind. Hier haben wir durchaus in einer gewissen Bandbreite die Türkei, wo es vier Goethe-Institute gibt. Österreich hat keinerlei derartige Institute im Drittstaatsbereich, muss man dazusagen, außer wenn man die USA als Drittstaatsbereich bezeichnet, dann schon. Aber bedauerlicherweise ist beispielsweise in Frankreich das Kulturinstitut geschlossen worden, was ich aus völlig anderen Gründen, was mit der Integration nichts zu tun hat, außerordentlich bedauere. Das ist wirklich schade. Aber das sei hier nur am Rande angemerkt. In anderen Ländern besteht gar keine Möglichkeit, dies entsprechend zu lernen, sodass es mit Sicherheit eine Vorselektion bedeuten könnte, die, wie viele Verfassungsexperten meinen, durchaus im Widerspruch zur österreichischen Verfassung stehen könnte. 

Dann kommt natürlich noch das Zweite dazu, dass gut Qualifizierte diese Deutschkenntnisse nicht brauchen. Ich gehe davon aus, dass ein Universitätsprofessor, der aus den USA etwa ans Augasse-Institut berufen wird, nicht vorher eine Deutschprüfung machen muss, denn damit, glaube ich, werden wir Schwierigkeiten kriegen, notabene, wo die gesamte Sprache dort Englisch ist, die ganzen Hausregeln dort Englisch sind, selbst im Kaffeehaus, und das auch nicht unmittelbar eine Alltagsnotwendigkeit darstellt. Nichtsdestotrotz lernen gerade diese Leute zuallererst Deutsch, weil sie sich entsprechend unterhalten wollen, weil sie in das Theater gehen wollen und weil sie von sich aus bemüht sind, sich entsprechend zu integrieren. Aber wo ist hier die Grenze? Das ist ein völlig schwammiger Begriff, der gar nicht durchzuziehen ist. 

Zusammenfassend gesehen werde ich sehr darauf drängen, dass das, was der Bundeskanzler dazu sagte, dass hier ein entsprechender Plan vorgelegt werden sollte, a) verfassungskonform und b) menschenrechtskonform gemacht wird. Das ist überhaupt keine Frage. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Die 4. Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Tschirf. - Ich bitte darum. 

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Ich hoffe doch, dass Sie, Herr Landeshauptmann, das etwas optimistischer sehen als in der Fragebeantwortung zu meiner Frage, wo sie das ähnlich gesehen haben wie die Entwicklung des Österreichkonvents. Ich gebe zu, dass ich zwar für die Fragen des Österreichkonvents persönlich ein großes Interesse habe, aber ich gebe zu, dass es nicht so wichtig ist, dass die Verfassung ästhetisch entsprechend dargestellt ist, als dass man die Integrationsfragen der Zukunft löst. 

Ich hätte aber eine Frage. Und zwar haben Sie gesagt, dass das Fremdenrecht Bundesangelegenheit ist. Das ist richtig, aber es gibt Angelegenheiten im Bereich der Integration, die darüber hinausgehen, die durchaus dem Art 15 B-VG unterliegen, das heißt, Gesetzgebungskompetenz der Länder und damit auch des Landes Wien. Können Sie sich für diese Bereiche sehr wohl vorstellen, gesetzliche Bestimmungen zu schaffen, um auch ein Vorbild für andere Bereiche zu zeigen, weil Sie könnten damit einen Beitrag dazu leisten, hier einen Schub herbeizuführen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Klubobmann!

Dass ich den Verfassungskonvent auf die Frage einer Rechtsästhetik reduzieren wollte, ist wirklich genial. Diesen Zugang hatte ich bisher noch nicht, ist gar keine Frage. Ich frage mich allerdings auch, warum ich mich dann in den verschiedenen Bereichen so abgemüht habe, die ewigen Diskussionen über die drei Säulen bis hin zu den ganzen Fragen der Arbeitsgruppe X, wo es um das Eingemachte, nämlich um die Finanzierung, geht, hätte ich mir wahrscheinlich ersparen können. Wir hätten die Ästheten, wie etwa den leider zu früh verstorbenen ehemaligen Generalsekretär des Städtebundes Pramböck dazu verwenden können, dass er dieser Rechtsästhetik zu einem entsprechenden Durchbruch verhilft. Er hat sich bemüht, das sei posthum einmal mehr anerkannt. Er hat sich bemüht. Aber wenn das das eigentliche Ziel war, dann gebe ich zu, habe ich das verkannt, ist es an mir vorübergegangen. 

Zur eigentlichen Frage, Herr Klubobmann: Wenn wir für unsere Integrationsarbeit im Inland, in Wien, in den Ländern, in den Gemeinden, tatsächlich eigentliche Rechtsgewerke brauchen, dann werden wir sie uns schaffen. Zur Stunde sehe ich die Thematik allerdings eher in der Praxis, in der Umsetzung dessen. Da denke ich, sind wir nicht zuletzt auch mit dieser Zuwandererkommission gemeinsam auf einem guten Weg. Das ist das, was die Leute im Prinzip auch erwarten. Über die Fragen von Rechtsästhetik unterhalten wir uns später. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Wir kommen damit zur 3. Anfrage (FSP - 00186-2010/0001 - KSP/LM), die vom Herrn Abg Christian Meidlinger gestellt wird und an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet ist. (Das Jahr 2010 ist international das Jahr der Biodiversität (Artenvielfalt). Welche Maßnahmen und Programme setzt das Land Wien in diesem Jahr?) 

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Abgeordneter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Frage beschäftigt sich mit dem Thema der Biodiversität, sprich, der Artenvielfalt. 2010 ist ja das internationale Jahr der Artenvielfalt. Ich möchte Ihnen kurz ein bisschen darstellen, was die Stadt Wien in diesem Bereich der Biodiversität und Artenvielfalt tut, getan hat und auch in den nächsten Jahren tun wird. 

2010, das Jahr der internationalen Artenvielfalt, wollen wir gerne dazu nutzen, die Artenvielfalt weiter zu fördern, vielfältigen Tieren und Pflanzen Lebensräume im Land Wien zu sichern, das Bewusstsein in der Öffentlichkeit für die Bedeutung der Artenvielfalt weiterhin zu stärken und natürlich auch die Akzeptanz in der Bevölkerung für unsere Maßnahmen zu erhöhen. 

Artenvielfalt ist auch ein sehr vorrangiges Ziel im Wiener Naturschutzgesetz. Naturnahe Lebensräume sowie seltene und gefährdete Arten sollen in einem künftigen Erhaltungszustand weiter in Wien bestehen. Es gibt sehr viele Projekte und Programme. Ich möchte Ihnen wirklich nur einige aufzählen. Keine Sorge, ich werde nicht alle aufzählen, weil sonst würden wir die Fragestunde heute ein bisschen ausdehnen, aber vielleicht über die wichtigsten einen Überblick geben. 

Das ist natürlich das Wiener Arten- und Lebensraumschutzprogramm, das Netzwerk Natur. Das ist allen sicherlich bekannt. Zu diesem Netzwerk Natur, und das finde ich besonders schön, gibt es seit 2001 Bezirksleitlinien, wo wirklich Naturschutzziele für jeden einzelnen Bezirk formuliert und gebündelt wurden und wo tatsächlich konkrete Maßnahmen für die einzelnen Bezirke vorgeschlagen und auch umgesetzt werden. Gemeinsam mit Vereinen, mit Interessenvertretungen, mit Einzelorganisationen oder Personen haben wir es, glaube ich, wirklich geschafft, ein sehr schönes Netzwerk der Artenvielfalt über die gesamte Stadt zu spannen. Es geht natürlich um die Förderung der Lebensqualität in diesem Bereich. 

Was mich besonders freut, ist, dass es gelungen ist, schon über hundert Projekte aus den Themenfeldern Wiesen, Wälder, Gewässer und so weiter, aber natürlich auch Bildung, weil auch das ist ein wichtiger Beitrag in diesem Netzwerk Natur, durchzuführen. Zum Beispiel ist es gelungen, schon Kindergartenkinder für dieses Thema zu sensibilisieren und sie in die Projekte beziehungsweise in die Umsetzung von konkreten Artenschutzmaßnahmen einzubinden beziehungsweise ihnen durch die konkrete Umsetzung schon diesen Natur- und Artenschutz vermitteln zu können. Es gab zum Beispiel 2009 im Prater ein sehr schönes Projekt, wo es um die Würfelnatter, den Teichfrosch, den Springfrosch und viele andere Tierarten und deren Nahrungs- und Brutbiotope gegangen ist. 

2010 wird es beim Netzwerk Natur einen Schwerpunkt für Wiesen und Trockenstandorte geben. Das beinhaltet die Pflege von Wiesen, Struktur- und Lebensraumverbesserungen für Insekten, für Schmetterlinge, für Heuschrecken, für Reptilien und für Vögel. 

Ein weiteres wichtiges Projekt für 2010, und ich versuche hier wirklich, nur überblicksmäßig die Überschriften zu sagen, sind Kulturverbesserungen in der Wiener Weinbaulandschaft. Das sind EU-kofinanzierte Projekte. Das ist deswegen wichtig, weil wir gerade in diesen Weinbaulandschaften die Alpenstruktur, die es früher gegeben hat, ein bisschen verloren haben und wir versuchen, mit Trockensteinmauerbau, Obstbaumpflanzungen, standortgerechten Heckenpaketen wieder mehr Lebensräume für seltene Arten zu schaffen. Das ist natürlich auch ein Lebensraum, wo sich das ganz hervorragend anbietet. 

Wir haben noch ein Projekt, auf das wir sehr stolz sind und das wir gemeinsam mit der Landwirtschaft durchführen. Das ist das Vertragsnaturschutzprojekt „Lebensraum Acker", wo es darum geht, auch Restflächen und Einzelelemente inmitten der Kulturlandschaft zu erhalten. Das ist auch ein Projekt, das wirklich sehr gut funktioniert, wobei Ackerflächen aus der Bewirtschaftung genommen und durch geeignete Anbau- und Pflegemaßnahmen artenreiche Wiesen dort entwickelt werden können. Zum Beispiel ist es so, dass wir sieben Arten der Roten Liste auf einem viertel Quadratmeter einer solchen Fläche gefunden haben. Das ist, glaube ich, wirklich ein beeindruckender Erfolg, wenn man sich vor Augen hält, dass es sich bei Wien um eine Millionenstadt handelt und wir da schon in einer besonderen Position sind. 

Ich möchte noch ganz kurz auf den Amphibienschutz eingehen, weil der Amphibienschutz im Arten- und Naturschutz immer eine ganz besondere Rolle eingenommen hat. Amphibien sind einfach ein wertvoller Zeiger für die Artenvielfalt, weil Amphibien sehr viele unterschiedliche Habitatansprüche stellen und deswegen mit ihrem Artenspektrum ein wichtiger Indikator von einem intakten Lebensraum in der Stadt darstellen. Das heißt, wenn man viele Amphibien hat, dann kann man davon ausgehen, dass es viele verschiedene Lebensräume als Angebot gibt. Deswegen hat der Amphibienschutz in Wien schon eine sehr lange Tradition, und zwar seit den 90er Jahren. Wir sind jetzt mit ganz konkreten Projekten beschäftigt. Das sind Amphibientunnel im Prater, in der Aspernallee sowie in der Exelbergstraße, wo es etliche neue Amphibientunnelbauwerke nach den neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen gegeben hat. Die Planung für sieben Tunnel ist bereits abgeschlossen und die nächsten für 2010 sind bereits budgetiert. 

Ich werde Ihnen die weiteren Projekte nur überblicksmäßig sagen. Sie wissen, dass in Wien ein Drittel der Landesfläche Schutzfläche ist, das heißt, die unter der einen oder anderen Art von Natur- oder Landschaftsschutz steht. 

Wir sind bei der Biotoptypenkartierung, wo wir die ganzen geschützten Biotope in der Stadt auswerten, auch viele Schritte weitergekommen. Bei der Artenkartierung haben wir mittlerweile einen sehr guten Kenntnisstand über das Vorkommen der unter Schutz stehenden Tier- und Pflanzenarten. Wir haben bei der Vogelkartierung jetzt ein hervorragendes Buch herausgegeben und so weiter. 

Die Liste ist wirklich eine sehr lange. Ich freue mich, dass wir heuer das Jahr der Artenvielfalt nutzen können, dieses sehr wichtige Thema der Artenvielfalt in der Stadt noch mehr zu thematisieren und den Wienerinnen und Wienern ein bisschen näherzubringen, welche seltenen Tier- und Pflanzenarten bei uns wachsen und gedeihen, was wir tun als Stadt, aber auch die Bezirke, um das in die Zukunft weiterhin zu fördern. Wir werden uns bemühen, das noch ein bisschen bekannter zu machen, weil bei einer Großstadt ist Artenvielfalt nicht unbedingt das erste Thema, das einem einfällt. Deswegen sind wir umso stolzer auf die vielen Erfolge, die wir in dem Bereich gemeinsam vorweisen können! (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Prof Harry Kopietz: Die 1. Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Ebinger. - Ich bitte darum.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Landesrätin!

Es war natürlich klar, dass der Amphibienschutz in Wien einen besonderen Stellenwert hat. Ich denke dabei an das Dissertationsthema vom Herrn Landeshauptmann. Aber es ist wichtig, Laubfrosch und solche Dinge sind vom Aussterben bedroht. Das muss man schützen. Das ist ja nichts Böses. (Lhptm Dr Michael Häupl: Unwissender! Das war ein Reptil!) - Ach so, Reptilien? (Lhptm Dr Michael Häupl: Das war ein Reptil, keine Amphibie!) Entschuldigung! Die werden aber hoffentlich auch geschützt. (Lhptm Dr Michael Häupl: Ja, natürlich!) Aber ich darf da keine Zwiegespräche führen. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Auskennen sollte man sich schon!)

Außerdem ist es ein ernstes und wichtiges Thema im Jahr der Biodiversität. Wir haben mannigfaltige Probleme. Wir haben Probleme mit Pflanzen, die hereinkommen und andere verdrängen, invasive Neophyten. Wir haben Probleme durch den Klimawandel, wo wir einfach zur Kenntnis nehmen müssen, dass gewisse Pflanzen beispielsweise die Trockenheit nicht so gut aushalten. Es gibt auch Tiere, die andere verdrängen, wie die Asiatischen Marienkäfer und so weiter.

Meine Frage an Sie, Frau Landesrätin: Gibt es Studien oder planen Sie im Jahr der Biodiversität Studien, um Vorsorge zu betreiben, wie sich der Klimawandel auf unsere Biodiversität, also auf unsere Vielfalt in Wien, auf unser ökologisches System, auswirkt, um dann auf Grund dieser Studien auch schon Hinweise für private Bepflanzungen zu geben, was resistent ist und was nicht mehr resistent ist?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Es ist immer gefährlich, sich mit Biologen auf eine solche Reptilien-Amphibien-Diskussion einzulassen. 

Ganz im Ernst. Wir haben schon eine Studie zum Thema Klimaschutz und Auswirkungen auf Wien im Rahmen des KliP II in Auftrag gegeben. Das ist in Bearbeitung, weil wir uns mit dem KliP II auch dazu entschlossen haben, nicht nur Maßnahmen gegen den Klimawandel zu setzen, sondern auch den Tatsachen ins Auge zu sehen, insofern, dass man sagt, es wird einen Klimawandel geben. Welche Auswirkungen hat das auf Wien? Es geht nicht nur um die Artenvielfalt, sondern auch um ganz konkrete Dinge wie den Hochwasserschutz oder die Wasserversorgung. Was wird sich dort ändern? Welche Maßnahmen müssen wir in vielen Bereichen setzen, um schon rechtzeitig gegenzusteuern und nicht erst aktiv zu werden, wenn uns die Folgen des Klimawandels erreichen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Die 2. Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Maresch. - Ich bitte darum.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Es freut mich natürlich, wenn sich sogar der Chef der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten für Biodiversität in der Stadt interessiert. Das finde ich sensationell! (Abg Nurten Yilmaz: Du glaubst, du bist der Einzige!) Wahrscheinlich der einzige Gewerkschafter der Gemeindebediensteten auf der ganzen Welt, den das interessiert. Aber ganz egal, finde ich gut, dass das so ist. 

Meine Frage geht in Richtung Ökolandbau. Sie haben begonnen, darüber zu reden, welche Aufgaben die Landwirtschaft hat, wie man mit der Landwirtschaft kooperieren kann, welche Projekte es da gibt. In Wien gibt es rund 700 landwirtschaftliche Betriebe, Tendenz abnehmend. Davon gibt es relativ wenige Biobauern, Biobäuerinnen. Die größte Biobäuerin Österreichs ist die Stadt Wien selbst. Deswegen meine Frage. Gerade Weingärten haben Sie erwähnt, Lesesteinmauern, all diese Dinge, die man da tun kann. 

Deswegen meine Frage, wie gesagt: Warum stellt die Stadt Wien, obwohl sie die größte Biobäuerin in Österreich ist, beim Weinbau nicht auf Ökolandbau um? Warum macht sie das nicht, obwohl das für die Biodiversität so wichtig wäre?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Abgeordneter!

Zunächst möchte ich einmal die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten ein bisschen in Schutz nehmen. Ich finde, es ist relativ diskriminierend, was Sie da gesagt haben, Herr Abgeordneter. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Nein, überhaupt nicht!) Ich bin der sicheren Meinung, dass es sehr viele Gewerkschafter bei den Gemeindebediensteten gibt, die sich für Natur- und Artenschutz interessieren, weil sie auch Interesse an einem lebenswerten Lebensraum in dieser Stadt haben und gern ins Grüne hinausgehen. Ich glaube, dass das, was Sie da gesagt haben, nicht wirklich haltbar ist. (Beifall bei der SPÖ. - Abg Mag Rüdiger Maresch: Ich bin förmlich begeistert!) - Gut, das freut uns! Dann sind wir gemeinsam begeistert und hoffen, dass wir noch viele weitere in diesem Sinne begeistern können. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Wunderbar!)

Was den Weinbau betrifft, haben wir schon das eine oder andere Mal über dieses Thema diskutiert. Sie wissen, dass wir uns beim Weingut Cobenzl jetzt erste Flächen anschauen, wie das mit der biologischen Bewirtschaftung geht. Ich habe Ihnen aber auch gesagt, dass es bei gewissen Schädlingstypen, die wir im Weinbaubereich haben, noch eine gewisse, wie ich finde, auch sehr gut begründete Skepsis gibt. Ich sage nur das Thema Pilzbefall und so weiter. Es ist uns in erster Linie dort schon sehr wichtig, dass der Wein weiterhin eine gute Qualität hat. Wir haben lange genug gearbeitet, um zu diesem Punkt zu kommen. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Aber es gibt Biowinzer!)

Es gibt Biowinzer. Wir werden uns das anschauen. Ich bin da leidenschaftslos und auch ergebnisoffen. Wir werden uns natürlich anschauen, wie das bei den anderen funktioniert und welche Probleme sie haben. Sie wissen, es ist nicht jeder Jahrgang wie der andere. Es gibt Jahre, wo es mit Pilzen überhaupt kein Problem gibt, und dann gibt es natürlich feuchtere Jahre, wo das ganz anders ausschaut. Was ich nicht möchte, ist, mit einem Schlag zu sagen, wir stellen alles um, volles Risiko, sondern ich möchte das wirklich vorsichtig, überlegt und besonnen angehen. 

Aber dass die Stadt Wien und ich persönlich überhaupt keine Berührungsängste im Thema biologische Landwirtschaft haben, haben wir, glaube ich, wirklich bewiesen, weil die Stadt Wien schon seit den 80er Jahren zu den Pionieren in diesem Bereich zählt. Auch der Leiter des Weinguts Wien Cobenzl, Thomas Podsednik, der auch der Leiter des Landwirtschaftsbetriebes ist, hat bewiesen, dass es da überhaupt keine Vorurteile oder sonst etwas gibt. Aber man muss es sich trotzdem nüchtern und gut anschauen, ob das in dem Bereich auch bei Wiener klimatischen Verhältnissen überhaupt umsetzbar ist und dann auch die Qualität noch passt.

Präsident Prof Harry Kopietz: Zu Ihrer Information, meine Damen und Herren, auch der Herr Abg Dr Troch hat sich wegen Krankheit entschuldigt.

Wir kommen zur 3. Zusatzfrage. Sie wird von Herrn Abg Dipl-Ing Stiftner gestellt. - Ich bitte darum.

Abg Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Schönen guten Morgen, Frau Stadträtin!

Als Biologin wissen Sie natürlich, dass Artenvielfalt sehr viel mit Lebensraum in der Natur zu tun hat. Der Lebensraum in der Natur in Wien ist nicht gerade üppig. Wir haben oft die Situation, dass sich viele Bäche bereits unter der Oberfläche mehr oder weniger versteckt haben. Zwei Drittel der Wienerwaldbäche fließen unter der Oberfläche, sind also nicht renaturiert. Auch der Rechnungshof hat die bisherigen Initiativen der Wiener Stadtregierung sehr stark kritisiert, beispielsweise die Planungsarbeiten und die Durchführungsarbeiten, die im Bereich des Wienflusses nicht wirklich besonders gelungen sind. Der Petersbach ist so weit renaturiert, dass dort nur eine Tafel hängt, und das, glaube ich, seit vier Jahren, die mittlerweile, glaube ich auch, schon durchgesprüht ist. Aber es ist nicht viel weitergegangen.

Ich möchte Sie deshalb fragen, wie Sie wirklich Biodiversität abseits der Hochglanzmagazine umsetzen wollen und wie Sie den Lebensraum der Natur durch Renaturierung ehestmöglich zurückgeben wollen, weil es eine Möglichkeit ist, durch Investitionen auch Arbeitsplätze für Wien zu sichern.

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Abgeordneter!

Ich habe vorhin ausgeführt, und wie gesagt, das war nur wirklich ein Bruchteil der Projekte, die wir im Bereich der Artenvielfalt und Biodiversität haben, dass Wien als Großstadt in diesem Bereich eine sehr lange Tradition hat, aber wirklich auch sehr gut aufgestellt ist, weil wir viele Arten der Roten Liste auch in der Stadt beheimaten konnten und können beziehungsweise auch wieder ansiedeln können.

Was den Wienfluss und die Wienerwaldbäche generell betrifft, ist das einfach eine strukturelle Frage, die natürlich sehr stark mit unserer Geschichte verknüpft ist, weil es sich damals einfach so ergeben hat, dass viele der Bäche als Bachkanäle genutzt wurden. Natürlich ist es nicht so einfach, jetzt das komplette System umzubauen und wieder zu renaturieren. Das würde auch in vielen Bereichen keinen Sinn machen. Dort, wo es Sinn macht, zum Beispiel bei der Liesing, tun wir es auch. 

Der Wienfluss, muss man auch dazusagen, hat hauptsächlich die Aufgabe, den Hochwasserschutz für diese Stadt aus dem Wienerwaldeinzugsgebiet mitzuerfüllen. Das ist die primäre Aufgabe des Wienflusses. Alles andere ist dem nachgeordnet. Auch das haben wir, glaube ich, dem Rechnungshof sehr gut darlegen können, dass es sich hier nicht um ein normales Fließgewässer in einer Stadt, sondern um einen Fluss handelt, der eine besondere und für die Stadt sehr zentrale und wichtige Aufgabe hat und dass deswegen alle Versuche der Renaturierung oder sonstigen Nutzung dort immer vor dem Hintergrund der Primärnutzung des Wienflusses, nämlich als Hochwasserabflussbereich, zu sehen sind und dadurch viele Dinge, die wir vielleicht alle gerne hätten, schwer gehen beziehungsweise gar nicht möglich sind. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Die 4. Zusatzfrage stellt Herr Abg Ing Meidlinger. Ich erteile es ihm.

Abg Ing Christian Meidlinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Guten Morgen, Frau Landesrätin!

Vielleicht zunächst noch eine Anmerkung: Als Vorsitzender einer Gewerkschaft mit über 250 Berufsgruppen ist es zu einer Frage bis zur Artenvielfalt nicht wirklich weit und durchaus auch ableitbar. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Das ist eine ganz arge Formulierung, Herr Kollege!) Es sind natürlich viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer an ökologischen Fragen interessiert. Es gibt sehr viele Gemeindebedienstete, die auch bundesweit mit diesen Themen beschäftigt sind und in diesen Berufen und Tätigkeitsfeldern arbeiten. 

Sehr geehrte Frau Landesrätin, in den letzten Jahren hat die Stadt Wien den Tag der Artenvielfalt traditionellerweise mit sehr interessanten Programmen befüllt. 

Meine Frage ist: Wird es diesen Tag der Artenvielfalt auch heuer wieder geben? Und wenn ja, welche Programme sind hier vorgesehen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Abgeordneter!

Natürlich wird es auch heuer wieder einen Tag der Artenvielfalt geben. Es ist mittlerweile eine schöne Tradition seit dem Jahr 1999. Dieser Tag findet jedes Jahr im Juni statt und ist mittlerweile, und das ist, glaube ich, nicht so bekannt, eine der größten Feldforschungsaktionen in Mitteleuropa geworden. Europaweit machen 20 000 Forscher und Forscherinnen und Naturliebhaber bei diesem Tag der Artenvielfalt mit. Wir haben im Jahr 2000 damit im Prater begonnen und seitdem sind wir immer in den unterschiedlichen Grünräumen der Stadt zu Gast, zum Beispiel auch einmal am Zentralfriedhof, weil das trotzdem ein sehr wichtiges und artenreiches Biotop der Stadt ist. 

Es ist immer eine spannende Expedition in die heimische Natur, vielleicht auch ein bisschen von einer anderen Seite, als man sie sonst kennt. Für die Teilnehmer und Teilnehmerinnen gilt es, innerhalb von 24 Stunden möglichst viele verschiedene Pflanzen, Tiere und Pilze zu entdecken. Neben der Bestandsaufnahme geht es natürlich auch darum, das Bewusstsein und die Begeisterung für die Artenvielfalt in der Stadt und die Vielfalt, die eigentlich direkt vor unserer Haustür ist, ein bisschen geweckt werden. 

Wir werden heuer den 10. Tag der Artenvielfalt in Wien haben. Er wird in Liesing, im Maurer Wald, am 11. und 12. Juni stattfinden. Sie können sich das schon im Kalender vormerken. Er wird gemeinsam mit der Bezirksvorstehung, der MA 22, der MA 49 und dem Biosphärenpark veranstaltet werden. Das Untersuchungsgebiet wird heuer Wien-Mauer sein. Der Hauptveranstaltungsort ist beim Pappelteich. Es wird am Freitag auch Führungen zu nachtaktiven Tieren geben und circa hundert Expertinnen und Experten aus allen Bereichen der Zoologie und Botanik werden ihr Wissen dort unentgeltlich zur Verfügung stellen und Führungen machen. Man kann dort den Wissenschaftern beim Arbeiten wirklich ein bisschen über die Schulter schauen. Ich glaube, dass es im Untersuchungsgebiet auch einige Zuckerln gibt, die man sich dort anschauen kann, weil wir dort in der Nähe des renaturierten Liesingbaches sind, als auch die Wiesen im Gütenbachtal. 

Es gibt am heurigen Tag der Artenvielfalt auf jeden Fall wieder einiges an neuen Dingen zu entdecken. Ich darf Sie schon jetzt alle dazu einladen, mit einer Perspektive eines schönen Sommertages an diesem kalten Wintertag.

Präsident Prof Harry Kopietz: Wir kommen damit zur 4. Anfrage (FSP - 00192-2010/0001 - KFP/LM), die vom Herrn Abg Mag Jung gestellt wird und an den Herrn Landeshauptmann gerichtet ist. (Extremer Missbrauch von pyrotechnischen Gegenständen führt, neben wochenlanger Lärmbelästigung, zu zunehmendem Vandalismus gegenüber Privaten (Briefkastensprengungen, beschädigte KFZ), und in erhöhtem Ausmaß auch zur Beschädigung von öffentlichem Eigentum, verbunden mit hohem Sachschaden (Telefonzellen u.s.w.). Dieser Vandalismus kann nicht mehr verharmlosend als Lausbubenstreiche abgetan werden. Außerdem führt der leichtsinnige Umgang mit Knallkörpern, besonders wenn sie verdämmt oder gebündelt werden, immer wieder zu teils schweren Verletzungen. Begünstigt wird der Lärmterror durch den schon um Wochen vorgestaffelten Verkauf der Knallkörper. Werden Sie sich im Rahmen der örtlichen Sicherheitspolizei zur Besserung dieser Zustände zum Beispiel für eine Änderung des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes einsetzen?)

Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter!

Der Missbrauch von pyrotechnischen Gegenständen und die damit einhergehenden Verletzungen am Körper, Sachbeschädigungen und Lärmbelästigungen, besonders in der Zeit vor einem Jahreswechsel, sind zum einen ein ernstes Problem und uns nicht erst seit Kurzem bekannt. Die Rechtsordnung trägt diesem Umstand Rechnung und regelt diesen Lebensbereich auch umfassend. 

Die Lärmabwehr, welche nach Art 15 Abs 2 Bundes-Verfassungsgesetz und der Judikatur des Verfassungsgerichtshofes zur örtlichen Sicherheitspolizei gehört, ist im Wiener Landes-Sicherheitsgesetz geregelt. Nach § 1 Abs 1 Z 2 des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes ist die Erregung ungebührlicherweise störenden Lärms verboten. Die für die Überwachung dieses Verbotes und die Durchführung von Verwaltungsstrafverfahren wegen Übertretung der Vorschriften des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes zuständige Behörde ist die Bundespolizeidirektion Wien. 

Das neue Pyrotechnikgesetz 2010 - PyroTG 2010 des Bundes setzt für die Bewilligungsfähigkeit des Besitzes und der Verwendung pyrotechnischer Gegenstände und Sätze einige Kategorien voraus, dass die Vermeidung unzumutbarer Lärmbelästigung gewährleistet ist. 

Vandalismus, der sich beispielsweise in der Beschädigung von Kraftfahrzeugen, von öffentlichem Eigentum oder von Telefonzellen zeigt, ist als Sachbeschädigung zu qualifizieren und unterliegt der vom Gericht zu ahnenden Strafbarkeit nach §§ 125 und 126 des Strafgesetzbuches. Eingriffe in die körperliche Sicherheit und Gesundheit von Menschen sind als Körperverletzungen nach dem Strafgesetzbuch strafbar, insbesondere nach §§ 83 bis 88. 

Die Verwendung von pyrotechnischen Gegenständen ist umfassend im seit 4.1.2010 in Kraft getretenen Bundesgesetz vom 30.12.2009 mit den polizeilichen Bestimmungen betreffend pyrotechnische Gegenstände und Sätze sowie das Böllerschießen erlassen worden. Pyrotechnikgesetz 2010, BGBl I Nr 131/2009. Diese Regelung fällt auf Grund der gelten Bundesverfassung in den Kompetenztatbestand Sprengmittelwesen und ist daher in der Gesetzgebung Bundessache. Vergleiche Praxiskommentar Csengel/Gartner/Keplinger/Szagmeister „Pyrotechnikgesetz: Recht Technik Praxis" vom 1.8.2007. 

Das Pyrotechnikgesetz kategorisiert Feuerwerkskörper entsprechend ihrer Verwendungsart oder ihrem Zweck und dem Grad ihrer Gefährlichkeit einschließlich ihres Lärmpegels. Weiters enthält das Pyrotechnikgesetz 2010 Pflichten für den Hersteller, den Importeur und den Händler sowie für das Inverkehrbringen von pyrotechnischen Gegenständen. Demnach ist unter anderem sicherzustellen, dass die grundlegenden Sicherheitsanforderungen dem Anhang I der Richtlinie 2007/23 der Europäischen Gemeinschaft oder den im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichten harmonisierten europäischen Normen entsprechen. Darüber hinaus sind verschiedene Kennzeichnungspflichten pyrotechnischer Gegenstände vorgesehen. 

Das Pyrotechnikgesetz 2010 sieht weiters für den Besitz und die Verwendung von pyrotechnischen Gegenständen verschiedene Altersbeschränkungen, Anforderungen an die Verlässlichkeit der BesitzerInnen und VerwenderInnen, deren Sachkunde und Fachkenntnis sowie den Nachweis als auch in den §§ 28 und 29 verschiedene Bewilligungspflichten vor. Schließlich regelt das Pyrotechnikgesetz 2010 verschiedene Verwendungsbeschränkungen und Verbote für den Besitz und die Verwendung von pyrotechnischen Gegenständen und Sätzen.

Wie in vielen anderen Rechtsbereichen erscheinen auch aus Sicht der nach der Geschäftseinteilung für den Magistrat für das Pyrotechnikgesetz 2010 zuständigen MA 63 die Regelungen grundsätzlich ausreichend. Jedoch stellt sich bei häufigem Missbrauch und Übertretungen des Pyrotechnikgesetzes die Frage, ob bei der für den Vollzug zuständigen Polizei ausreichend Ressourcen für die effektive Kontrolle bestehen. Soweit gewerberechtliche Anknüpfungspunkte bestehen, sorgt die MA 63 als Gewerbebehörde gemeinsam mit der MA 36 als gewerbetechnische Sachverständige für eine besondere Überwachung der gewerblichen Tätigkeit von Erzeugern, Händlern und Verkaufsstellen. Verkaufsstellen für pyrotechnische Gegenstände werden von der MA 36 als gewerbetechnische Sachverständige im Rahmen gewerbebehördlicher Kontrollen in periodischen Abständen überprüft. Eine einheitlich strenge Vollziehung besteht im Zusammenhang mit der Erlangung einer Gewerbeberechtigung zum Handel mit pyrotechnischen Gegenständen. Auch für die Lagerung von diesen Gegenständen in gewerblichen Betriebsanlagen sind entsprechende Betriebsanlagengenehmigungen bei der Gewerbebehörde nur bei Einhaltung strenger Vorgaben zu erwirken. Koordinierte Überprüfungen der Handelsbetriebe in den letzten Jahren haben dazu geführt, dass bei den letzten Überprüfungen nur ganz wenige Mängel in den Betrieben festgestellt werden mussten. 

Alljährlich findet vor der Verkaufssaison eine Koordinierungssitzung aller beteiligten Dienststellen in Wien statt. Insbesondere wird das Abgabeverbot auf Märkten von der MA 59 - Marktamt kontrolliert. Eine spezialisierte Gruppe von Mitarbeiten und Mitarbeiterinnen der MA 36 als gewerbetechnische Sachverständige überwacht Gewerbebetriebe, ob dem Gesetz und den Verordnungen des Bundes sowie den auf deren Grundlage erlassenen Bescheiden vorgeschriebenen Auflagen und Bedingungen für gewerbliche Lagerungen der pyrotechnischen Gegenstände entsprochen wurde. 

Die Überwachung der Verwendung der gekauften pyrotechnischen Gegenstände durch Privatpersonen ist nicht Aufgabe der Gewerbebehörde, sondern fällt gemäß dem Pyrotechnikgesetz 2010 in die Zuständigkeit der Bundespolizeidirektion Wien. Zuständig für die Erteilung von Bewilligungen an Privatpersonen und deren Überwachung nach dem Pyrotechnikgesetz 2010 sowie die Durchführung von Verwaltungsstrafverfahren wegen Verstoßes gegen das Pyrotechnikgesetz 2010 sowie gegen die Anordnung eines nach dem Bundesgesetz erlassenen administrativen Bescheides ist die Bundespolizeidirektion Wien. Über Berufungen gegen Bescheide der Bundespolizeidirektion Wien entscheidet die Sicherheitsdirektion Wien, über Berufungen gegen Straferkenntnisse der Bundespolizeidirektion Wien der Unabhängige Verwaltungssenat.

Aus meiner Sicht erscheinen die bestehenden Regelungen, die ich sehr ausführlich dargestellt habe, grundsätzlich ausreichend, um einem Missbrauch pyrotechnischer Gegenstände wirksam begegnen zu können. In Anbetracht gehäuften Auftretens von gesetzwidrigem Verhalten, wie dies leider in der Zeit vor dem Jahreswechsel zu beobachten ist, stellt sich vielmehr eine andere Frage, die ich heute auch schon gestellt habe, nämlich ob die Personalressourcen bei der Wiener Polizei zulassen, dass die bestehenden gesetzlichen Regelungen tatsächlich effektiv kontrolliert beziehungsweise vollzogen werden. Dass es für Wien leider zu wenig Polizistinnen und Polizisten gibt, habe ich an dieser und auch an anderer Stelle schon des Öfteren festgehalten und somit auch heute wieder.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. Die 1. Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Jung.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Dass das Sprengen von Telefonzellen in Wien nicht gestattet ist, war mir auch vor Ihren rechtlichen Ausführungen bekannt. 

Es ging uns allerdings bei dieser Anfrage nicht um Feuerwerkskörper und das Abschießen von Raketen in der Silvesternacht, sondern es geht um die unzumutbaren Belästigungen, die bereits teilweise zwei Wochen vor dem Jahreswechsel in ganz Wien stattfinden und die sich im Wesentlichen nicht auf die Feuerwerke, sondern auf die kleinen Knallkörper beziehen, die verkauft werden und in kleinen Buden in ganz Wien auch für Jugendliche erhältlich sind, die dann 14 Tage lang jede Nacht Radau machen. Das könnte auch mit der doppelten Anzahl von Polizisten in Wien nicht verhindert werden. Das ist uns klar. 

Ich gebe Ihnen gerne, wenn Sie wollen, eine Dokumentation der Schäden, die etwa in einem Flächenbezirk wie Liesing angerichtet wurden. Es gab nicht nur die eine gesprengte Telefonzelle, sondern es gab zig gesprengte Papierkörbe, Briefkästen und so weiter, und das geschah manchmal auch serienweise. Das ist natürlich allen Bürgern und nicht nur Besitzern von Tieren, die auch damit Probleme haben, alles andere als angenehm!

Sie sagen, dass die Gesetze vorhanden sind und das Problem erkannt ist. Jetzt erhebt sich die Frage: Was tun wir dagegen? Entweder reichen die Gesetze nicht aus, oder es ist der Vollzug in dieser Form nicht möglich. – Es gibt ja auch abseits des Pyrotechnikgesetzes noch andere Möglichkeiten. Deutsche Städte reduzieren zum Beispiel die Verkaufszeiten für diese Artikel ganz deutlich auf einen Tag oder zwei Tage vor dem Silvestertag. Damit wäre den Bürgern schon viel geholfen, weil zwei Wochen Radau wegfallen würden. – Sind Sie bereit, in dieser Sache etwas zu unternehmen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich habe Ihnen jetzt neuerlich all das aufgezählt, was auch in Ihrer Anfragebegründung steht, aber Sie gehen wohl davon aus, dass ständige Wiederholung den Unterrichtsertrag sichert, was ja ein löbliches pädagogisches Konzept ist.

Selbstverständlich bin ich bereit, auch dies zu überprüfen, ich weiß allerdings aus deutschen Städten, die Sie hier wohlweislich zitiert haben, dass dies wohl erlassen, relativ kurze Zeit danach jedoch wieder zurückgenommen wurde, weil dies entsprechenden rechtlichen Vorschriften auch in der Bundesrepublik widerspricht. Ich bin aber kein Jurist und werde daher selbstverständlich prüfen lassen, ob wir das sinnvollerweise und rechtskonform machen können oder nicht.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. Die 2. Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Maresch.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Als ich mir die Frage des Kollegen Jung durchgelesen habe, fühlte ich mich wieder sehr darin bestätigt, dass ich Zivildienst gemacht habe. Es geht nämlich immer um dieses pseudomilitärische Schießen, Krachen, Sprengen und dergleichen mehr. 

Ich verstehe schon, dass einen das interessiert und dass man das reglementieren muss. Das ist natürlich ganz wichtig! Dabei sind das durchaus heidnische Bräuche, wie wir wissen: Winter austreiben, Geister vertreiben und dergleichen. Das kann man durchaus so sehen!

Es gibt aber noch einen Aspekt bei der ganzen Geschichte: Ich habe mir die Feinstaubwerte angeschaut, und zwar vom 31. Dezember und vom 1. Jänner. Und das ist ganz interessant! Es war zwar das gleiche Wetter, nämlich ein russisches Hoch, das für verschiedene Menschen offensichtlich immer gefährlich ist. Aber in der Taborstraße wurde zum Beispiel am 31. ein Wert von 60 Mikrogramm pro Kubikmeter und am 1. am Vormittag ein Wert von 193 Mikrogramm pro Kubikmeter gemessen. Das heißt, wir hatten in Wien eine Verdreifachung der Feinstaubwerte. Am 2. war dann wieder alles paletti, obwohl es nicht geschneit hat, aber im Wesentlichen ist es wieder besser geworden.

Deswegen meine Frage: Wie wollen Sie mit diesem Aspekt des Winteraustreibens umgehen, wenn die Feinstaubwerte wirklich gesundheitsgefährdende Höhen erreichen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Zunächst könnten wir jetzt eine breite kulturhistorische Diskussion darüber führen, ob dieser Brauch auf das keltische Beltane-Fest zurückzuführen ist oder ob die Rauhnächte von den christlichen Kirchen akquiriert wurden. In diesem Zusammenhang ist das wurscht. Das können wir bei anderer Gelegenheit erörtern, wenn es möglicherweise humorvoller zugeht als hier.

Die unmittelbare Erkenntnisgewinnung daraus ist relativ einfach: Feinstaub ist ein Sekundärschadstoff. Das sollte man sich gelegentlich in Erinnerung rufen! Wir haben immer wieder versucht, diese Problematik regional oder sogar lokal in einzelnen Gassen zu lösen. Ich könnte mir vorstellen, wenn das die Zeit lohnen würde, die Feinstaubkonzentration zum Beispiel in Neusiedl oder in Illmitz anzuschauen. Ich bin nämlich überzeugt davon, dass sie eine ähnliche Höhe hat wie etwa in der Taborstraße, und zwar nicht zuletzt auf Grund dessen, dass wir zu diesem Zeitpunkt - wie du erwähnt hast - ein russisches Hoch hatten, was ich bei Weitem nicht mehr als so dramatisch ansehe wie noch vor geraumer Zeit. Es stimmt aber auch die Windrichtung, und daher habe ich auch erwähnt, dass man sich diese Sekundärschadstoffe dort auch anschauen kann.

Unabhängig davon bin ich der Meinung, dass man die Verwendung von pyrotechnischen Artikeln in der Silvesternacht beziehungsweise das ganze Jahr - das ist jetzt vielfach ja auch bei Geburtstagsfeiern, Hochzeiten und Ähnlichem üblich geworden - nicht nur reglementieren soll, wie ich es dargestellt habe, sondern fraglos auch entsprechend überwachen soll. Natürlich ist auch auf diesen Umstand hinzuweisen. Ich bin allerdings fest überzeugt davon, dass etwa das Rauchen mehr Schadstoffe verursacht als diese durchaus auf relativ kurze Zeit beschränkte Verwendung von pyrotechnischen Artikeln.

Allerdings ist das ein Aspekt. Man sollte darauf hinweisen: Schützt die Umwelt nicht nur vor Lärmemissionen, sondern auch vor Sekundärschadstoffen, und unterlasst diesen Unsinn! Sich unterhalten ist doch viel schöner als im Lärm von explodierenden Knallkörpern zu ersticken!

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. Herr Abg Dr Ulm stellt eine 3. Zusatzfrage.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Eine andere Form von Vandalismus, mit der wir in Wien konfrontiert sind, sind die Graffiti-Schmierereien. Es ist dies ein sehr unerfreuliches Phänomen. Insbesondere im Zusammenhang mit leer stehenden Geschäftslokalen erwecken immer mehr Geschäftsstraßen einen verwahrlosten Eindruck. 

Ein richtiges Konzept der Stadt Wien zur Lösung des Problems kann ich noch nicht erkennen, bisweilen werden nicht einmal mehr die gemeindeeigenen Gebäude gesäubert. Ich entnehme einer Aussendung der MA 29, dass man vor den Sprayern kapituliert, dass man der Reinigung nicht mehr nachkommen möchte, weil das Geld einfach nicht vorhanden ist.

Die MA 48 macht ein bisschen weiter. Es gibt im Magistrat ein Antisprayerteam, wie ich erfahren habe. Die MA 46 ist für die Verkehrszeichenreinigung und Wiener Wohnen ist für die Reinigung von Schmierereien an Gemeindebauten zuständig. 

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Herr Abgeordneter! Sie haben noch genau 45 Sekunden, um eine Frage zum Thema zu stellen!

Abg Dr Wolfgang Ulm (fortsetzend): Es gibt eine U-Bahn-Station, nämlich die Pilgramgasse, die seit Monaten großflächig beschmiert ist. Es ist dort zu keiner Reinigung gekommen. Es wäre eine Möglichkeit, gegen dieses Unwesen etwas zu tun, indem man reinigt. Und man kann natürlich auch das Gespräch mit der Szene suchen, und gleichzeitig muss man mit der Polizei zusammenarbeiten. Bei dieser Angelegenheit muss man an vielen Rädchen gleichzeitig drehen.

Ich möchte es mir jetzt nicht so einfach machen und Sie nur fragen, wann endlich die Station Pilgramgasse gereinigt wird, sondern ich frage Sie: Welches Konzept haben Sie zur Lösung dieses Problems?

Präsident Prof Harry Kopietz: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Zunächst haben die so genannten Graffiti, auf die ich noch zurückkomme, den Vorteil, dass sie im Gegensatz zum eigentlichen Gegenstand der Frage nicht laut sind. So gesehen bewundere ich durchaus den Bogen, den sie hier geschlagen haben. Ich habe hohen Respekt vor Ihrer Rhetorik, wie Sie leicht den Bogen zu den Beschmierungen, wie ich lieber dazu sage, ziehen. 

Für mich besteht da nämlich doch ein ganz wesentlicher Unterschied. Ich habe durchaus einen gewissen Respekt vor den tatsächlichen Künstlern, die es gibt. Diesen nicht nur jüngeren Menschen ist in der Stadt durchaus auch Raum gegeben worden, dass sie ihrer Kunst nachgehen können. Es gibt heute auch eine hinreichende Zahl von Publikationen darüber, was das letztlich bedeutet. Diese Markierungen haben allerdings gar nichts mit Kunst zu tun, sondern werden quasi nach dem Motto angebracht: Hier bin ich, und ich will auch lieb gehabt werden! Oder was immer man damit meint.

Jedenfalls stehen nicht nur die Stadt, sondern auch viele Einrichtungen der Stadt und auch Private in der Stadt zweifelsohne vor dem Problem, dass relativ kurze Zeit, nachdem gereinigt wurde, schon wieder die Beschmierungen da sind. Daher habe ich vor einiger Zeit gebeten, dass man sich nicht nur in Wien, sondern generell in Österreich und auch europaweit anschaut, welche Möglichkeiten man hat, um sich nachhaltig von diesen Schmierereien zu befreien, ohne sich darauf zu verlassen, dass die Sachbeschädigung durch die Polizei festgestellt wird. Selbstverständlich ist die Verursachung nach dem Strafgesetzbuch aber entsprechend zu ahnden.

Es wird Ihnen, so hoffe ich, nicht entgangen sein, dass im Gegensatz zur Station Pilgramgasse die Jugendstil-Toilettenanlage auf dem Naschmarkt auch ein Objekt der Begierde dieser Schmierer war und ist. Wir haben dort diesen neuen Anstrich ausprobiert, und die Leute, die sich damit auskennen, beschäftigen sich damit und haben im Sinne Dantes nicht alle Hoffnung fahren gelassen. Vielmehr kümmern sie sich darum. Bei diesem Anstrich, der jetzt ausprobiert wird, geht es vor allem darum, den Schmierern die Freude zu verderben, denn alles zerrinnt sofort und ist am nächsten Tag ganz einfach mit einem Schlauch abzuwaschen. 

Tatsächlich gibt mir das Hoffnung dabei, dass wir, abseits von Rechtsgelehrten, abseits der Hoffnung, dass die Polizei uns hier hilft, zu einer relativ einfachen Möglichkeit kommen, das wieder loszuwerden. Wir werden, wenn das funktioniert, mit Sicherheit in guter Zusammenarbeit mit der Wiener Wirtschaft, aber natürlich auch mit den Hausbesitzern dafür sorgen, dass man dies soweit als irgend möglich eindämmen kann. 

Ich will mich nämlich damit nicht abfinden. Was Wirtschaftskraft und auch was Lebensqualität betrifft, lasse ich mich gerne mit Zürich vergleichen, in Sachen Schmierereien will ich mich aber lieber nicht mit Zürich vergleichen lassen. Daher werden wir versuchen, dem mit diesem ganz einfachen Hilfsmittel entgegenzutreten. Sie können das jetzt schon bewundern, das findet bei dem besagten Objekt am Wiener Naschmarkt schon statt.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die 4. Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Jung.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Was die von Kollegen Maresch angesprochenen uralten heidnischen Bräuche betrifft, mache ich ihn darauf aufmerksam, dass das Schießpulver in Europa ein gewisser Berthold Schwarz erfunden hat. Er war christlicher Mönch, und das war ein bisschen später.

Zweitens zum Umgang mit diesen Knallkörpern: Es gibt jedes Jahr auch eine ganze Menge Verletzte. Das können wahrscheinlich auch in erhöhtem Ausmaß Zivildiener sein, weil diese damit nicht umgehen können. Ich habe die Anfrage eben deswegen gestellt, um den Umgang damit einzuschränken, Herr Kollege, aber Sie in Ihrer Verbohrtheit bemerken das nicht! – Macht nichts.

Herr Bürgermeister! Wir nehmen zur Kenntnis, dass Sie etwas dagegen unternehmen wollen. Ich hoffe, dass das Prüfen nicht bedeutet, dass Sie das in die Schublade stecken, sondern dass die Wiener im nächsten Jahr zumindest in den fünf, sechs Nächten vor Silvester ruhig schlafen können. – Danke.

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Nachdem keine Frage gestellt wurde, kann ich auch keine beantworten.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke.

Wir kommen zur 5. Frage (FSP - 00188-2010/0001 - KGR/LM). Sie wird von Frau Abg Claudia Smolik gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Das „Kleine Glücksspiel“, vulgo Automatenglücksspiel, das in der Mehrheit der österreichischen Bundesländer nicht erlaubt ist, zerstört Jahr für Jahr 1 000 Existenzen in Wien. 5 Prozent der Spielsüchtigen verüben Selbstmordversuche, 10 Prozent verlieren ihre Wohnung und werden entweder obdachlos oder müssen sich kurzfristig bei Verwandten oder Freunden einquartieren, 10 Prozent sind rechtskräftig verurteilt, weil sie zwecks Geldbeschaffung für die Automaten kriminell wurden. Spielsüchtige sind durchschnittlich mit mehr als 50 000 EUR verschuldet. Setzen Sie sich, Herr Landeshauptmann, für das Verbot des großen Unglücksspieles in Wien, das unter dem allzu freundlichen Titel „Kleines Glücksspiel“ daher kommt, ein und retten damit viele Jugendliche vor dem Selbstmord?)

Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Ich möchte einmal die übliche Diskussion beiseite lassen, die hier jetzt schon wiederholt geführt wurde. Selbstverständlich gibt es diesbezüglich unterschiedliche Auffassungen, die in den vergangenen Diskussionen auch immer wieder dargestellt wurden. Es sind die Grünen nicht nur in Wien, sondern in ganz Österreich der Auffassung, dass das Kleine Glücksspiel verboten gehört.

In einigen Bereichen ist das formell auch durchgeführt worden. In der Realität schaut es allerdings ganz anders aus. Ohne das jetzt im Detail zu erläutern, nenne ich nur das Stichwort Salzburg, aber auch das Stichwort Oberösterreich.

Mir geht es im Prinzip darum, dass wir hier versuchen, einen Kompromiss zu finden, der in die Richtung geht, dass ganz klar Jugendschutz und Spielerschutz zu gewährleisten sind. Das wäre unschwer hier umzusetzen, denn der Entwurf für ein Landesgesetz ist fertig. Warum ich trotzdem darauf dränge, dass es in diesem Zusammenhang zu einer bundesgesetzlichen Regelung kommt, hat folgenden Grund: In allererster Linie hilft uns ein Landesgesetz bei allen Bestrebungen insbesondere im Hinblick auf ein Ausweichen auf das Internet und das dortige Spielen nicht wirklich. Man kann zwar dann nachher schamvoll sagen, dass wir sozusagen kein Schandfeld nehmen, wie das der Kollege aus Salzburg einmal formuliert hat, aber die Zielsetzung erreichen wir nicht.

Die Zielsetzung können wir nur mit einem entsprechenden Bundesgesetz erreichen, das auch Regelungen enthält, die der Kontrolle betreffend die Einhaltung des Gesetzes entsprechend standhalten. Das macht Sinn, und das versuche ich entsprechend zu vermitteln. Ich weiß nicht, was daran so entsetzlich schwierig ist! Wir müssen das ja nicht neu erfinden, so etwas gibt es durchaus bereits in anderen Ländern.

Daher kann ich nur sagen: Ich bemühe mich weiter. Das ist aber natürlich enden wollend. Sollte bis Jahresmitte nicht tatsächlich ein Bundesgesetz geschaffen werden, das der Zielsetzung vornehmlich aus unserer Sicht des Jugendschutzes und des Spielerschutzes Rechnung trägt, dann werden wir, das heißt, die Landesregierung, halt jene Teile, die uns zustehen und die wir machen können, im Wissen darum, dass es sich hiebei um einen Verdrängungsprozess handelt, dem Landtag in Form eines entsprechenden Gesetzesentwurfs vorlegen.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. Die 1. Zusatzfrage stellt Frau Abg Smolik.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Danke für die Beantwortung, Herr Landeshauptmann.

Wie realistisch das mit einem Bundesgesetz bis Jahresmitte ist, was doch relativ bald ist, werden wir ja sehen! Ich meine, es liegt wahrscheinlich nicht wirklich in unserem Einflussbereich, das hier voranzutreiben.

Die Situation ist schon öfters besprochen worden, und es gab eine auch medial sehr breit geführte Debatte. Uns ist bekannt, dass es beim Kleinen Glücksspiel soziale Folgekosten gibt. Die von uns angeführten Daten sind einer Studie entnommen, die in der Steiermark durchgeführt wurde. Wir haben schon öfters die Anfertigung einer solchen Studie zur Errechnung der sozialen Folgekosten und der sozialen Folgen des Kleinen Glücksspiels für Wien angeregt, um einmal Fakten und Daten zu haben. Das wurde aber immer abgelehnt.

Meine Frage: Warum ist der Widerstand dagegen, eine Erhebung darüber zu machen, wie es in Wien aussieht, so groß? Das war ja auch in der Steiermark möglich! Warum schauen wir uns nicht einmal die Situation an, wer mit welchen Folgen und mit welchen Folgekosten betroffen ist und mit welchen sozialen Folgekosten wir auch in Wien zu rechnen haben?

Präsident Prof Harry Kopietz: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich kann Ihnen diese Frage nicht mit einer solchen Präzision beantworten! Ich kann mir nicht vorstellen, dass ein einziges Argument tatsächlich zugkräftig wäre. Die Probleme sind nicht zuletzt auf Grund der steirischen Studie ohnehin schon bekannt. Warum soll man etwas untersuchen und erforschen, was man eigentlich eh weiß? Ich kann mich da aber gerne erkundigen! Das fällt mir dazu ein, aber ich frage einfach einmal nach. Man muss nicht alles auswendig wissen.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die 2. Zusatzfrage wird gestellt vom Herrn Abg Mag Neuhuber.

Abg Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Es gab vor nicht allzu langer Zeit in diesem Haus einen Kontrollamtsbericht, der sich mit der Beobachtung von Spielstätten für Automaten befasste. Sie kennen sicherlich die Highlights daraus. Leider wurde in diesem Bericht vor allem bekrittelt, dass viele Spielstätten nicht den gesetzlichen Bestimmungen entsprechen, und zwar insbesondere betreffend die Umgehung der Limitierung der Anzahl von Automaten pro Spielstätte und natürlich auch die Zutrittskontrolle, also den Jugendschutz. 

Dieser Bericht war ziemlich eindeutig. Mich würde jetzt interessieren, was gemäß Ihrem Wissensstand nun im Magistrat unternommen wird, dass derartige Spielstätten in Zukunft gesetzeskonform laufen, beziehungsweise ob diese, wenn sie dem zuwiderhandeln, auch geschlossen werden?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Die Kontrollen sind deutlich verstärkt worden. Es hat auch Schließungen gegeben, insbesondere von kleinen Spielstätten. Ich bin aber davon überzeugt, dass wir, wenn man zu einer vorstellbaren Kompromissregelung oder zu einer Landesregelung kommt, die sich im Speziellen mit Spielerschutz und mit Jugendschutz beschäftigt, das Problem erst dann lösen können werden, wenn es so genannte elektronische Zugangskontrollen ähnlich wie bei Zigarettenautomaten gibt. In diese Richtung hin denke ich, damit schlicht und ergreifend gewährleistet wird, damit die Anonymisierung ein Ende findet, dass also Menschen, die ein Kasinoverbot haben, auch in solchen Einrichtungen nicht spielen können, weil der Jugendschutz gewährleistet wäre. Wenn es diese elektronischen Sperren auch in diesem Bereich gibt, dann wäre meines Erachtens die Kontrolle tatsächlich halbwegs effizient. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die 3. Zusatzfrage stellt Herr Abg Lasar. 

Abg David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Sie wissen ganz genau, dass es in der letzten Zeit sehr viele Beschwerden bezüglich dieser kleinen Spielstätten gibt. Man hat dort, wo früher ein großes Portal war, drei, vier Eingänge gemacht, damit es eben nur mehr zwei Automaten pro Eingang gibt. 

Sie haben vorher erwähnt, dass es jetzt einen neuen Entwurf gibt. Sie haben mich da sehr neugierig gemacht, und ich möchte wissen, ob in diesem Entwurf auch die Regelung enthalten ist, dass es in Zukunft auch diese Spielstätten nicht mehr geben darf. – Das ist meine Frage. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter! 

Das ist ja die Zielsetzung! Noch einmal: Wenn man erreichen will, dass es eine optimale Kontrolle im Hinblick auf unsere Interessen betreffend Jugendschutz und Spielerschutz gibt, dann ist im Umkehrschluss auch klar, wo die größten Probleme liegen. Ich bin sonst sehr für die kleinen Leute, nicht aber beim Glücksspiel. Das ist meist der am wenigsten kontrollierte Punkt. 

Wir sind keine Kinder und leben seit geraumer Zeit in dieser Stadt. Stoßspiel ist schon sehr lange verboten, wir alle wissen aber, dass es noch immer stattfindet. Das ändert aber nichts an der Tatsache, dass man sich trotzdem bemühen muss, mit diesen Dingen entsprechend umzugehen.

Ich sage noch einmal: Verstärkte Kontrolle findet jetzt schon statt. Elektronische Kontrolle ist meines Erachtens das Vernünftigste, um dafür zu sorgen, dass man die „Tschocherln“ – wie man sie im Wiener Jargon nennt – in diesem Bereich in der Tat wegbekommt. Das ist der Punkt. – Herr Klubobmann! Ich darf dann nachher erklären, woher das kommt. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. Die 4. Zusatzfrage stellt Frau Abg Smolik. 

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sie haben vorhin gesagt, dass Sie vermuten, dass man hier keine Studie macht, weil die Zahlen vielleicht ähnlich wären. – Aber es müssten doch Alarmzeichen losgehen, wenn man sich die Studienzahlen aus der Steiermark anschaut!

Natürlich kann man davon ausgehen, dass es in Wien nicht anders ist. Aber wenn da steht, dass 21,9 Prozent einen Arbeitsplatzverlust oder 10,7 Prozent einen Wohnungsverlust erleiden, dann ist das keine Kleinigkeit. Wenn man das auf Wien hochrechnet, so ist wirklich eine kritisch große Menge von Menschen stark gefährdet, in eine Situation abzugleiten, in der sie in ihrem Leben nicht mehr sicher sind. Das führt auch zu den Selbstmordraten, die ebenfalls angeführt sind.

Die Stadt Wien nimmt 50 Millionen EUR mit dem Kleinen Glücksspiel ein. In die Prävention fließt aber eigentlich sehr wenig. Die einzige Einrichtung, die wir in Wien haben, nämlich die Spielsuchthilfe, bekommt keinerlei Subvention von der Stadt. Können Sie sich vorstellen, dass wir hier doch Gelder investieren und eine Subvention für die Spielsuchthilfe frei machen, um im Sinne der Prävention all die Folgen des Kleinen Glücksspiels und der Spielsucht wirklich abzufangen zu können, um dann nicht die Kosten tragen zu müssen? 

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich möchte jetzt die Frage der Finanzierung dieser entsprechenden Einrichtung nicht neuerlich diskutieren. Sie kennen das so gut wie ich! Selbstverständlich kann ich mir vorstellen, hier zusätzliche Hilfestellungen zu leisten, ähnlich wie wir das in anderen Bereichen, etwa beim Opferschutz gemacht haben.

Mein Problem in diesem Zusammenhang ist ein anderes. Ich hinterfrage den grundsätzlichen Zugang dazu: Ist Verbot tatsächlich das probate Mittel dazu? Entsprechende Studien gibt es in vielen anderen Zusammenhängen auch, etwa betreffend Rauchen oder Alkohol. Es sind sicherlich wesentlich mehr Leute durch Alkoholgenuss suizidgefährdet als durch das Spielen. Trotzdem hat sich bisher noch niemand zu verlangen getraut, dass der Alkohol in Österreich verboten wird. Vielmehr muss man durch Aufklärung und Prävention entsprechend wirken. So haben etwa die Diskussionen rund um den Tabakkonsum auch zu Reglementierungen geführt. 

Gleiches gilt für die Aufklärung betreffend den Alkoholkonsum. Außerdem wissen wir alle, dass gewisse Gifte verboten sind, nichtsdestotrotz jedoch die Frage der Prävention und der Aufklärung von ganz entscheidender Bedeutung ist. Und wir sind in Wien bei der entsprechenden Umsetzung in den Schulen nicht ganz unerfolgreich.

Ich denke also, dass man sich irrt, wenn man glaubt, dass das Problem mit Verbot gelöst werden kann. Das ist meine Meinung dazu. Für Prävention, Aufklärung und Hilfe bin ich aber selbstverständlich zu haben, und ich meine, man sollte ernsthaft nachdenken, was man da zusätzlich noch machen kann. Wir werden das jedenfalls mit diesem Verein tun. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. Wir sind damit am Ende der Fragestunde.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. Die Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Perspektiven und Chancen für die Wirtschaftsregion Wien“ verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich ersuche nun die Erstunterzeichnerin, Frau Abg Schinner, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich anmerke, dass die Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist. – Bitte, Frau Abgeordnete. 

Abg Katharina Schinner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Chancen und Perspektiven tun sich dort auf, wo es Menschen gibt, die der Realität ins Auge schauen. Ich denke, das gilt für die Politik genauso wie für die Wirtschaft. 

Hinter uns liegt das Jahr 2009, das im großen Ausmaß von der Wirtschafts- und Finanzkrise geprägt war, und ich denke, dass es ganz viele Menschen in vielen Städten dieser Welt gibt, die sich wirklich Sorgen gemacht haben und die wirklich Angst davor hatten, was diese Krise für sie bedeutet und was diese Krise vor allem auch für ihre Familien bedeutet.

Selten zuvor war die Politik so gefragt wie in dieser Situation, und in diesem Zusammenhang möchte ich insbesondere die Wiener Stadtpolitik erwähnen. – Wir konnten gut beobachten, dass es Länder gegeben hat, in denen man überlegt, gewartet und gezögert hat und vorsichtig war. In Wien bei der Wiener Stadtregierung war das jedoch nicht der Fall! Hier haben die politischen Entscheidungsträger nicht laviert und nicht überlegt, sondern sie haben hingesehen und gehandelt. Sie haben ein eigenes Beschäftigungs- und Konjunkturpaket geschnürt. Sie haben sofort und direkt geholfen, und ich glaube, das war eine mehr als richtige Entscheidung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Somit kommt mir natürlich ein Satz in den Sinn, der gerade auch in dieser Zeit sehr treffend ist: Wien ist die tollste Stadt der Welt. (Beifall bei der SPÖ.)

Dieser Satz stammt nicht von mir, auch wenn ich ihn 100‑prozentig unterschreiben kann, sondern dieser Satz stammt von der deutschen Zeitung „Welt“, die im Zusammenhang mit der Mercer-Studie damit getitelt hat. – Dieses Toll-Sein – und da schließt sich jetzt sozusagen der erste Bogen – ist einfach, wenn alles gut läuft und ohnedies, wie man sagt, alles eine „g’mahte Wies’n“ ist und super dahin rennt. Für uns hier ist Toll-Sein aber auch in Zeiten wichtig, in denen es schwierig ist, in denen eine Krise hereingebrochen ist und die Menschen Sorgen haben. – In Anbetracht der Wirtschaftskrise 2009 muss man toll sein, und ich erlebe, dass wir das jeden Tag aufs Neue unter Beweis stellen. (Beifall bei der SPÖ.)

Toll‑Sein und Rahmenbedingungen setzen ist das eine, dazu gehören aber auch Partner, und die Partner, die ich hier sehe, und die Partner, die dieser Wirtschaftskrise jeden Tag trotzen, sind vor allem die vielen Klein- und Mittelbetriebe und insbesondere die vielen Ein-Personen-Unternehmen in unserer Stadt. Für sie, für die vielen Kleinen in unserer Stadt und nicht für die Banken und für die Großen stehe ich heute hier! 

Schauen wir uns an, wie es in der Wirtschaft aussieht! Wenn wir immer von Klein- und Mittelbetrieben reden, muss man auch fragen, was das konkret auf den Boden geholt bedeutet. – 98 Prozent aller Betriebe in unserer Stadt sind Klein- und Mittelbetriebe, über 54 Prozent der Betriebe sind Ein-Personen-Unternehmen. Und es sind gerade diese Betriebe, die dieser Wirtschaftskrise besonders wendig, flexibel und modern trotzen und mit ihrer Kreativität und ihrem Innovationspotenzial dafür sorgen, dass der Wirtschaftsstandort Wien sich ständig weiterentwickelt und eine so starke Gegenwart und Zukunft hat!

Lassen Sie mich noch ein paar Zahlen dazu nennen, die meiner Meinung nach dem Ganzen quasi einen Unterbau geben: Die Klein- und Mittelbetriebe in unserer Stadt sichern 70 Prozent aller Arbeitsplätze, 85 Prozent aller Ausbildungsplätze und 60 Prozent der Wertschöpfung. Zwei Drittel aller Investitionen werden von Klein‑ und Mittelbetrieben getragen. Und so wundert es nicht, dass diese die meisten Steuern zahlen. 

Sie haben daher aus meiner Sicht das beste Service und die besten Rahmenbedingungen verdient. Davon sind wir als SPÖ-Abgeordnete 100‑prozentig beseelt. Davon bin ich 100-prozentig beseelt. (Beifall bei der SPÖ.)

Wie schaut dieses Engagiert-Sein aus? – Ich nenne ein paar Beispiele: Der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds versucht nicht, bei seinem Förderangebot mit der Gießkanne drüber zu fahren, sondern hat sich mit seinen Töchtern, dem ZIT, dem Zentrum für Innovation und Technologie, und seiner Kreativagentur departure ganz gezielt überlegt, wie man punktgenaue Wirtschaftsförderung vornehmen kann, und zwar nicht erst jetzt, sondern es wurde schon vor einiger Zeit ein Fundament gelegt, sodass es heute möglich ist, trotz dieser Krise ein starker Wirtschaftsstandort zu sein.

Ich nenne jetzt auch den WAFF, den Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds. Wenn man nämlich über Wirtschaftsförderung nachdenkt, dann geht das nicht ohne Arbeitnehmerförderung. Das eine funktioniert ohne das andere nicht. Und ich denke jetzt auch an den Innovationsassistenten, wo so viel Phantastisches geschieht, und an die Stiftungsplätze für KMU. Überall dort kommen ganz konkrete Maßnahmen ganz konkreten Menschen zugute, nämlich den Unternehmern der kleinen Betriebe.

Last but not least nenne ich Mingo Büros: Das war im letzten Jahr für viele Unternehmen, die den Sprung ins eigene Büro schaffen und auch an Weiterbildung teilnehmen wollen, ein großer Meilenstein.

Das ist es, was Unternehmer brauchen. Ich glaube aber, dass sie noch viel mehr brauchen. Ich möchte in diesem Zusammenhang zwei, drei Beispielen nennen, mit welchen ich in den letzten Wochen und Monaten konfrontiert war, die diese Probleme sehr gut verdeutlichen. Ich kenne zum Beispiel eine Webdesignerin im 10. Bezirk, die ein Ein-Personen-Unternehmen betreibt, seit zehn Jahren selbstständig ist und ihre Aufträge erfolgreich erledigt. Sie sagt, dass sie keinen Kredit bekommt, wenn er nicht 100-prozentig besichert ist.

Ich kenne zum Beispiel einen Gastronomen auf dem Naschmarkt, der seit Jahren seine Steuern zahlt und erfolgreich wirtschaftet, aber die österreichische Staatsbürgerschaft nicht hat. Er sagt, dass er sich bei der Wirtschaftskammerwahl mit einbringen und wählbar sein will. Das ist aber nicht möglich, und er sagt, dass er das nicht verstehen kann. Außerdem gibt es auf der Gumpendorfer Straße eine Unternehmerin, die eine Boutique hat und sagt, dass sie gerne expandieren würde, die hohen Mieten für sie aber nicht leistbar sind.

Jetzt bin ich wieder beim Hinsehen. Wir schauen auf diese Probleme, und wir sind davon überzeugt, dass es für diese Probleme einer modernen, starken und zeitgemäßen Wirtschaftskammer des 21. Jahrhunderts bedarf, die sich diesen Problemen stellt und nicht daran vorbeischaut und in alten Denkmustern funktioniert. (Beifall bei der SPÖ.)

Mir haben die letzten Monate ganz deutlich bewiesen, dass es auch anders geht. Ich denke jetzt zum Beispiel auf unsere Aktion „Kammer auf Rädern“. – Es muss einfach möglich sein, dass Beratung nicht mehr nur in einem Haus stattfindet, vor allem wenn man weiß, dass es in der Wirtschaft einen hohen Prozentsatz von kleinen Unternehmen gibt, die es sich einfach nicht leisten können, sich untertags zwei, drei Stunden freizunehmen und dorthin zu gehen. Es muss möglich sein, dass diese Beratung zu den Unternehmen vor Ort kommt. Und das ist möglich! Wir haben es bewiesen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Außerdem nenne ich jetzt die Veranstaltungsserie „KMU-Gipfel“ die sich damit beschäftigt, wie man die vielen Förderungs‑ und Unterstützungsaktivitäten in unserer Stadt und im Land den Unternehmern noch besser zur Verfügung stellen kann. Es gibt andere Wege als nur das Konstrukt einer Wirtschaftskammer, an die man sich wenden kann.

Als weiteres Beispiel nenne ich die Business Academy, die sich des wahnsinnigen Bedürfnisses an Weiterbildung annimmt. Dort melden sich jeden Monat Unternehmerinnen und Unternehmer an und sagen, ich will mich weiterbilden, ich will besser werden, ich weiß, dass das wichtig ist!

Auf all diese Dienste müssen wir ganz besonders schauen! Diese sind uns ganz besonders wichtig, und für diese braucht es nun einmal eine starke Wirtschaftskammer. 

Hiermit komme ich schon zum Schluss. Ich habe, als ich diese Rede vorbereitet habe, daran gedacht, dass ich selbst Verantwortung in einem Damenbekleidungsgeschäft habe. Ich bin dort Geschäftsführerin, und ich weiß, wie es ist, wenn sich Mitarbeiter 100‑prozentig auf einen verlassen. Ich weiß, wie es ist, wenn man sich fragt, wie viel man zum Beispiel ordern soll, weil man nicht weiß, wie das nächste Jahr wird, und man Zweifel hat, ob man sich das eigentlich leisten kann. Ich weiß, wie das ist, wenn man Steuern zahlen muss. 

Ich weiß auch, wie es ist, wenn einem in der Mitte des Monats plötzlich heiß wird und man sich denkt: Hoppla! Die Umsätze schauen vielleicht doch nicht so gut aus! Ich weiß, wie das ist! Und ich erlebe auch in meiner politischen Arbeit, dass viele Klein- und Mittelbetriebe, die nicht das Lobbying, die Unterstützung und die Sichtbarkeit haben, das dann oft nicht schaffen. Ich weiß aber auch – und ich kann das selbst von ganzem Herzen sagen –, wie wunderbar und toll es ist, selbstständig zu sein. Sehr viele Leute sind sehr glücklich, auf eine selbstbestimmte Art und Weise ihr Geld zu verdienen.

Somit möchte ich zum Schluss sagen. Die Stadt Wien und die Wiener SPÖ versuchen aus ganzem Herzen und mit 100-prozentigem Einsatz, für diese vielen Unternehmen in dieser Stadt das beste Service, die beste Beratung, die besten Angebote und die besten Rahmenbedingungen zur Verfügung zu stellen. In diesem Sinne appelliere ich an Sie: Arbeiten wir daran, dass jeder junge Mensch, der eine gute Idee hat, die sich unter wirtschaftlichen Rahmenbedingungen verwirklichen lässt, diese Idee auch umsetzen kann! Das ist meine große Vision. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Als nächster Redner hat sich Herr StR Herzog zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Präsidentin!

Von Frau Abg Schinner haben wir jetzt eine sehr elegische Hymne auf die Wiener Wirtschaftspolitik gehört. Sie war wirklich überzeugend in der Rhetorik! Leider stößt sich halt die Elegie an der Wirklichkeit. Das ist leider festzustellen.

Frau Kollegin Schinner hat die Bedeutung der KMU voll erkannt. Ich frage mich eigentlich nur, warum die Wiener Wirtschaftspolitik und auch die Bundespolitik für die KMU nichts tut! 

Die Wiener Wirtschaft ist natürlich nicht von der gesamtösterreichischen Wirtschaft zu trennen, und die Kritik und die Wünsche von Frau Kollegin Schinner gelten eben der SP-VP-Bundesregierung, der SP-Landesregierung und natürlich auch dem Vizepräsidenten der Wiener Wirtschaftskammer, Abg Strobl. So gesehen war das ja eine Bitte, ein Wunsch und ein Vortrag an sich selbst. 

Ich meine, die Sozialdemokraten und auch die ÖVP in der Bundesregierung und auch die entsprechenden Gruppierungen in der Wirtschaftskammer hatten lange genug Zeit, um hier zu reagieren und endlich eine Politik zu machen, die den kleinen und mittleren Unternehmen entgegenkommt.

Was sagen diese denn selbst zu diesem Thema? – In einer KMU‑Studie zum Turnaround 2010 wurden 977 KMU befragt, die 1 bis 250 Mitarbeiter haben, und dabei wurde festgestellt, dass 92 Prozent aller KMU mit der Steuer‑ und Abgabenhöhe unzufriednen sind. 90 Prozent kritisieren die Ausschreibungsmodalitäten der öffentlichen Hand, 81 Prozent sehen Handlungsbedarf bei den Förderungsangeboten für die KMU, und 77 Prozent sind mit der Unterstützung der Interessenvertretung, Herr Kollege Strobl, nicht zufrieden. – Das einmal zur Feststellung, was die Unternehmer über die Elegien der Sozialdemokraten denken.

Ganz generell ist betreffend KMU-Betriebe festzustellen, dass die Förderagentur des Bundes AWS ganz einfach eine völlig unzureichende, langfristige und bürokratische Förderung bietet. 

Zur Frage, was in der nächsten Zeit in diesem Zusammenhang von der Bundesregierung, aber auch von den Sozialdemokraten hier in Wien getan werden wird: Es zeichnen sich ja ganz offensichtlich Steuererhöhungen ab. Wir werden hören, was Kollege Strobl dazu sagt. Hoffentlich ist das nicht der Fall, das würde uns freuen! Die Steuer- und Abgabenquote in Österreich ist mit 42 Prozent eine der höchsten innerhalb der EU-Zone. Das heißt, es müsste Senkungen und nicht Erhöhungen geben! 

Die von der Bundesregierung angedachte und angesagte Mittelstandsmilliarde ist nur ein Tropfen auf den heißen Stein. Übrigens sind 100 Millionen EUR übriggeblieben, weil die bürokratische Abwicklung so schwierig ist, dass das von den Leuten, die betroffen sind, gar nicht in die Wege geleitet werden kann. Dafür wurden die Banken massiv mit rund 100 Milliarden EUR gestützt, was zum Teil richtig ist. Leider ist aber für die KMU nichts übrig geblieben! Anstatt ein Hilfspaket für Österreich zu schnüren, mit dem endlich entsprechende Mittel für die KMU zur Verfügung gestellt werden, wurden die Banken ohne Auflagen gestützt. Die Banken wurden nämlich nicht verpflichtet, dem Mittelstand auf Grund der Hilfszahlungen Kredite zukommen zu lassen, und sie tun das auch nicht. 

Daher wäre dieser Österreichfonds von großem Wert, gemeinsam mit anderen wichtigen Maßnahmen wie etwa dem völligen oder zumindest zeitweisen Aussetzen der Basel II‑Kriterien, die eine echte Katastrophe für die Unternehmer sind. De facto bedeutet das nämlich, dass mit Basel II neue Kriterien festgesetzt wurden und Betriebe, die durch Jahrzehnte ordentlich gewirtschaftet haben, alle Kreditraten abgeführt und alles beglichen haben, heute keine Kredite mehr bekommen, weil neue Kriterien gelten. Dagegen wurde nichts unternommen! 

Beim AWS dauern die Bearbeitungs‑ und Abwicklungszeiträume für Förderungen sechs bis sieben Monate. Oft genug ist es daher der Fall, dass dann, wenn sie überhaupt zustande kommen, die Zeit abgelaufen ist, die notwendig war, um sie in Anspruch zu nehmen. Außerdem dauert es nicht nur zu lange, sondern die Beantragung ist für die Mittelstandsunternehmen kaum möglich und wahnsinnig schwer zu überblicken. Es wäre hoch an der Zeit, dass man das aus den Klauen der Bankenlobby befreit und zu einer Direktabwicklung bringt! Die Entbürokratisierung des Förderwesens wäre ein ganz wichtiger Punkt.

Nochmals: Es wäre ganz wichtig, neben der Entbürokratisierung dafür zu sorgen, dass das AWS durch einen Österreichfonds mit einer Dotierung von etwa 10 Milliarden EUR – das sind 10 Prozent von dem, was die Banken bekommen haben – in die Lage versetzt wird, durch Direktvergabe den Klein- und Mittelbetrieben jene Unterstützung zu geben, die Frau Kollegin Schinner so lobend hervorhebt. Das ist bisher nicht erfolgt! Außerdem muss endlich dafür Sorge getragen werden, dass die richtig erkannte wirtschaftliche Bedeutung der KMU endlich auch eine entsprechende Würdigung durch die Politik in Bund und Land erhält. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Ich darf als nächsten Redner Herrn Abg Dipl-Ing Margulies zum Rednerpult bitten. 

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

In einem Punkt muss ich Abg Schinner recht geben: Die Stadt Wien allein könnte, selbst wenn sie wollte, durch welche Tätigkeit auch immer die Wirtschaftskrise nicht überwinden! 

Damit bin ich aber schon fertig mit dem recht Geben. Ansonsten ist außer „Wien ist super“ eigentlich nicht viel übrig geblieben. Da hat sie recht, darauf hat sie aber kein Copyright, das sagt eigentlich fast jeder sozialdemokratische Abgeordnete in letzter Zeit immer häufiger, je mehr wir uns den Wahlen nähern.

Ich komme zurück zum tatsächlichen Punkt, den zum Teil auch schon StR Herzog angesprochen hat. Erinnern wir uns ans Vorjahr: Am 24. Juni hat die EZB neben aller innerösterreichischer Förderung zu einem Zinssatz von 1 Prozent eine halbe Billion Euro zur Verfügung gestellt. Und man hat sich erwartet und erhofft, dass damit der Wirtschaftsaufschwung tatsächlich irgendwie angekurbelt wird. – Es ist aber nichts dergleichen geschehen, sondern der größte Teil dieser halben Billion Euro ist de facto in die Finanzmärkte geflossen und bildet gegenwärtig die nächste Blase. Dessen muss man sich bewusst sein!

Die Wirtschaftskrise ist noch lange nicht überwunden, auch dessen müssen wir uns bewusst sein. Daher sollten wir uns einmal überlegen, wie man das tatsächlich verändern kann. Und so sehr ich Kollegen Herzog in seiner Analyse in breiten Teilen folgen kann, so wenig kann ich FPÖ, ÖVP und SPÖ in der gesamten Lösungsstrategie folgen. Es nützt nämlich nichts, wenn man die Rahmenbedingungen in der gegenwärtigen Situation nicht verändern will. Da nützt es nicht viel – das sage ich jetzt ganz bewusst – wenn man das 1 Prozent, das von der bundesweiten Förderung an die KMU geflossen ist, und das Promille, das an die Ein-Personen-Unternehmen ging, verdoppelt. Ich möchte diese Dramatik wirklich einmal darstellen: Darum geht es nicht! 

Es geht um eine andere Art des Wirtschaftens. Es geht darum, die Banken an die Kandare zu nehmen, dass es tatsächlich wieder Kredite gibt. Es geht aber nicht darum – und das ist der entscheidende Punkt, in dem Wien meines Erachtens versagt hat –, dem einen Unternehmer oder der anderen Unternehmerin etwas mehr finanzielle Mittel zu geben, damit sie irgendwie durchtauchen können. Vielmehr ist das, was Österreich und Wien im Vergleich zu anderen Ländern vor dem Absturz bewahrt hat, ein bisserl die Augustin-Mentalität des typischen Österreichers, indem er sagt: Es wird schon irgendwie gehen, hauen wir das Geld, das wir haben, noch auf den Schädel! Ich will jetzt gar nicht darüber nachdenken, ob ich arbeitslos werde oder nicht! – Das ist es, was in Wien dazu beigetragen hat, dass der Dienstleistungssektor nicht eingebrochen ist!

In Wirklichkeit müssten wir Maßnahmen setzen, dass die Kaufkraft jedes Einzelnen und jeder Einzelnen unterstützt wird. Es müsste Maßnahmen geben, die Armut bekämpfen. Dann würde jeder Euro eins zu eins tatsächlich in die Wirtschaftsförderung fließen. 

Ich lobe die Maßnahmen der Wiener Wirtschaft, die es im Rahmen des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds gibt, durchaus. Das große Maß der Wiener Wirtschaftsförderung fließt aber über die Auftragsvergaben, die es im Rahmen der Gemeinde Wien gibt, zu den Großunternehmen, ganz egal, ob es sich um das Krankenhaus Nord, die Wiener Linien, Parkgaragen oder andere Großprojekte handelt. Es kommen immer dieselben zum Zug! Über Umwege kommt zwar auch das eine oder andere kleine oder mittlere Unternehmen in den Genuss dieser Förderung. Im Endeffekt beträgt das Verhältnis aber auch in Wien bedauerlicherweise 1 zu 30, wobei bei diesem Verhältnis die kleinen und mittleren Unternehmen mit der Zahl 1 und die Großunternehmen mit der Zahl 30 repräsentiert sind. Dieses Verhältnis müsste man umkehren! – Das ist der erste Punkt. 

Ich habe nur mehr 39 Sekunden. – Der zweite Punkt ist natürlich eine bürokratische Vereinfachung, die gerade viele Ein-Personen-Unternehmen benötigen. Ich kenne einige Menschen in meinem Bekannten- und Freundeskreis, die sich zum Teil gerne und freiwillig selbstständig gemacht haben beziehungsweise sich zum Teil auf Grund der Situation auf dem Arbeitsmarkt selbstständig machen mussten. Ich habe aber immer wieder erlebt, dass mir viele dieser Leute, wenn ich ihnen vom WWFF erzählt habe – und das sollte im Hinterkopf sein! – gesagt haben, dass sie von den Fördermöglichkeiten nichts mitbekommen haben.

Ich sage jetzt bewusst: Das ist der Vorwurf an den WWFF. Ich weiß, dass es zum Teil Vorurteile gibt oder dass man sich denkt, dass es zu kompliziert ist, dort hinzugehen. An dieser Stelle muss man meines Erachtens aber ansetzen und auch im Bereich der Kleinst- und Kleinunternehmen noch einiges an Hirnschmalz aufwenden, um zu überlegen, wie man diese unterstützen kann. – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Dkfm Dr Aichinger. Ich erteile es ihm.

Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Das Thema der Aktuellen Stunde lautet zwar „Perspektiven und Chancen für die Wiener Wirtschaftsregion“. – Ich hatte aber eher den Eindruck, dass es sich um eine Werbesendung für den Sozialdemokratischen Wirtschaftsverband handelt! Außerdem meine ich, dass das Thema ein wenig verfehlt war. Wir sind hier im Rathaus im Wiener Landtag, und meiner Meinung nach hätte diese Rede der Frau Kollegin Schinner eher ins Wirtschaftsparlament am Stubenring gehört. Ich habe nämlich nichts gehört, was hier im Hinblick auf die Wiener Wirtschaft stattfinden soll!

Sie haben richtig erkannt, dass die Wiener Wirtschaft durch viele Klein- und Mittelbetriebe geprägt ist und dass man für diese etwas tun muss. Trotzdem bin ich der Meinung, dass Groß und Klein zusammen gehört. – Nur so viel vorweg. Das soll aber nicht heißen, dass wir die eine gegen die andere Gruppe ausspielen wollen. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich möchte auch ganz kurz darauf eingehen, was denn in Wien nach dem sehr schweren Jahr 2009 wirklich geschehen ist, das weltweit schwierig war und das die Wiener Wirtschaft dank der Klein- und Mittelbetriebe gar nicht so schlecht bewältigt hat. Das war ein wesentlicher Faktor. Was aber hat die Gemeinde Wien beziehungsweise die Stadt Wien dafür getan? – Es hat ein Konjunkturpaket von 100 Millionen EUR gegeben. Erster Punkt: 90 Prozent dafür sind in die Großbetriebe gegangen, die zwar ... (Zwischenruf von Abg Friedrich Strobl.)

Ich weiß schon, Kollege Strobl, was du mir erzählen wirst! Das wurde weitergegeben! Das ist schon richtig! Aber es wurde im Prinzip wiederum vor allem an Betriebe der Gemeinde Wien, an die Stadtwerke, den WAFF, die Wiener Linien et cetera groß ausgeteilt! (Zwischenruf von Abg Friedrich Strobl. – Weitere Zwischenrufe von der SPÖ.) Langsam! Lass mich ausreden! Ich habe nicht so viel Zeit!

Ein ganz kleiner Teil ist zum Beispiel in den WWFF dafür gegangen, dass Klein- und Mittelbetriebe gefördert werden. Es verhält sich nach wie vor so, dass die Wirtschaftsförderung für die Klein- und Mittelbetriebe nur unter 30 Millionen EUR im Jahr bei einem Budget von über 11 Milliarden EUR der gesamten Stadt Wien aufwendet. Was ist passiert? Wo waren die Hausaufgaben? Von den 100 Millionen EUR, meine Damen und Herren, sind nur 80 Millionen EUR ausgegeben worden!

Ich möchte jetzt den Wirtschaftsforscher Prof Aiginger zitieren. Er hat gesagt: Wenden wir doch Geld auf und machen wir eine Vitaminspritze! – Ich zitiere das sehr gerne! Geben Sie die verbleibenden 20 Millionen EUR wirklich für die Klein- und Mittelbetriebe aus! Starten Sie entsprechende Aktionen! Fördern Sie die Klein- und Mittelbetriebe, damit etwas geschieht.

Ich möchte kurz einige Beispiele aufzählen: Was ist mit der Tourismusförderung, die erst vor Kurzem in diesem Hause wieder abgelehnt wurde? Was ist mit der Förderung der TrafikantInnen, die nur teilweise erfolgt? Was ist mit der Geschäftsstraßenförderung? Könnten wir da nicht mehr machen? – Das zeigt sich allein schon am Beispiel des Projektes „Lebendige Einkaufsstraßen“. Dort sollte mehr getan werden. Das, was jetzt geschieht, ist eigentlich nicht mehr als ein Placebo!

Was geschieht etwa bei der Sockelsanierung der Erdgeschoßflächen, damit wir dort kleine Betriebe, Gewerbebetriebe, aber auch Freiberufler hinein bekommen? Was ist mit einer Förderung des Denkmalschutzes? – Es sollten mehr Ideen geboren werden! Sie sollten mehr gestalten, anstatt nur zu verwalten! (Beifall bei der ÖVP.)

Ich gehe davon aus, dass wir wirklich noch einiges brauchen. Das Jahr 2010 wird kein einfaches Jahr werden. Wir werden das auch jetzt spüren, weil viele Aufträge auslaufen. Daher ist es, wie ich meine, notwendig, jetzt etwas zu tun. Dazu ist die Gemeinde Wien in der Lage, daher soll sie handeln! Die Schaffung von Rahmenbedingungen genügt nicht, damit alles toll ist, wie Kollegin Schinner gesagt hat! Die Stadt ist schön, aber wir müssen auch alles unternehmen, dass sie so schön und so toll bleibt!

Auf die Einzelbeispiele will ich jetzt gar nicht eingehen. All diese Fälle hätten Sie in Ihrem Wirkungsbereich ganz einfach lösen können! – Bleiben wir einmal bei den Haftungen des Wiener Kreditbürgschaftsfonds. Ich habe schon einige Male erwähnt, dass die Gemeinde Wien auch dort nicht wirklich am Drücker ist: Helft den Kleinen, damit etwas mehr geschieht!

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie in diesem Hause! Machen Sie Ihre Hausaufgaben! Schauen Sie, dass die Klein- und Mittelbetriebe mehr Förderung bekommen! Dann wird es der Wiener Wirtschaft gut gehen! – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächsten ersuche ich Herrn Abg Dr Günther, zum Rednerpult zu kommen.

Abg Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Kollegin Schinner hat schön dargestellt, was es in Wien alles gibt und wie das alles funktionieren kann. Das war, wie Kollege Aichinger richtig gesagt hat, der Einstieg für die Wirtschaftskammerwahl! – Gut, dass darüber gesprochen wird! Allerdings lautet das Thema: „Chancen und Perspektiven für die Wiener Wirtschaft“. Kollegin Schinner hat aber nur dargestellt, was es schon gibt. Wo aber sind die Chancen? Wo hat der kleine Unternehmer die Chance, einen Bankkredit zu bekommen? Wo kann man ihn unterstützen? – Es ist für ihn noch immer schwierig, das zu bekommen!

Ich weiß schon, dass es bei Bankkrediten auch Sicherheiten geben muss. Die Finanzmarktaufsicht, die darüber sehr lange und sehr oft locker hinweggegangen ist, setzt die Banken jetzt auch unter Druck, ihr Eigenkapital zurückzuhalten und darauf zu schauen, dass es aufgebaut wird. Erst gestern gab es einen Bericht in der „Presse“: Die beiden Geschäftsführer der Finanzmarktaufsicht Pribil und Ettl haben festgestellt, dass noch nicht alles gelungen ist und man auf alle Fälle noch ein Jahr warten muss, dass es aber im Großen und Ganzen vielleicht gelingen wird.

Mir hat ein bisschen eine Darstellung darüber gefehlt, wo die Chancen und die Perspektiven für die Wiener Wirtschaft sind. – Ich möchte auf einen Bereich hinweisen, in dem es derzeit für manche keine Perspektive und keine Chance gibt: Ich spreche vom Bereich der Gastronomie. Mit 1. Juli wird das Tabakgesetz so geändert, dass es hier Einschränkungen geben kann. Im Hinblick darauf haben wirklich vor allem die Kaffeehäuser und die kleinen Lokale Probleme, das irgendwie in den Griff zu bekommen. Bis 50 m² geht das noch. Da kann man sich entscheiden, ob man ein Raucher‑ oder ein Nichtraucherlokal sein will. Aber was ist darüber? Darüber ist man gezwungen, entweder zu einem Nichtraucherlokal zu werden oder bauliche Maßnahmen so durchzuführen, dass das Lokal getrennte Raucher‑ und Nichtraucherbereiche hat.

Hier gibt es Probleme, denn erstens ist das Ganze in drei Monaten vorbei, und ich glaube, dass sich noch sehr wenige Wiener Betriebe umgestellt haben. Die einen sagen: Ich mache ein Nichtraucherlokal. Ein bekannter Fall ist das Kaffee Griensteidl. Dort kommt man gut durch, weil es zu einem sehr großen Teil von Touristen besucht ist, die es gewohnt sind, dass man nicht rauchen darf. Der bedeutend größere Teil sind aber die kleineren Kaffeehäuser, die nicht im 1. Bezirk situiert sind und sich schwer tun. Es gibt aber sogar ein berühmtes Beispiel für ein Kaffeehaus im 1. Bezirk, das erst vor sechs bis sieben Jahren renoviert und wunderschön hergerichtet wurde und jetzt zusperrt, nämlich das Kaffee Museum. An sich ist es wirklich traurig, wenn ein anerkanntes Kaffeehaus jetzt zusperrt, weil der Besitzer sagt: Ich kann mir das nicht leisten. Inwiefern kann die Stadt Wien zum Beispiel hier, aber auch in vielen anderen Bereichen, einsteigen? 

Außerdem ist auch noch eine zweite Unsicherheit gegeben: Die Lokalitäten, die jetzt entsprechende Umbaumaßnahmen durchführen, was auch richtig ist, stehen im Endeffekt mit dem Rücken zur Wand. Dem Vernehmen nach soll nämlich 2012 von der EU ein 100-prozentiges Rauchverbot erlassen werden, und das bedeutet, dass diese Investitionen in zwei Jahren überhaupt umsonst waren, denn dann kann der Besitzer das Ganze herausreißen und sich als Nichtraucherlokal sehen. Dieses Problem gilt es zu regeln. Vielleicht kann uns Kollege Strobl dazu irgendetwas sagen!

Das zweite Problem ist, dass der Finanzminister angekündigt hat, dass er 6 Milliarden EUR einsparen muss, und zwar vor allem durch eine Verwaltungsreform. – Ich glaube nicht, dass er in Österreich 6 Milliarden EUR auf Bundesebene durch eine Verwaltungsreform einsparen kann! Daher wird er auch an die Länder herantreten, und das Geld wird von den Ländern in gewisser Weise aufgebracht werden müssen. Und auch hier wäre eine Verwaltungsreform durchaus angesagt, denn auch das wäre eine Entlastung der Wirtschaft, wie es der Bund schon einmal 2006/2007 diskutiert hat. Es sollte einmal hinterfrag werden, wie viel es eigentlich im Unternehmen kostet, wenn ein Gesetz erlassen wird. Was kostet das etwa einen Unternehmer, wenn er Statistiken et cetera abliefern muss? Wie kann man die Wirtschaft so weit entlasten, dass es im Unternehmen mehr Gewinn gibt und das Geld nicht für Verwaltungsaufgaben aufgebraucht wird? 

Diesbezüglich wird Wien sich etwas überlegen müssen, denn die Länder werden sicherlich vom Bund und vom Finanzminister intensiv dazu herangezogen werden müssen, um das Geld, das jetzt großzügig ausgegeben wurde und ausgegeben werden musste, in irgendeiner Form wieder herein zu bringen. – Ich hoffe, dass Kollege Strobl auf diese Fragen Antworten haben wird! (Beifall bei der FPÖ.)

Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau StRin Dr Vana. Ich erteile es ihr.

StRin Dr Monika Vana: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kollegin Schinner! Ich möchte Sie an dieser Stelle nicht enttäuschen! Sie haben Ihren Vortrag wirklich mit großem Engagement und großer persönlicher Glaubwürdigkeit gehalten! 

Es ist aber nicht einfach alles toll in Wien, und es ist auch nicht alles toll mit dem Wirtschaftsstandort Wien. Die Beschäftigung ist stark rückläufig, und zwar nicht erst seit der Wirtschaftskrise. Die strukturellen Probleme des Wiener Arbeitsmarktes haben schon lange vorher begonnen. Die Arbeitslosigkeit steigt stark und hat fast 10 Prozent erreicht. 

Sie haben die erfolgreichen Wiener Unternehmen angesprochen: Ein Drittel aller neu gegründeten Unternehmen in Wien geht bereits innerhalb des ersten Jahres wieder ein. Außerdem wurden einige Bereiche, die auch zum Wirtschaftsstandort zählen, von Ihnen völlig ausgeblendet, nämlich der Arbeitsmarkt, die Einkommen und auch die Gleichstellung von Frauen.

Die Gleichstellung von Frauen könnte sehr wohl – wie internationale Studien zeigen – zu einem stärkeren Wirtschaftswachstum beitragen. Studien der Frauenministerin zeigen zum Beispiel, dass das österreichische BIP um ein Drittel höher sein könnte, wenn die Gleichstellung von Frauen und Männern erreicht wäre. In Wien ist das längst nicht der Fall!

Frau Kollegin Schinner! Sie haben von Partnern gesprochen, die man für eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik und Standortpolitik in einer Wirtschaftsregion braucht. – In diesem Fall haben Sie sich die falschen Partner ausgesucht, denn das Wirtschaftsstandortabkommen, das Bgm Häupl und VBgmin Brauner für die Stadt Wien erst vorgestern unterzeichnet haben, wurde mit der Industriellenvereinigung geschlossen! Zwar werden als Prioritäten der Wiener Wirtschaftspolitik Wirtschaftswachstum, bessere Rahmenbedingungen für Unternehmen, Bildung, Forschung, Frauengleichstellung, Arbeitsmarkt, Einkommensentwicklung, Lebensstandard, Umwelt und Mietenentwicklung bezeichnet und auch internationale Wirtschafts-Rankings in die Standortfaktoren einbezogen, und sogar Ihre eigene Broschüre über den Wirtschaftsstandort Österreich geht hier weiter und bezieht zum Beispiel Faktoren wie sozialen Frieden, Streiktage bei der Beurteilung, wie erfolgreich ein Wirtschaftsstandort ist, mit ein. Das Standortabkommen, das Sie mit der Industriellenvereinigung geschlossen haben, blendet diese Entwicklungen jedoch völlig aus! Es ist völlig unzureichend und geht von einem sehr antiquierten und verengten Wirtschaftsbegriff aus. Es fehlen etwa soziale Sicherheit, Qualität der Arbeitsplätze und Vereinbarkeit von Beruf und Familie. 

All dies ist in diesem Standortabkommen nicht enthalten, und ich bezweifle, dass die Industriellenvereinigung der richtige Partner ist, denn selbst bei der Präsentation hat der Industriellenvereinigungspräsident von Wien gesagt, dass er sich zum Beispiel Gleichstellung in Gesetzesform nicht vorstellen kann und dass sich die Industriellenvereinigung da querlegen würde.

Allein im Hinblick darauf wünsche ich Ihnen viel Spaß! Frau StRin Frauenberger ist jetzt nicht da. Aber auch Ihnen, Frau StRin Brauner, wünsche ich bei der Umsetzung der Wiener Standortpolitik mit den Partnern, die Sie sich ausgesucht haben, viel Spaß! (LhptmStin Mag Renate Brauner: Das ist ein kleines Missverständnis!) 

Dieses Standortabkommen ist überhaupt insgesamt Etikettenschwindel. Nicht nur, dass darin nicht eine einzige finanzielle Rahmenbedingung, ein Budget oder eine Zahl enthalten ist, es werden damit auch kein einziger Arbeitsplatz und keine einzige neue Lehrstelle geschaffen, obwohl das eigentlich als Ziel formuliert ist. Und auch der Part der Industrie fehlt. Ein Abkommen sollte ja zwei Partner haben, von denen beide jeweils entsprechende Aufgaben haben.

Sie fordern in diesem Standortabkommen – Sie können das ja im Laufe des heutigen Tages noch richtigstellen! – lediglich Infrastruktur‑ und Industrieförderung, wesentliche Bereiche wie zum Beispiel ein Bekenntnis zu einem Konjunkturprogramm für Frauen, wie es auch der ÖGB, der Österreichische Frauenring und das Wirtschaftsforschungsinstitut fordern, fehlen völlig. Auch Maßnahmen in Richtung mehr aktive Arbeitsmarktpolitik in Wien fehlen völlig. Die Mittel des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds sind seit Jahren gleich geblieben. Im Hinblick auf die Wirtschaftskrise wurde dieser erst auf Druck des WAFF-Kuratoriums endlich aufgestockt. Mehr Bemühungen um Chancengleichheit in Wiener Unternehmen fehlen ebenfalls völlig, und auch die Koppelung der Auftragsvergabe und der Wirtschaftsförderung an Frauenförderung fehlt. Es fehlen Investitionen in Forschung und Entwicklung, in Gesundheits‑ und Pflegeberufe sowie in Green Technology wie Klimaschutz und Ökologie.

Das wundert uns aber nicht, denn die SPÖ macht immer gerne viel Lärm um nichts, fordert immer viel und setzt wenig um. Ich glaube aber, dass die Wienerinnen und Wiener das wissen und Ihnen die Rechnung dafür am 10. Oktober präsentieren werden. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Dipl-Ing Stiftner. Ich erteile es ihm.

Abg Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Schönen guten Morgen, Frau Präsidentin! Frau Kollegin Schinner!

Sie haben heute ein Bekenntnis abgelegt, wie toll es ist, Unternehmerin zu sein. – So wie es Ihnen geht, geht es auch vielen anderen Kleinunternehmen, Mittelunternehmen und Großunternehmen in Wien, allerdings mit dem einen Unterschied, dass Sie die Leidenschaft, die Sie beseelt, offenbar in Ihrer eigenen Fraktion nicht umsetzen können! Ihre eigene Fraktion wäre aber genau der richtige Adressatenkreis. Ihre eigene Fraktion müsste die Wünsche, die Sie heute dargelegt haben, auch umsetzen! – Davon ist aber nichts gekommen. Es ist Ihnen heute bei diesem guten Thema leider eine Themenverfehlung unterlaufen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Es geht darum, was die Stadt Wien im Zusammenhang mit ihrem eigenen Thema tun kann, um Klein‑ und Mittelbetrieben in Zukunft besser zu helfen, die Konjunkturschwierigkeiten zu meistern. Die Bundesregierung hat es vorgemacht, speziell der Finanzminister mit seinen Konjunkturpaketen. In Wien hat die Frau Finanzstadträtin aber nichts anderes gemacht, als ohnehin bestehende Investitionen umzuetikettieren und als neues Konjunkturpaket zu verkaufen!

Das Einzige, was toll ist, sind die neuen Putztrupps in den Wiener Linien. Das soll offenbar als Teil des Konjunkturpakets verkauft werden! Nicht, dass das nicht auch wichtig wäre! Um die Sauberkeit in Wien steht es bislang ohnedies nicht gut. Aber ein Konjunkturpaket ist das nicht!

Herr Vizepräsident! Ich glaube, Sie haben viel Aufklärungsarbeit in Ihrer eigenen Fraktion zu leisten und viele Notwendigkeiten zu erfüllen, damit es in Wien wieder besser wird! (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber auch abgesehen von der Krise fällt Wien wirklich ab, wo es nur geht, wenn nicht bei den eigenen Studien, das weiß ich schon, aber in internationalen Studien. So ist Wien als Wirtschaftsstandort zum Beispiel in der Studie von Cushman & Wakefield 2009 abermals um zwei Plätze vom 28. auf den 34. Platz abgerutscht und liegt somit im letzten Viertel. – Was sagen Sie dazu? Was sind Ihre Konzepte? Diese Zahlen sind wirklich beschämend! Das ist wirklich weit entfernt von dem, was Sie in Hochglanzbroschüren zu vermitteln versuchen, meine Damen und Herren von der SPÖ, und dafür tragen Sie als absolut regierende Partei die alleinige Verantwortung! (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber diese bittere Wahrheit hat auch Auswirkungen auf Angestellte und Mitarbeiter. Die Arbeitslosenrate ist zugegebenermaßen nach Kärnten, sehr geehrte Damen und Herren der SPÖ, die schlechteste von ganz Österreich. Wien hält bei 8,5 Prozent. Das Land Niederösterreich, mit dem Sie sich so gerne vergleichen, hält bei 7,3 Prozent, in Oberösterreich beträgt die Arbeitslosenrate, obwohl es ein Industriebundesland ist und ganz besonders massiv betroffen ist, nur 4,9 Prozent. Das ist auch viel, aber wesentlich weniger als in Wien! Das zeigt, wie Sie mit Menschen umgehen, die Jobs brauchen!

Heute steht der Herr Bürgermeister, der vor 15 Jahren angetreten ist und gesagt hat, dass sein Hauptziel die Bekämpfung der Arbeitslosenrate in Wien sein wird, am Ende seiner Karriere mit der roten Laterne in der Hand da, meine Damen und Herren! So schaut es in Wien aus! Das ist Politik à la SPÖ! (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf von Abg Kurt Wagner.)

Herr Kollege! Es ist unangenehm! Aber die Liste der abgesiedelten Betriebe ist lang! Das ist nämlich genau der Punkt. Ich nenne jetzt Philips Videorecorderwerk, Inzersdorfer, Unilever, Grundig, Ankerbrot, Varta, Siemens Elektronik, Baxter, Sandoz, Novartis, IBM. Die Liste lässt sich beliebig fortsetzen. 

Jeder fünfte Arbeitsplatz in Wien ist verloren gegangen. Und Frau Brauner ist noch stolz darauf – wie sie in einer Aussendung vorgestern kundgetan hat –, dass sich der produzierende Sektor von 160 000 Beschäftigten auf 120 000 Beschäftigte reduziert hat. – Das ist die Realität! So schaut es aus in Wien! Das ist die Politik in Wien, obwohl es sehr viel zu tun gibt, meine Damen und Herren!

Auf einen Punkt möchte ich noch eingehen, weil ihn Frau Schinner erwähnt hat, nämlich auf das Thema der Kleinkredite. Es ist dies ein ganz wichtiger Punkt. Hier könnte gerade Ihre eigene Fraktion etwas beitragen! Das AWS und die Wirtschaftskammer, die Sie ja offenbar bekämpfen, vergeben Kleinkredite bis 10 000 EUR. Was jedoch nicht geschieht, ist, dass Sie als Stadt Wien die Haftung übernehmen, so wie das zum Beispiel in Oberösterreich der Fall ist. Das wäre eine Möglichkeit, wie Sie Klein- und Mittelbetrieben wirklich helfen könnten! (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Frau Vizebürgermeisterin hat offenbar erkannt, dass es auch bei der Infrastruktur Nachholbedarf gibt. Sie hat gesagt, dass da einiges im Argen liegt, beim Straßennetz und Schienennetz, etwa auch im Sinne der europäischen Logistik. Der europäische Logistik-Hub ist nicht vorhanden! Da gibt es keine entsprechenden Investitionen. Auch IKT-Infrastruktur und Breitbandvernetzung sind nicht vorhanden beziehungsweise viel schlechter ausgeprägt als in anderen Bereichen der Europäischen Union.

Auch im Umweltbereich wird nichts geschafft und werden keine entsprechenden Investitionen vorgenommen, weder in Forschung und Entwicklung noch in die diesbezügliche Infrastruktur. So haben wir zum Beispiel jeden Tag Probleme mit den Wasserleitungen, verehrte Damen und Herren!

Sehr geehrte Damen und Herren! Der deutsche Nationalökonom Manfred Behrend hat gesagt: „Wir müssen kapieren und nicht kopieren.“ – Beim Kopieren, sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ, sind Sie toll! Sie bringen die Ideen der Opposition in die Volksbefragung ein und wollen Sie als Ihre eigenen ausgeben! Und beim Kapieren werden Ihnen helfen, nämlich am 10. Oktober, sehr verehrte Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

Präsidentin Marianne Klicka: Ich ersuche als nächsten Redner Herrn Abg Strobl zum Rednerpult.

Abg Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Es ist sehr schwierig: Ich glaube, fünf oder sechs VorrednerInnen haben von mir Antworten verlangt. Sie hatten alle fünf Minuten Redezeit, und ich habe jetzt auch insgesamt fünf Minuten, daher werde ich nicht alles beantworten können, obwohl es mir ein echtes Vergnügen wäre. (Abg Mag Wolfgang Jung: Sie können schriftlich antworten! – Abg Dr Matthias Tschirf: Es gibt eh keine Antwort!) 

Bevor ich allerdings auf alle Vorrednerinnen und Vorredner soweit wie möglich eingehe, möchte ich etwas voranstellen: Es wurde hier sehr viel über Klein‑ und Mittelbetriebe und Ein-Personen-Unternehmen gesprochen: Richtig so! Es wurde sehr viel auch über Finanzierungen gesprochen: Richtig so! Von einem Kollegen wurde der WIFO-Chef Aiginger zitiert: Richtig so!

Ich zitiere jetzt auch WIFO-Chef Aiginger. – Er hat gesagt: „Heute leben wir in einer Zeit, in der ein Unternehmer oder eine Unternehmerin, wenn sie einen Kredit brauchen, zur Bank gehen und dort beweisen müssen, dass sie eigentlich gar keinen Kredit brauchen.“ – Dieses Zitat trifft die Situation der Klein‑ und Mittelbetriebe und der Ein-Personen-Unternehmen auf den Punkt! Wir haben eine Kreditklemme, und dieses Wort Kreditklemme ist kein abstraktes Unwort, sondern die Beschreibung des Zustandes, in dem sich viele Klein‑ und Mittelbetriebe und Ein-Personen-Unternehmen derzeit befinden.

Und ich sage Ihnen noch etwas: Das, was Klein‑ und Mittelbetriebe und Ein-Personen-Unternehmen sicherlich nicht brauchen, ist, dass wir hier stehen und einander in einem politischen Hickhack vorwerfen, wer wofür verantwortlich ist, sondern sie erwarten sich zu Recht Unterstützung und Hilfe, und wir alle sollten uns bemühen, ihnen diese Hilfe zu geben!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe hier in verschiedenen Wortmeldungen – und richtig zum Beispiel von Herrn StR Herzog zitiert – gehört, dass es ein Bankenpaket über 100 Milliarden gegeben hat, und es haben auch andere darauf hingewiesen, wie viele Finanzmittel zur Verfügung stehen, und ich bin selbstverständlich absolut dafür, dass man aus diesen vorhandenen Mitteln Finanzierungen für Klein‑ und Mittelbetriebe und Ein‑Personen‑Unternehmen nimmt!

Wir als Sozialdemokratischer Wirtschaftsverband haben vor Monaten eine KMU-Milliarde gefordert, und dabei geht es nicht darum, dass wir den Finanzminister auffordern, zusätzliches Geld in die Hand zu nehmen, sondern vorhandenes Geld, und dabei geht es um nichts anderes als darum, die Rahmenbedingungen und Richtlinien so zu vereinfachen, dass das Geld, das vorhanden ist, von den Klein‑ und Mittelbetrieben und den Ein‑Personen‑Unternehmen auch abgeholt werden kann. Unterstützen Sie uns dabei! Sie sind herzlich willkommen! (Beifall bei der SPÖ.)

Jetzt gehe ich kurz auf meine Vorredner ein: Wenn Herr StR Herzog hier betont, dass 77 Prozent der Unternehmerinnen und Unternehmer mit ihrer Interessenvertretung nicht zufrieden sind, dann sage ich: Vielleicht sind sie derzeit mit der Interessenvertretung nicht zufrieden. Ich weiß nicht, woher er diese Zahlen hat, ich kenne diese Studie nicht, kann Ihnen aber sagen: Wir haben – Kollegin Schinner hat es schon erwähnt – unser Service auf Rädern für Wiener Unternehmen Mitte Oktober vorigen Jahres gestartet. Dabei gehen wir aktiv auf die Unternehmerinnen und Unternehmer zu. Und wenn das die Regel bei den Interessenvertretungen wäre, dann würden meines Erachtens nicht solche Ergebnisse zustande kommen! Wenn man die Unternehmerinnen und die Unternehmer nämlich regelmäßig besucht und sie nach ihren Anliegen und Probleme fragt, dann werden wir sie auch unterstützen können. Wenn man im Dialog ist, dann findet man nämlich Lösungsansätze, und es wird nicht solche Umfragewerte geben.

Abschließend muss ich noch etwas sagen, weil Kollege Margulies gesagt hat, dass die Stadt Wien in dieser Finanz‑ und Wirtschaftskrise versagt hat und nur deshalb besser dasteht, weil die Menschen in dieser Stadt meinen, dass ihnen eh alles wurscht ist und sie das schon durchtauchen werden. Kollege Margulies meinte, dass sie nur deswegen noch den Arbeitsplatz hätten. – Das ist nicht so! Die Stadt Wien steht besser da als andere Städte in Europa und als alle anderen Bundesländer in diesem Land, weil wir seitens der Stadt Wien uns entschlossen haben, uns nicht weiter in diese Krise hinein zu sparen, sondern uns aus dieser Krise heraus zu investieren. Das haben wir getan, und wir haben nicht nur ein Konjunkturpaket in Höhe von 100 Millionen abgeschlossen und zur Verfügung gestellt, sondern wir haben 700 Millionen plus 200 Millionen zur Verfügung gestellt, und das kommt nicht einigen Großbetrieben zugute, sondern in letzter Konsequenz den Klein‑ und Mittelbetrieben und den Ein-Personen-Unternehmen, und das ist gut so. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsidentin Marianne Klicka: Somit ist die Aktuelle Stunde beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 im Zusammenhalt mit § 31 Abs 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Abgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus eine und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien zwei eingelangt sind.

Vor Sitzungsbeginn sind von Landtagsabgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus zwei Anträge eingelangt.

Den Fraktionen werden diese Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Bevor wir die unter Postnummer 1 vorgesehene Wahl von Mitgliedern und Ersatzmitgliedern des Bundesrates vornehmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden.

Gemäß § 28 Abs 4 der Geschäftsordnung für den Wiener Landtag sind Wahlen mittels Stimmzettels vorzunehmen, wenn der Landtag nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt.

Sehr geehrte Abgeordnete! Ich schlage Ihnen vor, diese Wahl durch Erhebung der Hand vorzunehmen.

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Landtages, die mit meinem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Mein Vorschlag ist einstimmig angenommen.

Das an erster Stelle gereihte Mitglied des Bundesrates, Herr Harald Reisenberger, der Wien ab dem Jahr 2001 in der Länderkammer vertreten hat und in der ersten Hälfte des vergangenen Jahres auch die Funktion des Präsidenten innehatte, ist am 16. Dezember 2009 bedauerlicherweise viel zu früh verstorben. 

Das an gleicher Stelle gereihte Ersatzmitglied Friedrich Strobl hat nun sein Mandat im Bundesrat mit 16. Dezember 2009 zurückgelegt.

Folgende Mitglieder und Ersatzmitglieder des Bundesrates haben ihr Mandat am 27. Jänner 2010 zurückgelegt: Das an zweiter Stelle gereihte Mitglied Albrecht Konecny und das an gleicher Stelle gereihte Ersatzmitglied Heinz Vettermann, ebenso das an dritter Stelle gereihte Mitglied Reinhard Todt und das an gleicher Stelle gereihte Ersatzmitglied Christian Deutsch, das an sechster Stelle gereihte Mitglied Monika Kemperle und das an gleicher Stelle gereihte Ersatzmitglied Martina Ludwig-Faymann, ebenso das an achter Stelle gereihte Mitglied Josef Kalina und das an gleicher Stelle gereihte Ersatzmitglied Martina Malyar, das an neunter Stelle gereihte Mitglied Wolfgang Beer und das an gleicher Stelle gereihte Ersatzmitglied Kurt Wagner, das an elfter Stelle gereihte Mitglied Elisabeth Grimling und das an gleicher Stelle gereihte Ersatzmitglied Katharina Schinner.

Die Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates schlägt folgende Mitglieder und Ersatzmitglieder zur Wahl vor:

Zunächst die Mitglieder. Für die erste Stelle Albrecht Konecny, für die zweite Stelle Reinhard Todt, für die dritte Stelle Monika Kemperle, für die sechste Stelle Josef Kalina, für die achte Stelle Wolfgang Beer, für die neunte Stelle Elisabeth Grimling und für die elfte Stelle Mag Muna Duzdar; als deren Ersatzmitglieder für die erste Stelle Heinz Vettermann, für die zweite Stelle Mag Gertraud Knoll, für die dritte Stelle Martina Ludwig-Faymann, für die sechste Stelle Martina Malyar, für die achte Stelle Kurt Wagner, für die neunte Stelle Katharina Schinner und für die elfte Stelle Friedrich Strobl. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren, die diesem Wahlvorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Der Wahlvorschlag ist einstimmig angenommen. 

Somit lautet die Reihung unter Zugrundelegung der soeben erfolgten Abstimmung wie folgt: Für die erste Stelle Albrecht Konecny, Ersatz: Ernst Vettermann, für die zweite Stelle Reinhard Todt, Ersatz: Mag Gertraud Knoll, für die dritte Stelle Monika Kemperle, Ersatz: Martina Ludwig-Faymann, für die sechste Stelle Josef Kalina, Ersatz: Martina Malyar, für die achte Stelle Wolfgang Beer, Ersatz: Kurt Wagner, für die neunte Stelle Elisabeth Grimling, Ersatz: Katharina Schinner, für die elfte Stelle Mag Muna Duzdar, Ersatz: Friedrich Strobl. 

Ich möchte an dieser Stelle ganz besonders der neu gewählten Bundesrätin Mag Muna Duzdar, die von der Galerie aus jetzt auch diese Wahl verfolgt hat, herzlich zu ihrer Wahl gratulieren, ebenso wie allen anderen wiedergewählten Bundesrätinnen und Bundesräten, die derzeit im Saal sind! (Beifall bei der SPÖ.)

Ich darf Sie, sehr geehrte Frau Bundesrätin Mag Duzdar, zu uns in den Sitzungssaal herunter bitten und allen Gewählten viel Kraft und Freude bei der Ausübung ihrer Funktion wünschen. – Ich möchte noch abwarten, bis die Kollegin hier im Saal anwesend ist. 

Wir begrüßen ganz herzlich die neu gewählte Bundesrätin Mag Muna Duzdar. Herzlich willkommen. (Beifall bei der SPÖ.)

Ich darf nun mit dem Ablauf der Sitzung fortfahren.

Postnummer 2 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über die verpflichtende frühe Förderung in Kinderbetreuungseinrichtungen – Wiener Frühförderungsgesetz. Berichterstatter hiezu ist Herr Amtsf StR Landesrat Oxonitsch. Ich bitte ihn, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter Amtsf StR Christian Oxonitsch: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Präsidentin! Ich bitte um Zustimmung zum Entwurf eines Gesetzes über die verpflichtende frühe Förderung der Kinderbetreuungseinrichtungen und die entsprechende Umsetzung der Art 15a-Vereinbarung. 

Präsidentin Marianne Klicka: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen diese Zusammenlegung ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. Die Debatte ist somit eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Gudenus. Ich erteile es ihm. 

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag! Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Landesrat! 

Sehr geehrte frisch gekürte Frau Bundesrätin! Herzliche Gratulation auch von meiner Seite!

Wir diskutieren jetzt das Wiener Frühförderungsgesetz. Ich möchte vorausschicken: Wir werden das Gesetz ablehnen. Wir haben uns aber die interne Entscheidung in der Fraktion nicht allzu leicht gemacht. Wir haben alle Pro und Kontra abgewogen. Wir haben das auf Bundes- und Landesebene durchdiskutiert und verstehen auch die Intention dahinter, nämlich darauf zu achten, dass die Kinder vor Volksschuleintritt eine gewisse frühkindliche Bildung im Kindergarten schon auf den Weg mitbekommen, damit die Integration und die Sozialisation besser funktionieren. Diese Intention verstehen wir. Wir sind aber der Meinung, dass Ihre Rechnung nicht ganz aufgehen wird, und deswegen lehnen wir dieses Gesetz in dieser Form ab. 

Der Kindergarten ist eine sehr wichtige vorschulische Bildungseinrichtung. Er wurde bisher viel zu sehr unterschätzt. Wir sind immer für einen kostenlosen Kindergarten eingetreten, den es jetzt mehr oder weniger gibt. Wir sind bereits auch zu einer Zeit dafür eingetreten, als andere Parteien anderer Meinung waren, weil wir immer schon gemeint haben, dass das für die Integration, für den Spracherwerb und für altersgemäßes Lernen durch Spiel und Bewegung wichtig ist. 

Wenn wir dieses Gesetz jetzt umsetzen und dieses Pflichtkindergartenjahr einführen, so wäre das kein Problem, wenn wir einen Anteil von etwa 5 Prozent an Kindern mit Sprachproblemen in Wien hätten. Dann würde das allen etwas bringen und auch für Integration von Nutzen sein. Die Diskussion in Wien sieht aber leider ganz anders aus, denn immer mehr Kinder sprechen nicht Deutsch und auch österreichische Kinder haben teilweise Sprachprobleme. Ich will jetzt gar nicht unterteilen in Ausländer und Nichtausländer oder Ausländer und Inländer. Es sind nämlich insgesamt immer mehr Kinder auch sozial nicht integriert. Das bedeutet, dass sich das Problem, das wir jetzt schon in der 1. Klasse der Volksschule haben und das sich bis ans Ende der Pflichtschule und weiter bis zum Berufseinstieg durchzieht, um ein Jahr vorverlagern würde. Dann wären nämlich alle Kinder gemeinsam im Kindergarten, und die Mehrheit würden vermutlich Kinder mit Migrationshintergrund ausmachen, die vielleicht nicht Deutsch können und im Kindergarten Probleme mit verursachen würden. 

Das heißt: Es gibt sprachliche und soziale Mankos in den Volksschulen, und das Ganze würde sich in den verpflichtenden Kindergarten vorverlagern. 

Das heißt, es würde keine Integration in der Weise mehr stattfinden, wie es eigentlich erwünscht wäre, sondern die Integration würde anders herum stattfinden. Man bräuchte sozial und pädagogisch qualifizierte KindergartenbetreuerInnen, die es in dieser Zahl überhaupt nicht gibt. Ich glaube, nicht einmal Lehrer an den Pflichtschulen haben zur Zeit die Möglichkeit und die Fähigkeit, dieses Problems, das in Wien immer stärker wird, Herr zu werden. Das können die Lehrer zur Zeit großteils auch nicht, und zwar nicht deswegen, weil sie so schlechte Lehrer sind, sondern weil sie hinsichtlich dieser Problematik nicht wirklich geschult wurden. 

Ganz aktuell zeigt eine neue Studie des Instituts für Bildungsforschung, dass Lehrlinge nach der Pflichtschule unvermittelbar sind. Frau Brigitte Jank, die Präsidentin der Wirtschaftskammer Wien, hat gesagt, dass 68 Prozent der Wiener Unternehmen über Schwierigkeiten klagen, geeignete qualifizierte Jugendliche zu finden. 

Es wurden bei dieser Studie 300 Betriebe in Wien aus allen Branchen befragt, und es zeigte sich, dass immer mehr Schulabgänger nach der Pflichtschule nur über geringe Grundkompetenzen in Lesen, Schreiben und Rechnen verfügen. Für die Unternehmen in Wien ist natürlich das sprachliche Ausdrucksvermögen ganz besonders wichtig, und dieses ist leider bei vielen Schülern nicht vorhanden. Ich glaube aber, dass das verpflichtende Kindergartenjahr in dieser Form diesem Problem auch nicht vorbeugen würde, weil vor Schulantritt nicht garantiert wird, dass denjenigen, die es brauchen, vor Schuleintritt die deutsche Sprache entsprechend vermittelt wird. 

Anders wäre es, wenn man besondere Gruppen für die Kinder mit Betreuungsbedarf einrichten würde, in denen speziell ausgebildete Pädagogen Gruppen mit sozialen und sprachlichen Mankos ausbilden. Das ist aber in diesem Gesetz, soweit ich es gelesen habe, nicht vorgesehen. 

Es stellt sich auch die Frage, ob genügend Plätze vorhanden sind beziehungsweise ein flächendeckendes Angebot vorhanden ist. Sie haben sich mit § 4 Abs 1 Punkt 3 ein Schlupfloch für Ausnahmen gelassen. Dort steht: „Von der Besuchspflicht ausgenommen sind Kinder, denen auf Grund der Entfernung zwischen Wohnort und nächst gelegener geeigneter institutioneller Kinderbetreuungseinrichtung der Besuch nicht zugemutet werden kann.“ Und in den Erläuterungen steht: „Dieser Ausnahmetatbestand ist dann anzunehmen, wenn die Geh‑ und Fahrtzeit zur Kinderbetreuungseinrichtung mehr als 45 Minuten beträgt.“ Das heißt, es ist zur Zeit gar nicht garantiert, ob ein flächendeckendes Angebot überhaupt vorhanden ist. 

Aus den genannten Gründen lehnen wir dieses Gesetz ab. Ich freue mich aber auf eine angeregte Diskussion! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Smolik. Ich erteile es ihr. 

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Ich muss gestehen, dass ich die Theorie, die Kollege Gudenus uns hier jetzt dargelegt hat, nicht ganz verstanden habe. Ich führe das jetzt einmal auf meinen angeschlagenen Gesundheitszustand zurück. Aber vielleicht wird der Standpunkt der FPÖ von den anderen Rednern noch ausführlicher erläutert! Vielleicht konnten sie das nachvollziehen!

Für mich war nicht ganz schlüssig, was er mit dem vorgezogenen Problem meint. (Zwischenruf von Abg Mag Johann Gudenus, MAIS.) Ja! Aber Sie haben das nicht wirklich schlüssig erläutert!

Wir werden diesem Gesetz heute zustimmen. Ich habe allerdings bereits im Ausschuss angemerkt, dass wir mit einem Paragraphen in diesem Gesetz nicht sehr glücklich sind. Dementsprechend haben wir aber bereits einen Antrag eingebracht, damit man das Gesetz in dieser Hinsicht noch einmal abändern könnte. Es handelt sich hiebei um § 4, in dem geregelt ist, dass Kinder mit Behinderungen vom verpflichtenden Kindergartenbesuch ausgenommen werden können. Darüber gab es schon eine Debatte, als dieses Gesetz vorgeschlagen wurde, auch im Hinblick auf die 15a-Vereinbarung. Es gab eine sehr breite Debatte auch unter den Behindertenorganisationen, dass dieses Gesetz der UN-Kinderrechtskonvention widerspricht, aber auch der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen.

Es mag sein, dass es in Wien nicht ganz so häufig vorkommt, dass Kinder mit Behinderung nicht in den Kindergarten gehen, weil dieser zu weit entfernt ist oder es diesbezüglich Bedenken gibt. Wir haben aber auch in Wien für Kinder mit Behinderungen zu wenig integrative Plätze im Kindergarten, und dieses Gesetz ermöglicht vielleicht, dass das als Grund angeführt wird, warum Kinder mit Behinderung nicht in den Kindergarten gehen können und von dieser Verpflichtung ausgenommen werden.

Ich glaube, dass wir in dieser Frage österreichweit ein Umdenken brauchen. Wir brauchen den Gedanken der Inklusion viel stärker! Es kann nicht sein, dass wir immer gerade jene, die den Kontakt mit anderen Kindern dringend brauchen – und das sind unter anderem auch Kinder mit Behinderungen – aus jedem Gesetz ausnehmen, dass wir es für nicht zumutbar halten, dass Kinder mit Behinderung in einen Kindergarten gehen, und dass man sie auch aus dem Schulwesen immer weiter hinausdrängt. Vielmehr müssen wir wirklich im Sinne der Inklusion für ausreichende Plätze und eine ausreichende Ausbildung der PädagogInnen sorgen und dürfen uns nicht auf eine Ausnahmeregelung wie etwa auf die in diesem Gesetz festgehaltene ausreden. 

Ich halte das für falsch! Vielleicht wird es ja in den nächsten Jahren eine Verbesserung dieses Gesetzes geben! Ich weiß nicht, wie die Diskussionen in den anderen Bundesländern gelaufen sind. In einigen Bundesländern hat es allerdings Anträge gegeben, die genau auf diese Änderung des § 4 abgezielt haben. In den meisten Bundesländern wurden diese Anträge aber, genauso wie unser Antrag in Wien, abgelehnt, und zwar mit dem Argument: Das brauchen wir nicht, das ist eh nur eine Kann-Bestimmung, die wahrscheinlich nicht zur Anwendung kommt. – Ich fürchte, dass es eben sehr wohl dazu kommen wird, dass man Ungleichbehandlungen zulässt und Kinder mit Behinderungen aus diesem so wichtigen Bildungssystem, nämlich dem Kindergarten, ausschließt. 

Wir haben in den letzten Monaten sehr ausführlich und häufig über den Kindergarten diskutiert. Ich möchte diese Debatte jetzt nicht wieder aufgreifen. Wir haben darüber ohnedies schon sehr oft gesprochen. Ich möchte jetzt aber auf einen Artikel, der am Montag im „Standard“ erschienen ist, zu sprechen kommen. Dieser trägt die Überschrift: „Wien fürchtet den Ansturm der ganz Kleinen.“ In diesem Artikel wird darauf Bezug genommen, welche Auswirkungen das einkommensabhängige Kindergeld haben wird. Es ist ja auch nicht neu, dass es da Auswirkungen geben wird. Der Herr Stadtrat führt sehr wohl an, dass wir ab 2011 damit rechnen müssen, dass sehr viel jüngere Kinder in das System kommen werden. 

Ich finde es sehr mutig, dass er das sagt! Es bleibt nur ein bisschen offen, wie wir dieser Heerscharen jüngerer Kinder gerecht werden, die zu Recht den Kindergarten oder die Krippe besuchen wollen. Ich weiß schon, dass die Plätze ausgebaut werden. Kollege Wutzlhofer wird dann wahrscheinlich ausführlich darüber sprechen, wo jetzt überall viele Plätze errichtet werden. Ich glaube jedoch, dass das zu wenig sein wird! Gerade im Bereich der sehr jungen Kinder wird es zu Engpässen kommen, auch wenn wir hoffen, dass die Plätze, die jetzt ausgebaut werden beziehungsweise hinsichtlich welcher der Ausbau geplant ist, das abfangen werden.

Ich fürchte allerdings, dass dem nicht so sein wird! Wir haben nämlich jetzt schon zu wenig Plätze, und wir bekommen jetzt schon immer wieder Meldungen von Eltern, die ihre Kinder im Kindergarten anmelden wollen und die Antwort bekommen: Es gibt keinen Platz, denn es werden die Fünfjährigen bevorzugt aufgenommen. – Klar! Die müssen ja in den Kindergarten gehen! Aber Dreijährige haben dann keinen Platz oder werden halt vertröstet und müssen warten, bis irgendwo etwas frei wird. 

Auf diese Situation wurde jahrelang nicht reagiert. Das haben wir schon öfters diskutiert. Im letzten Jahr wurde mit dem Ausbau der Plätze reagiert, der Ausbau der Kindergartenplätze und der Krippenplätze wurde jedoch jahrelang verschlafen. Nun befinden wir uns in der Situation, dass wir jetzt schon zu wenige Plätze haben, und wir werden offensichtlich ab 2011 im Bereich der Krippenkinder noch einmal Platzmangel haben.

Vom Personalmangel brauche ich gar nicht zu reden, denn auch das führt der Herr Stadtrat in diesem Artikel aus. Wir werden natürlich mehr Personal brauchen, wenn die jüngeren Kinder in den Kindergarten kommen. Nach wie vor ungelöst ist allerdings die Frage, wie wir zu diesem Mehr an Personal kommen. 2011 wird vielleicht wieder ein Schwung an KindergartenpädagogInnen ausgebildet sein, die dann wirklich in den Betrieb gehen. Ich fürchte, die Tendenz wird fortbestehen, dass die ausgebildeten KindergartenpädagogInnen ob der Bedingungen, die sie vorfinden, nicht in den Beruf gehen, sondern dann doch eine andere pädagogische Ausbildung wählen. Man kann aber einmal auch hoffen, dass sich etwas ändert!

Ich appelliere jedenfalls an die SPÖ, auch auf Bundesebene Druck zu machen, die Regelung bezüglich der Kinder mit Behinderung noch einmal zu überdenken und zu versuchen, das Gesetz in diesem Sinne zu reparieren. Es kann nämlich nicht im Sinne der Politik hier in dieser Stadt sein, dass wir eine Gruppe von Kindern vom Kindergartenbesuch ausschließen! Ich meine, gerade diese Kinder haben ein Recht auf einen Kindergartenplatz und haben es dringend notwendig, in Kontakt mit anderen Kindern zu kommen.

Wir werden auf Bundesebene weiter dranbleiben und versuchen, dieses Gesetz noch zu ändern. Hier im Wiener Landtag ist uns das nicht gelungen, aber auf Bundesebene werden wir, wie gesagt, dranbleiben. – Ich danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Riha. Ich erteile es ihr.

Abg Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich freue mich, dass ich heute hier am Rednerpult zu einer sehr erfreulichen Tatsache und zu einem wirklichen Fortschritt reden kann. Es gibt heute einen Beschluss, der einen wesentlichen Fortschritt für die Kinder und für die Eltern in dieser Stadt darstellt. Wir hatten an dieser Stelle schon oft sehr unterschiedliche Diskussionen. 

Die Argumente des Herrn Kollege Gudenus kann ich aber wirklich nicht nachvollziehen! Gerade wenn es Ihnen ein Anliegen ist, dass Kinder mit Migrationshintergrund gut Deutsch lernen – und so habe ich Sie verstanden –, sollten Sie bedenken, dass Kinder gerade im Vorschulalter am besten Deutsch lernen. Daher ist es naheliegend und wichtig, dass diese Kinder den Kindergarten besuchen. Im Hinblick darauf ist es für mich überhaupt nicht nachvollziehbar, wieso Sie heute nicht zustimmen! Irgendeinen Grund wird es schon geben, nachvollziehbar ist das für mich aber nicht! 

Trotzdem bin ich sehr stolz, dass wir es geschafft haben, diese wichtige Maßnahme auf den Weg zu bringen. Es ist dies ein wichtiger integrationspolitischer, bildungspolitischer und gesellschaftspolitischer Schritt. 

Liebe Frau Kollegin Smolik! An dieser Stelle möchte ich auch sagen: Selbstverständlich bin ich absolut Ihrer Meinung, dass es ganz wichtig ist, dass die Stadt Wien für alle Kinder, ob mit oder ohne Behinderung, aus allen Schichten und für alle Bedürfnisse Kindergartenplätze zur Verfügung stellt. Es ist nicht so, wie Sie es darstellen, dass Kinder mit Behinderungen ausgeschlossen sind. Es ist nur so, dass Eltern, die sich außerstande sehen, das umzusetzen, um Freistellung ansuchen dürfen und dafür nicht noch extra bestraft werden. Das ist die Realität.

Trotzdem möchte ich an dieser Stelle auf jeden Fall darauf hinweisen, dass Frau Familienstaatssekretärin Marek maßgeblich daran gearbeitet hat und dass wir es ihr verdanken, dass diese Vereinbarung erzielt wurde und wir dieses Gesetz heute beschließen. An dieser Stelle sage ich ein Dankeschön für die geleistete Arbeit! (Beifall bei der ÖVP.)

Die Bundesregierung hat dafür gesorgt, dass es einen Rahmen gibt. Dieser Rahmen muss jetzt aber von der Stadt Wien gefüllt werden, sonst bleibt das Ganze ein ungefüllter Rahmen und hohl.

Die vorschulische Bildung steht auf drei wesentlichen Säulen, nämlich erstens der Quantität, die Frau Kollegin Smolik schon angesprochen hat, zweitens der Qualität und drittens der Rechtssicherheit. 

Ich möchte jetzt kurz etwas zur ersten Säule, nämlich zur Quantität, sagen: Um dieses Gesetz in Wien umsetzen zu können, ist ein bedarfsgerechtes Netz an Kindergärten, Krippen, Tageseltern und so weiter vonnöten. Ohne dieses Netz ist es unmöglich, das umzusetzen, und da sprechen die Zahlen in Wien keine erfreuliche Sprache. Ganz im Gegenteil: Es ist wenig erfreulich! Frau Kollegin Smolik hat es schon angesprochen: Schon derzeit hat nur jedes vierte Kind in Wien unter drei Jahren die Möglichkeit, einen Platz zu bekommen. Bei den Drei- bis Sechsjährigen bekommen 10 bis 15 Prozent der Kinder keinen Platz,

Außerdem fehlen nach wie vor KindergartenpädagogInnen. Jedes Jahr müssen Eltern und vor allem viele alleinerziehende Mütter und Väter darum bangen, ob sie einen Kindergartenplatz bekommen. Last but not least hängt davon oft auch der Wiedereinstieg in den Beruf und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ab. In Anbetracht dessen meine ich, dass es wirklich eine Grundaufgabe dieser Stadtregierung wäre, diese Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu ermöglichen.

Wenn jetzt die Fünf- bis Sechsjährigen den Kindergarten verpflichtend besuchen werden – was ich absolut unterstütze und begrüße –, dann bedeutet das, dass wir für die Kinder, die derzeit nicht in den Kindergarten gehen, etwa 1 000 bis 1 500 Plätze brauchen. Und auch in diesem Punkt stimme ich mit Kollegin Smolik überein, dass das einen Verdrängungswettbewerb der Fünf‑ bis Sechsjährigen bedeutet und dass die immer stärker werdende Gruppe der Wiedereinsteigerinnen, die jetzt durch eine mögliche verkürzte Karenzzeit früher einen Platz brauchen, noch weniger Plätze bekommen wird. Das ist schon jetzt jene Gruppe, die am stärksten betroffen ist und überhaupt keine Kindergartenplätze bekommt. Ich erhalte zu diesem Problem jede Woche wirklich reihenweise Mails und Anrufe. Die bedarfsgerechte Entwicklung ist daher eines der dringendsten Anliegen, und es muss einfach langfristig geplant werden. 

Lieber Herr Kollege Wutzlhofer! Ich weiß, dass Sie das sagen werden! Und ich sage das auch zu Ihnen, lieber Herr StR Oxonitisch! Ich kann diese Ausrede, dass es nur deshalb nicht geht, weil die Kindergartenmilliarde des Bundes nicht mehr fließt, wirklich nicht mehr hören! Man kann doch nicht die eigene Verantwortung immer auf den Bund abschieben! 

Die Kindergartenmilliarde war eine einmalige Einführung 1999, 2000 und 2001. Das ist mittlerweile neun Jahre her. Das wissen Sie, aber es ist halt so bequem, die Verantwortung immer auf jemanden anderen abzuschieben! Der Ausbau der Kindergartenplätze ist einzig und allein Aufgabe der Stadt und des Landes Wien. Wenn der Bund die Länder dabei unterstützt, dann ist das fein und begrüßenswert, wenn der Bund das aber nicht tun würde, dann wäre es trotzdem Aufgabe des Landes Wien.

Daher bitte ich Sie, diese Ausrede, dass Sie nicht ausbauen können und wir deshalb zu wenige Plätze haben, weil es die Kindergartenmilliarde nicht gibt, nicht mehr zu verwenden! Das ist einfach unrichtig! Ich ersuche Sie: Übernehmen Sie Verantwortung, und erarbeiten Sie ein Konzept, wie man es innerhalb von drei Jahren schafft, einen bedarfsgerechten Ausbau umzusetzen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Der nächste Punkt, die Qualität, wäre natürlich ganz wichtig. Ich nehme an, diesbezüglich sind wir uns einig! Gute Qualität ist die Grundvoraussetzung für den Erfolg der vorschulischen Bildung. Es geht darum, dass wir das Bestmögliche für alle Wiener Kinder schaffen – das habe ich vorher schon gesagt – egal, welcher Herkunft, ob mit Migrationshintergrund oder ohne, ob bildungsnahe oder bildungsferne Schicht, ob mit Behinderung oder ohne. Es geht darum, jedem Kind in dieser Stadt einen guten Start ins Leben zu ermöglichen. Daher müssen wir sicherstellen, dass die qualitativen Standards in allen Wiener Kindergärten, egal, ob öffentlich, gemeinnützig oder privat, Anwendung finden. Wir müssen sicherstellen, dass alle Kinder, die einen Förderbedarf aufweisen, die entsprechende zusätzliche individuelle Betreuung und Begleitung erhalten.

Daher ist es wichtig, im Rahmen des Kindertagesheimgesetzes einen Qualitäts- und Strukturrahmen zu schaffen, der für alle Wiener Kindergärten Gültigkeit hat. Es ist wirklich hoch an der Zeit, das Kindertagesheimgesetz in dieser Hinsicht zu überarbeiten. Natürlich geht es da auch ums Personal. Wir stehen in Wien vor einer großen Herausforderung, das wissen Sie genau so gut wie wir. Ausbau und Qualitätsverbesserung bedeuten Mehrbedarf an qualifizierten KindergartenpädagogInnen. Wir haben in Wien eindeutig zu wenige. Ich weiß, dass Herr Kollege Wutzlhofer wieder von „Pick up“ und „Re-Start“ sprechen wird. – Ja, es gibt eine spezielle Ausbildung für die KindergartenpädagogInnen der Stadt Wien, wir brauchen aber KindergartenpädagogInnen für alle Kindergärten in Wien! Die Stadt Wien trägt die Verantwortung dafür, dass es Kindergartenpädagoginnen und ‑pädagogen für alle Wiener Kindergärten gibt und nicht nur für die städtischen Kindergärten! 

Es ist daher auch an der Zeit, alle Strukturen wie Vorbereitungszeiten, Gehalt, Gruppengrößen, PädagogInnen-Kind-Schlüssel und vieles mehr in einem Kindertagesheimgesetz neu zu regeln. 

Herr Bgm Häupl hat heute in der Fragestunde gesagt, dass die Gehälter für die KindergartenpädagogInnen angehoben wurden. – Ja, das stimmt, aber nur für die KindergartenpädagogInnen der städtischen Kindergärten! Ich bin allerdings der Meinung, dass die Stadtregierung nicht nur für die städtischen Betriebe zuständig ist, sondern für alle Wiener Kindergärten, und daher sind Sie auch dafür zuständig, dass KindergartenpädagogInnen in ganz Wien gut bezahlt werden.

Auf die beiden Säulen Quantität und Qualität kommt es bei der vorschulischen Bildung und Betreuung an. Aber diese beiden Säulen müssen auch durch ein geeignetes legistisches Dach verbunden sein!

Sehr geehrten Damen und Herren! Zum wiederholten Male sage ich: Nach Überzeugung meiner Partei besteht ein Rechtsanspruch auf einen gebührenreduzierten Kindergartenplatz nicht nur für die fünf‑ bis sechsjährigen Kinder, denn je früher Kinder in den Kindergarten gehen, umso besser ist das für ihre sprachliche, soziale, kognitive und überhaupt ihre gesamte Entwicklung, insbesondere aber natürlich dann, wenn es sprachliche Schwierigkeiten gibt. 

Wenn wir heute daher die Kindergartenpflicht für Fünf‑ bis Sechsjährige beschließen, dann ersuche ich Sie, auch dem Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz für jedes Kind in dieser Stadt, das einen braucht, zuzustimmen! Ein Kindergartenplatz ist das gute Recht jedes Wiener Kindes, und dieses Recht gehört in die Wiener Landesgesetzgebung hineingeschrieben. – Daher gebe ich den Beschlussantrag weiter.

Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Vor uns liegen jetzt die Semesterferien. Es ist Zeit, Energie zu tanken. Ich gebe Ihnen unsere Ideen sehr gerne mit. Vielleicht haben Sie ein bisschen Zeit, darüber nachzudenken. Es gibt in Wien noch viel zu tun! – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Ich ersuche den nächsten Redner, Herrn Abg Mag Wutzlhofer, zum Rednerpult zu kommen.

Abg Mag Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Präsidentin! Herr Landesrat!

Ich werde versuchen, meinen Vorrednerinnen und Vorrednern auf die meisten aufgebrachten Fragen zu antworten. 

Bei Herrn Kollegen Gudenus tue ich mich auch schwer! Insofern kann ich Claudia Smolik nicht ganz helfen, indem ich das besser erkläre. – Ich verstehe, dass der freiheitliche Klub nach langem Abwägen von Pro und Kontra und vielen Überlegungen zu der Erkenntnis gekommen ist, dass Integration dann besser geht, wenn man die Leute aussperrt. Das war wohl letztlich der Vorsatz! Wenn nämlich jetzt alle Kinder in den Kindergarten gehen würden, dann wäre das sehr schlecht für Ihre Auffassung von Integration! 

Das hat für mich eine absurde, aber auch eine traurige Komponente, denn das steht eigentlich Modell für das, was Sie Integration nennen: Auseinanderdividieren, Hinaushauen, Abschotten, Abschasseln! Weg mit dem Ruß! – Das meinen Sie letztlich! So wird Integration aber nie funktionieren, und das lehnen wir zutiefst ab. (Beifall bei der SPÖ.)

Somit komme ich zum Inhaltlichen. Wir beschließen heute das verpflichtende letzte Kindergartenjahr. Ich glaube, das ist ein positiver Schritt im Hinblick auf den Bildungsplan in Wien und den Bildungsplan für Österreich. Nach einem massiven Platzausbau und der Ausbildungsoffensive ist das ein weiterer Schritt in die richtige Richtung. Dieser ist vor allem deshalb so wichtig, weil es das dezidierte Ziel dieses Vorschlages ist – was ja nicht umsonst auch in den Vorbemerkungen steht –, allen Kindern gleiche und die besten Startchancen ins weitere Bildungssystem zu geben. 

Wir haben diese Diskussion auch schon recht oft an anderer Stelle geführt, ich gehe jetzt nur mehr kurz darauf ein: Das ist deshalb so wichtig, weil diese Startchancen ins österreichische Bildungssystem leider nicht gleich verteilt sind. 

Ich bin davon überzeugt, dass MigrantInnen nicht dümmer sind als Einheimische, dass Landratten nicht dümmer sind als Städter, dass Frauen oder Mädchen nicht dümmer sind als Männer oder Buben. Skurriler Weise haben sie aber im österreichischen Bildungssystem ganz unterschiedliche Chancen und Bildungsabschlüsse. Das ist einer der größten Missstände, den es in der österreichischen Politik gibt, und wir werden nicht aufhören, für ein Bildungssystem zu kämpfen, das allen die gleichen Startchancen ermöglicht, unabhängig davon, wie reich die Eltern sind.

Es ist übrigens eine traurige Tatsache, dass alle Schritte, die in diese Richtung gegangen wurden oder die man in diese Richtung gehen will, in der Geschichte unserer Republik immer Schritte gegen den Widerstand der ÖVP sind. Ich denke jetzt an die flächendeckende Einführung der neuen Mittelschule, an ein offenes Hochschulstudium, an mehr Ressourcen für ein Hochschulstudium oder an Ganztagsschulen für alle Kinder. Das ist wirklich schade! (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Ich sage aber gleich auch dazu: Ich finde es schön, dass dieser Widerstand zusehends bröckelt! 

Das verpflichtende Kindergartenjahr ist ein weiterer guter Schritt in Richtung mehr Chancengleichheit, und dieser ist besonders wichtig, denn ich bin überzeugt davon, dass der Kindergarten nicht nur die erste, sondern eine der essenziellsten Bildungseinrichtungen überhaupt ist. Kinder lernen im Kindergarten Sprachkompetenzen, soziale Skills et cetera, et cetera. – Ich möchte nicht zu lange brauchen, weil ich der letzte Redner bin.

Es ist dies aber nicht nur meine Meinung, sondern es belegen mehrere wissenschaftliche Studien, zuletzt die OECD-Studie „Starting Strong“, dass der Besuch eines Kindergartens die Chancen in der Bildungskarriere und die Vermittlung von Schlüsselkompetenzen eindeutig massiv positiv beeinflusst. Ein besseres Argument für diesen Gratiskindergarten beziehungsweise für den verpflichtenden Kindergarten kann es gar nicht geben. 

Somit ist die Argumentation von Herrn Kollegen Gudenus noch einmal besonders komisch, wenn er sagt, dass es irgendwie besser ist, wenn die Kinder nicht in den Kindergarten gehen! Dafür gibt es überhaupt keinen Beleg! Im Gegenteil! 

Übrigens gibt es eine spezielle Auswertung betreffend MigrantInnenkinder in der „Starting Strong“‑Studie: Jedes Kind hat, ungeachtet seiner Herkunft, massiv bessere Chancen in der Bildungskarriere und bei der Vermittlung von Sprachkompetenzen, wenn es in einem Kindergarten war. 

Und dass es keine besonderen Fördergrundlagen für diese Kinder gibt, ist auch falsch. Wir haben hier schon öfter vom 1 + 1-Fördermodell gesprochen: Das kann man in einigen Reden nachlesen. Ich verzichte jetzt auf Grund der Zeitökonomie darauf, das zu wiederholen. 

Etwas möchte ich noch sagen: Wir reden von einer bundesgesetzlichen Regelung, von einer 15a-Vereinbarung, die ja nichts anderes sein kann als der Spiegel dessen, was man bundesweit vereinbaren kann und was in den einzelnen Bundesländern möglich ist. In diesem Zusammenhang möchte ich betonen, dass für den Bildungserfolg, den der Kindergarten in Wien bietet, auch die spezielle Qualität des Kindergartens wesentlich ist. Wesentlich ist aber auch, dass das Angebot in Wien in Zukunft natürlich weit über das gesetzliche Minimum, das wir hier beschließen, nämlich 20 Stunden an mindestens 4 Tagen, hinausgeht. 

Ganztagsgratiskindergarten auch in vielen privaten Kindergärten für alle Null‑ bis Sechsjährigen: Das ist eine große Sache, die kein anderes Bundesland hat. Daher bin ich es auch leid, dass wir in Wien als die, die nachweisbar am allermeisten getan haben – wobei man fraglos in Zukunft noch mehr tun muss! –, uns vorwerfen lassen müssen, dass wir irgendwelche Ausreden verwenden! Ich möchte gerne wissen, welche Ausreden wofür! Es gibt keine Ausreden, die man verwenden muss, wenn man in einer Angelegenheit nur Erfolge vorweisen kann!

Zu den Plätzen, was ja der Hauptkritikpunkt war: Alle Redner haben gesagt, dass sie bezweifeln, dass es genug Plätze gibt. – Benötigt werden auf Grund der Besuchspflicht zusätzlich 800 Kinderbetreuungsplätze. Diese werden selbstverständlich errichtet und noch viel mehr. Jahr für Jahr – letztes Mal hatte ich die Zahlen mit – werden seit vielen Jahren in Wien Kinderbetreuungsplätze ausgebaut. Allein im Vorjahr und heuer sind es zusammen 5 000, und man kann unschwer erkennen, dass 5 000 mehr als 800 sind! Ich glaube daher, dass die Angst, dass das verpflichtende Kindergartenjahr massiv Plätze abziehen würde, obwohl insgesamt 5 000 in den letzten 2 Jahren neu geschaffen wurden, im Grunde genommen nicht gerechtfertigt ist. 

Im Übrigen bin ich überhaupt der Meinung, dass es ein bisschen populistisch ist, wenn man, wenn auch mit ernster Miene, sagt: Es gibt zu wenig Kinderbetreuungsplätze. Das ist ein Wahnsinn! Es muss viel mehr Kinderbetreuungsplätze geben! Und die Gruppen sind zu groß! Und es gibt viel zu wenig KindergartenpädagogInnen!

Man ist natürlich, wenn man in der Opposition ist, in der positiven Situation, dass man das nicht lösen muss. Als jemand, der Dinge umsetzt und real Kindergartenpolitik macht, möchte ich aber doch festhalten: Das ist ein Gordischer Knoten! Wien ist nach wie vor das einzige Bundesland, das eine Ausbildungsoffensive gesetzt hat, damit der Engpass bei den PädagogInnen gelöst wird, und man baut im Durchschnitt um 2 000 bis 2 500 Plätze aus. Wenn man nun aber sagt, dass man noch viel mehr Plätze will, und auf der anderen Seite kritisiert, dass es zu wenig PädagogInnen gibt, dann ist das – sorry! – unredlich und abzulehnen! (Beifall bei der SPÖ.)

Es gibt zu wenig Plätze. Wir haben nicht 100 Prozent in allen Altersgruppen. Das hat hier aber auch noch keiner gesagt. Ich möchte aber auf jeden Fall noch einmal darauf hinweisen, weil das jedes Mal als großes Problem beklagt wird, dass es kein Bundesland in Österreich gibt, das auch nur annähernd so viele Plätze hat wie Wien, und zwar nicht nur absolut, sondern auch prozentuell. Es gibt auch kein Bundesland in Österreich, das so viel für den Kindergarten ausgibt, und es gibt auch kein Bundesland in Österreich, das so viele Kindergartenplätze ausgebaut hat.

Außerdem stimmt es, auch wenn Sie es nicht hören wollen: Wir hätten vermutlich noch mehr ausbauen können, keine Frage! Das ist Wiener Kompetenz. Wir hätten noch mehr ausbauen können, wenn nicht die FPÖ und die ÖVP damals die Kindergartenmilliarde abgeschafft hätten. 

Es ist aber schön – Monika Riha hat es selbst gesagt –, dass es von Seiten des Bundes und der Bundesregierung wieder Unterstützung für den Ausbau und auch für das vorliegende Gesetz gibt, seit die Sozialdemokratie in der Bundesregierung ist. Das ist schön und positiv, und ich stehe nicht an zu sagen: Danke für diese Förderung des Bundes!

Trotzdem möchte ich darauf hinweisen, dass man die Kirche doch im Dorf lassen soll: Wien erhält vom Bund für die Umsetzung des verpflichtenden Kindergartenjahres durchschnittlich 14 Millionen EUR im Jahr, die Kosten für die halbtägige kostenlose Betreuung von rund 15 000 Kindern – so viele sind es in diesem Jahrgang – betragen allerdings 30 Millionen EUR. Die Gesamtausgaben betragen also um mehr als 100 Prozent mehr. Im Hinblick darauf ist es natürlich auf unser klares Verständnis zurückzuführen, dass wir nicht zufällig ein Benchmark setzen, sondern weil wir seit Jahren massiv daran arbeiten!

Wenn Sie ausgerechnet die Stadt Wien darauf hinweisen, dass sie dringend an der Grundaufgabe, nämlich Vereinbarkeit zwischen Familie und Beruf, arbeiten soll, dann verweise ich nur auf die vielen Diskussionen über den Vereinbarkeitsindex der Arbeiterkammer, der im Österreichdurchschnitt 33 Prozent, in Wien aber 80 Prozent und bei städtischen Kindergärten 100 Prozent beträgt. 

Natürlich ist nie alles getan! Das Bessere ist der Feind des Guten. Wir brauchen ganztägige Kindergartenplätze mit möglichst wenig Schließtagen für jedes Kind. Das haben wir noch nicht erreicht, keine Frage! Es ist aber überhaupt niemand so nahe daran, und niemand hat sich weniger vorzuwerfen, wenn er so viel Arbeit geleistet hat wie wir hier! (Beifall bei der SPÖ.) 

Jetzt noch ganz schnell zu zwei Themen, nämlich zu den behinderten Kindern und zum Recht auf einen Kindergartenplatz.

Betreffend die Ausnahmemöglichkeit für die Besuchspflicht für behinderte Kinder hast du, Monika, selbst gesagt, dass es sich hier um eine Art 15a-Vereinbarung handelt, bei der wir eine bundesgesetzliche Vorgabe in Abstimmung mit allen Bundesländern nachvollziehen. Letztlich vollziehen wir nur eine Sache nach, die in Wirklichkeit sehr genau der Regelung betreffend Schulpflicht entspricht. Daran kann man aber auch erkennen, wie das in Wien ausgelegt ist. In Wien gab es vor fünf Jahren ein nicht eingeschultes Kind. Die aktuellen Zahlen kenne ich nicht, ich habe mich aber damals damit beschäftigt, und ich nehme an, es werden jetzt nicht viel mehr sein. 

Das liegt daran, dass es in Wien sehr viele Angebote für behinderte Kinder gibt. Es gibt 133 Integrationskindergruppen und 10 heilpädagogische Kindergartengruppen. Es gibt in Wien eine eigene Institution speziell für autistische Kinder. So etwas gibt es sonst in ganz Österreich nicht! Ich meine also, es ist legitim, auf dieses Thema hinzuweisen, und ich glaube, dass man das insbesondere auch bundesweit tun muss. Ich habe also keine Angst, sondern bin, im Gegenteil, überzeugt davon, dass das in Wien kein Problem darstellt!

Letztes Thema – Recht auf einen Kindergartenplatz: Wie im ÖVP-Antrag erwähnt ist, hat man sich bei dieser Forderung Deutschland und andere Länder zum Vorbild genommen. Und es steht auch im Antrag selbst: Deutschland hat ein bundesgesetzlich verankertes Recht auf einen Kindergartenplatz. 

Ich möchte ehrlich sagen: Ich empfehle Ihnen, das eigene Vorbild ernst zu nehmen und auch in Österreich dafür zu kämpfen, dass wir das – wie viele andere Dinge auch, betreffend welche wir in Wien bereits Beschlüsse gefasst haben – auf bundesgesetzlicher Ebene umsetzen können!

Es ist für mich nicht einsehbar, warum ein Kind, wenn es in Vorarlberg, Niederösterreich oder Oberösterreich beziehungsweise wurscht in welchem Bundesland geboren ist, andere Chancen haben soll als in einem anderen Bundesland. Das ist für mich nicht einsehbar! Deshalb bin ich nach wie vor – wir haben das hier ja mit breiter Mehrheit beschlossen – für ein Bundesrahmengesetz, das Dinge wie Gruppengrößen, Schließtage, qualitative Fragen et cetera festschreibt. Aber natürlich ist für mich auch das Recht auf einen Kindergartenplatz eine Forderung auf Bundesebene.

Seien wir uns aber ehrlich! Wären alle Bundesländer so weit wie Wien, dann wäre der Schritt zu einem Bundesrahmengesetz und auch zu einem bundesgesetzlich verankerten Recht auf einen Kindergartenplatz ein vergleichsweise kleiner. Da dem aber nicht so ist, wird es wohl zwar nicht am Widerstand von allen, aber von einigen ÖVP-regierten Bundesländern scheitern, dass es eine schnelle Regelung für ein Bundesrahmengesetz gibt. Man soll jedoch die Hoffnung nicht verlieren! Vielleicht kann die neue Wiener ÖVP-Chefin Marek irgendwann doch noch Erfolge in dieser Hinsicht vorweisen!

Jetzt noch ein Satz zum Thema Rechte für Kinder: Es wurde das Recht auf einen Kindergartenbetreuungsplatz gefordert. – Ich muss es sagen, weil es aktuell ist und mir am Herzen liegt: Ich meine, eine solche Forderung nach einem Recht auf einen Kindergartenplatz wäre umso glaubwürdiger, wenn sich Ihre Partei auch an andere Kinderrechte halten würde! Ich finde, dass die derzeit von Innenministerin Maria Fekter vorgestellte Idee der Einkasernierung von AsylwerberInnen schon allein deshalb abzulehnen ist, weil es meines Erachtens unmenschlich und menschenverachtend ist, Menschen, die zu einem großen Teil schreckliche Erfahrungen haben, prinzipiell einmal einzusperren! Wenn aber Kinder betroffen sind, dann ist das ein Bruch der UN-Kinderrechtskonvention, die Österreich vor 20 Jahren ratifiziert hat. Und das widerspricht auch der von FPÖ und ÖVP im Dezember im Nationalrat eingebrachten Gesetzesinitiative für die bundesverfassungsgesetzliche Verankerung der Rechte von Kindern.

Ich meine: Wenn man seine eigenen Gesetzesvorschläge ernst nimmt, dann sollte man sich auch an sie halten! Wir alle hier wissen, dass das noch nicht beschlossen ist, weil die Opposition aus anderen Gründen blockiert hat. Die UN-Kinderrechtskonvention wurde aber nicht umsonst vor 20 Jahren ratifiziert, und wenn man das einbringt, dann sollte man sich auch daran halten! Meiner Meinung nach ist es, abgesehen von juristischen Überlegungen, zutiefst unmenschlich, wenn Kinder, die seelische Verletzungen erlebt haben und oft schwer traumatisiert sind, am Ende ihrer Reise, anstatt dass ihnen geholfen wird, zuerst einmal beschimpft werden! Dafür gibt es für mich kein anderes Wort als Unmenschlichkeit. Das halte ich für zutiefst ablehnenswert! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich hoffe, dass sich bei der ÖVP in Zukunft andere Kräfte durchsetzen als die soziale Kälte, vielleicht auch mit Ihrer aller Unterstützung! Ich würde mich darüber freuen!

Ich hoffe, ehrlich gesagt, dass die Oppositionsparteien hier ihre Blockade aufgeben! Natürlich ist es aus Sicht einer Oppositionspartei legitim, mehr parlamentarische Kontrollrechte zu fordern. Ich meine aber, dass es, ehrlich gesagt, ein bisschen schade ist, dass diese Blockade sich ausgerechnet auf Kinderrechte bezieht. Dafür habe ich kein Verständnis! Hoffentlich entwickelt sich das besser!

Zum Glück ist das heutige Thema erfreulicher. Das verpflichtende letzte Kindergartenjahr bringt – wie erwähnt – mehr Bildungschancen für Kinder. Nach dem großen Sprung Gratiskindergarten ist das ein weiterer Schritt nach vorne, und es freut mich sehr, dass es ein Schritt ist, den wir hier im Haus breit tragen, und es ein Schritt ist, den wir in ganz Österreich gehen. Das stimmt sehr zuversichtlich für weitere Schritte! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile dem Berichterstatter das Schlusswort. 

Berichterstatter Amtsf StR Christian Oxonitsch: Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich kann mich meinem Vorredner nur anschließen. Ich glaube, der heutige Tag, an dem wir mit einer sehr breiten Mehrheit hier im Wiener Landtag dieses Gesetz beschließen werden, ist ein guter Tag!

Ich möchte ganz offen sagen: Die Argumente, die seitens der Freiheitlichen Partei angeführt wurden, warum man nicht zustimmt, sind wirklich nicht nachvollziehbar! Die Analyse, dass es Kinder mit Sprachdefiziten, sozialen Defiziten und motorischen Defizite gibt, trifft durchaus zu. Ich verstehe aber überhaupt nicht, wie man daraus die Schlussfolgerung ziehen kann, dass man nicht früher zu fördern beginnen soll, sondern sogar später! (Abg Mag Wolfgang Jung: Laut Geschäftsordnung fasst der Berichterstatter zusammen und gibt keine Kommentare ab!) 

Ich halte mich sehr genau an die Geschäftsordnung! Ich darf zusammenfassen und auch auf Argumente, die geäußert wurden, eingehen! Wenn Sie dieses demokratische Recht des verantwortlichen Landesrats schon in Frage stellen, na dann Gute Nacht, mein sehr geehrter Herr Jung! Das sage ich dazu. (Abg Mag Wolfgang Jung: Sie scheren sich offenbar nicht um die Geschäftsordnung!)

Es ist mein Recht, auf diese Argumente einzugehen, vor allem dann, wenn sie so krude sind, wie sie hier vorgebracht wurden! Wenn Sie sagen, dass es Kinder mit Defiziten gibt, man aber nicht beginnen soll, sie noch früher zu fördern und zu unterstützen, etwa zur Bekämpfung von Sprachdefiziten, von motorischen Defiziten und von sozialen Defiziten, dann kann ich mich dieser Argumentation einfach nicht anschließen, und es muss auch legitim sein, darauf einzugehen!

In logischer Konsequenz würde das nämlich heißen: Fangen wir noch später an, dann ersparen wir uns vielleicht Probleme in der Bildungspolitik! – Das ist nicht mein Zugang! Bildungspolitik muss möglichst früh bei den Kindern ansetzen, am besten im Kindergarten, und dafür sorgen wir in Wien, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Darum bin ich auch sehr froh darüber, dass gerade im Zusammenhang mit der Art 15a-Vereinbarung eine wirkliche bildungspolitische Diskussion über den Stellenwert der Elementarpädagogik und der Frühkindpädagogik in Gang gekommen ist. Damit legen wir tatsächlich den Fokus auf einen sehr wichtigen Bereich, was nicht immer der Fall war. So wurde zum Beispiel unter der blau-schwarzen Regierung die zusätzliche Unterstützung durch die Kindergartenmilliarde gestrichen.

Ich will jetzt gar nicht auf die einzelnen Punkte eingehen. Das ist eine Frage der Wertigkeit. Damals wurden die Unterstützungen gestrichen, unter der jetzigen Bundesregierung wird das sichergestellt.

Ich glaube, wir haben auch gute Gespräche mit der Frau Staatssekretärin geführt. Ich hoffe nur, dass die Frau Staatssekretärin das, was damals nicht zuletzt auf Grund meines Drängens vereinbart wurde, auch für die Zukunft sicherstellen kann, nämlich die entsprechende finanzielle Förderung, die ja zeitlich begrenzt ist. Ich hoffe, Kollegin Riha, dass wir gemeinsam Seite an Seite bei der Frau Staatssekretärin sicherstellen können werden, dass Wien weiterhin diese Unterstützung bekommt! 

Fraglos ist nämlich die Umsetzung dieses Projektes eine finanzielle Herausforderung. Kollege Wutzlhofer hat schon darauf hingewiesen, dass wir ein Vielfaches von dem, das wir seitens des Bundes auch für das verpflichtende Kindergartenjahr zur Verfügung gestellt bekommen, in diesen Bereich investieren. Trotzdem würde ein Wegfall dieser Unterstützung natürlich Folgen haben. Ich hoffe, dass unser gemeinsamer Einsatz im Interesse der Wienerinnen und Wiener bei der Frau Staatssekretärin letztlich auch entsprechend Früchte tragen wird.

Das gilt auch für die entsprechende Anschlussfinanzierung, die, wie wir alle wissen, im heurigen Jahr ausläuft. Ich gehe davon aus, dass wir auch dafür gemeinsam eintreten werden, dass diese Mittel seitens des Bundes weiterhin zur Verfügung gestellt werden, damit wir den Ausbau, den wir in Wien in den vergangenen Jahren sehr intensiv betrieben haben, auch in Zukunft fortsetzen können. Kollege Wutzlhofer hat schon darauf hingewiesen, dass wir allein in den vergangenen beiden Jahren 5 000 Plätze zusätzlich schaffen konnten. Das ist nämlich wichtig und notwendig, vor allem dann, wenn man nicht nur Lippenbekenntnisse hier im Wiener Landtag abgeben, sondern gemeinsam an einer Verbesserung der Situation arbeiten will. Im Hinblick darauf freut es mich natürlich, wenn wir uns hier im Haus einig sind, etwa auch dann, wenn es zum Beispiel um die Schaffung eines Bundesrahmengesetzes geht.

Ich bin gespannt, wie diese Diskussionen in weiterer Folge aussehen werden! Ich habe jetzt mit großer Freude in der Zeitung gelesen, dass auch in Vorarlberg ein wenig Bewegung in den Bereich der Kindergärten und der Kinderbetreuungseinrichtungen kommt, und zwar mit dem – man glaubt es kaum! – revolutionären Vorschlag, dass man schon Kindergartenplätze für Dreijährige anbietet. Na bum!

Wenn ich mir jedoch hier die Bekenntnisse der ÖVP anhören, dann glaube ich, dass es noch einen großen Überzeugungsbedarf auch innerhalb der ÖVP gibt. In anderen Bundesländern ist es nämlich nicht selbstverständlich, Plätze für Null‑ bis Dreijährige überhaupt anzubieten, geschweige denn in der Dichte, in der wir das in Wien tun. 

Natürlich gibt es auch gesetzliche Rahmenbedingungen seitens des Bundes, die in den nächsten Jahren zusätzlichen Druck schaffen werden. Das ist für mich nicht mutig, sondern man muss auch aussprechen, was Sache ist. Es ist zum Beispiel das einkommensabhängige Karenzgeld, das erst jetzt seitens dieser Bundesregierung umgesetzt wurde, eine zusätzliche Herausforderung. Das ist so! Es ist für mich nicht mutig, wenn man das ausspricht, sondern es ist einfach notwendig, etwas zu tun und gewappnet zu sein. 

In diesem Sinne brauchen wir das weitere Ausbauprogramm und eine weitere intensive Ausbildung für Kindergartenpädagoginnen und –pädagogen. Ich habe jetzt ganz bewusst auch Pädagogen angesprochen. Das wollen wir fortsetzen, und ich bin sehr froh, dass es auch hier eine Bewegung seitens des Bundes gegeben hat, dass gerade in den Bundes-BAKIPs im Februar eine zusätzliche Collegeausbildung und im kommenden Jahr zwei zusätzliche starten werden. 

Das ist ein bisschen spät, wir hätten all das gerne ein bisschen früher gehabt, aber der Stillstand im Bereich der Kindergärten und der Kinderbetreuung in Österreich hat ja durchaus – darauf wurde schon mehrmals hingewiesen – eine Geschichte. Ich glaube, ich brauche das nicht noch einmal zu betonen. 

Insgesamt freue ich mich aber, dass wir dieses großartige Projekt gemeinsam mit einer großen Mehrheit hier im Wiener Landtag beschließen können! Es ist eine Herausforderung für alle, gar keine Frage, aber es ist vor allem eine riesige Chance für die Kinder in Wien und für die Eltern in Wien. Darum bitte ich nochmals um Ihre breite Zustimmung. – Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsidentin Marianne Klicka: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das sind die Stimmen der SPÖ, der Grünen und der ÖVP. Ich stelle die Mehrstimmigkeit fest. 

Somit ist das Gesetz in erster Lesung mehrstimmig angenommen.

Es liegt ein Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP-Abgeordneten Riha, Mag Anger-Koch und Dr Wolfgang Aigner betreffend Einführung eines Rechtsanspruches auf einen vorschulischen Betreuungsplatz für Kinder von null bis sechs Jahren vor. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. Ich ersuche diejenigen, die mit dem Antrag 

einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. – 
Es 

sind dies die Stimmen der ÖVP, der Freiheitlichen und der Grünen, also nicht die erforderliche Mehrheit. Somit ist der Antrag abgelehnt.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht. Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Auch hier stelle ich die Mehrstimmigkeit fest. 

Das Gesetz ist in zweiter Lesung mit den Stimmen der SPÖ, der Grünen und der ÖVP beschlossen.

Postnummer 3 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz betreffend das Fischereiwesen im Gebiete der Stadt Wien - Wiener Fischereigesetz geändert wird. Berichterstatterin hiezu ist Frau Amtsf StRin Mag Sima. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zur Novelle des Wiener Fischereigesetzes.

Präsidentin Marianne Klicka: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle hier die Einstimmigkeit fest. 

Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht. Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Auch hier stelle ich die Einstimmigkeit fest.

Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt.

All jenen Abgeordneten, die in den Semesterferien ihren Urlaub verbringen werden, wünsche ich gute Erholung, ein unfallfreies Vergnügen und ein gesundes Wiederkommen!

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Wege bekannt gegeben.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Ende der Sitzung: 12 16 Uhr)

